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„Man	 fühlt	 sich	 kaum	 schuldig	 an	 den	 Taten,	 die	 man	 mit	 anderen	
mitmacht.	 Je	 mehr	 mitmachen,	 umso	 einfacher	 wird	 es,	 sich	 selber	
weniger	 Schuld	 zu	 geben.	 Je	 mehr	 gemeinsam	 Schuld	 sind,	 umso	
schuldloser	hält	 sich	der	 einzelne	 Schuldige.	Da	es	alle	waren,	war	es	
niemand.	Da	es	jeder	war,	warst	Du	es	auch.“1	
	
Auf	 die	 Frage,	 wer	 an	 der	 Diskriminierung	 und	 Verfolgung	 der	 Juden	 während	 der	
Jahre	 1933	 bis	 1945	 im	 Deutschen	 Reich	 beteiligt	 war,	 antworteten	 die	 meisten	
Zeitgenossen	bis	in	die	jüngste	Vergangenheit:	die	Nationalsozialisten.	Einer	der	wohl	
bekanntesten	 Vertreter	 derartiger	 Äußerungen	war	 Alt-Kanzler	 Helmut	 Schmidt,	 der	
noch	 im	 Jahr	 2015	 in	 einem	 Interview	 mit	 der	 Wochenzeitung	 „Die	 Zeit“	 erklärte,	
„[d]ass	 die	 Deutschen	 insgesamt	 schuldig	 waren,	 war	 nicht	 meine	 Vorstellung.	 Die	
Nazis	waren	schuldig.“2	
	 Historische	Studien	haben	diese	Vereinfachung	„es	waren	die	anderen,	nicht	wir“	
widerlegt	 und	 insbesondere	 die	 Forschung	 der	 letzten	 Jahre	 hat	 gezeigt,	 dass	 die	
Realität	 deutlich	 komplexer	 war. 3 	Denn	 Anordnungen	 der	 nationalsozialistischen	
Führung	 „von	 oben“	 und	 deren	 Durchführung	 von	 Parteigenossen	 und	 Angehörigen	




















nicht	 die	 soziale	 Distanz	 fortlaufend	 und	wiederkehrend	 auf	 unterschiedliche	Weise	
durch	das	Mitwirken	verschiedener	Akteure	geschaffen	und	bestätigt	worden	wäre.		
	 Es	stellt	sich	die	Frage,	wer	die	Akteure	waren	und	welche	 ihrer	Handlungen	zur	
gesellschaftlichen	 Ausgrenzung	 der	 Juden	 führten.	 Das	 Ziel	 der	 vorliegenden	
Forschungsarbeit	 ist	 es,	 den	 Prozess	 der	 Exklusion	 der	 Juden	 aus	 der	 Bonner	
Gesellschaft	anhand	des	Verhaltens	der	lokalen	Akteure	zu	untersuchen.	Dabei	werden	
nicht	 nur	 NSDAP-Parteigenossen	 und	 Angehörige	 der	 NS-Verbände	 oder	 Angestellte	
der	 städtischen	 Verwaltung,	 sondern	 auch	 das	 Gros	 der	 Gesellschaft	 sowie	 nicht-
jüdische	 Einzelpersonen	 als	 wirkungsmächtige	 Akteure	 für	 die	 soziale	 Praxis	 vor	 Ort	
betrachtet.		
	 Durch	 den	 begrenzten	Untersuchungsraum,	 das	 heutige	 Stadtgebiet	 Bonn,	 kann	
das	veränderte	Handeln	gegenüber	den	Juden	anhand	derselben	lokalen	Akteure	von	
der	Machtübernahme	der	Nationalsozialisten	 im	Januar	1933	bis	hin	zur	Deportation	
der	 letzten	 Bonner	 Juden	 im	 Juli	 1942	 untersucht	 werden.	 Die	 Beschränkung	 des	
Zeitraumes	wurde	 bewusst	 gewählt,	 da	 ein	 konkretes	 Verhalten	 seitens	 der	 Bonner	
gegenüber	 den	 Juden	 nur	 bis	 zum	 Zeitpunkt	 ihrer	 Deportation	 in	 den	 Osten	
nachgewiesen	werden	kann.	Nachfolgende	Reaktionen	auf	die	Ermordung	der	Bonner	
Juden	 würden	 nur	 auf	 Gerüchten,	 vereinzelten	 Augenzeugenberichten	 oder	
Rückschlüssen	hinsichtlich	der	vorangegangen	antisemitischen	Maßnahmen	basieren.	
	 Auf	 diese	Weise	 kann	 durch	 Fokussierung	 auf	 die	Mikroebene,	 ohne	 dabei	 den	
überregionalen	Kontext	 außer	Acht	 zu	 lassen,	 der	 komplexe	 Prozess	 der	 sukzessiven	
Ausgrenzung	 und	 Verfolgung	 der	 Juden	 sowie	 der	 daran	 beteiligten	 Akteure	
nachvollzogen	werden.	Darüber	hinaus	können	die	Handlungsspielräume	innerhalb	der	
verschiedenen	 Phasen	 der	 antijüdischen	 Politik	 des	 NS-Staates	 identifiziert	werden.4	
Denn	 auch	 in	 einer	 Diktatur	 stellt	 sich	 die	 Frage,	 welches	 Handeln	 zumutbar	 bzw.	













und	 Handlungen	 der	 deutschen	 Gesellschaft	 bei	 der	 Judenverfolgung	 diskutiert	 und	
untersucht.	 Herauszustellen	 ist	 das	 Essay	 von	 Frank	 Bajohr	 in	 „Der	 Holocaust	 als	
offenes	 Geheimnis“.	 Ausgehend	 von	 der	 Prämisse,	 dass	 es	 sich	 bei	 jeder	 Form	 der	
Herrschaft	 um	 eine	 soziale	 Praxis	 handelt,	 konstatierte	 er,	 dass	 die	 deutsche	
Bevölkerung	„aktiv	am	Verfolgungsprozess	beteiligt	war	und	 ihre	 Interessen	 in	diesen	




durch	 Ausschaltung	 der	 Juden	 ergab;	 die	 Zustimmung	 zur	 nationalsozialistischen	
Diktatur.	Anhand	einzelner	Beispiele	zeigt	er	die	Beteiligung	der	Bevölkerung	und	ihre	




	 Wolf	 Gruner	 gibt	 in	 seiner	 mikrohistorischen	 Studie	 „Die	 Berliner	 und	 die	 NS-
Judenverfolgung“	 einen	 tieferen	 Einblick	 in	 das	 Verhalten	 nicht-jüdischer	 Berliner	














über	 „politische	 Vorfälle“,	 handschriftliche	 Vermerke	 in	 den	 Tagebüchern	 von	
Polizeiwachen	 sowie	 Überlieferungen	 der	 Generalstaatsanwaltschaft,	 war	 es	 ihm	
seiner	 eigenen	 Aussage	 nach	 nur	 möglich,	 „die	 Extreme	 des	 Berliner	 Verhaltens“8	
darzustellen.	 So	 konnte	 Gruner	 verschiedene	 Formen	 der	 Gewalt	 durch	 Berliner	
nachweisen,	wie	beispielsweise	antisemitische	Beschimpfungen,	Sachbeschädigungen	
und	 Bereicherung	 an	 „jüdischem“	 Eigentum,	 aber	 auch	 solidarisches	 Handeln	 und	
Hilfe.9		
	 Michael	 Wildt	 fokussiert	 sich	 in	 seiner	 Monographie	 „Volksgemeinschaft	 als	
Selbstermächtigung“	 auf	 die	 soziale	 Praxis	 vor	 Ort.	 Anhand	 von	 Fallbeispielen	
beschreibt	er	die	alltäglich	praktizierte	Gewalt	gegen	Juden,	die	zu	deren	Ausgrenzung	
aus	 der	 Gesellschaft	 führte.	 Dabei	 betrachtete	 er	 nicht	 nur	 die	 daran	 beteiligten	
Akteure,	sondern	arbeitete	auch	die	Rolle	der	Zuschauer	und	Mitläufer	heraus,	die	an	
dem	 Prozess	 der	 Herstellung	 einer	 exkludierenden	 „Volksgemeinschaft“	 beteiligt	
waren.	 Durch	 seine	 bewusste	 Fokussierung	 auf	 gewalttätige	 Handlungen	 und	
Übergriffe	geht	Wildt	kaum	auf	andere	Handlungen	von	Nicht-Juden	ein.10		
	 Darüber	 hinaus	 haben	 sich	 verschiedene	 Arbeiten	 mit	 der	 Haltung,	 den	
Reaktionen	oder	dem	möglichen	Wissen	der	Bevölkerung	auf	die	nationalsozialistische	
Judenverfolgung	und	den	Holocaust	auseinandergesetzt.	Hervorstechend	waren	in	den	
letzten	 Jahren	 die	 Publikationen	 von	 Bernward	 Dörner	 „Die	 Deutschen	 und	 der	
Holocaust“	 sowie	 Peter	 Longerich	 „Davon	 haben	 wir	 nichts	 gewusst!“. 11 	Dörner	
versucht	auf	Basis	eines	breiten	Spektrums	zeitgenössischer	Quellen,	u.	a.	Politischer	
Lageberichte,	 Verwaltungsakten,	 Zeitungsartikel,	 öffentlicher	 Äußerungen	 der	
nationalsozialistischen	 Führung	 ebenso	wie	 Tagebuchaufzeichnungen,	 sich	 der	 Frage	













die	 Sopade-Berichte,	 Stimmungs-	 und	 Lageberichte	 wie	 auch	 zeitgenössische	
Zeitungen;	 diese	 unterzieht	 er	 einer	 ausführlichen	 Quellenkritik.	 Auf	 Grundlage	 der	
Quellen	 konstatiert	 er,	 dass	 die	 antisemitischen	 Maßnahmen	 der	
nationalsozialistischen	 Führung	 überwiegend	 auf	 Ablehnung	 gestoßen	 seien.	 Wildt	
bemängelt,	 dass	 die	 deutsche	 Gesellschaft	 „bloß	 als	 reagierender	 Adressat	 dieser	
Politik,	 nicht	 als	 eigenständiger	 Akteur“13	erscheint.	 Dieser	 Umstand	 lässt	 sich	 bei	
beiden	 Publikationen	 kritisieren,	 was	 zum	 großen	 Teil	 der	 methodischen	
Herangehensweise	 geschuldet	 ist.	 Es	 ergibt	 sich	 das	 vereinfachte	 Bild	 „der	 für	 die	
Judenverfolgung	 verantwortlichen	 Nationalsozialisten	 und	 der	 restlichen	 deutschen	
Bevölkerung“,	 wie	 dies	 bereits	 eingangs	 als	 Problemstellung	 der	 vorliegenden	
Forschungsarbeit	thematisiert	wurde.				
	 Über	 die	 Situation	 der	 Juden	 in	 Bonn	 während	 der	 NS-Zeit	 existieren	 einige	
Aufsätze	 und	 kleinere	 Beiträge.	 Zunächst	 ist	 der	 Aufsatz	 von	Manfred	 van	 Rey	 „Die	
Vernichtung	der	Juden	in	Bonn“	zu	nennen,	der	einen	Überblick	über	die	antijüdischen	
Aktionen	 in	 Bonn	 gibt,	 wobei	 sein	 Fokus	 auf	 die	 staatlichen	 und	 städtischen	
Maßnahmen	gerichtet	ist.	Zudem	beschreibt	er	die	Auswirkungen	der	Maßnahmen	auf	
die	Situation	der	jüdischen	Gemeinde.14	Darüber	hinaus	existiert	ein	unveröffentlichtes	
Manuskript	 „Zur	 Vernichtung	 der	 Juden	 in	 Bonn“,	 welches	 van	 Rey	 der	 Autorin	
dankenswerter	 Weise	 überlassen	 hat.	 In	 diesem	 setzt	 er	 sich	 ausführlicher	 als	 in	
seinem	Aufsatz	mit	derselben	Thematik	auseinander.		
	 Ergänzt	 wird	 die	 Betrachtung	 der	 jüdischen	 Gemeinde	 in	 Bonn	 durch	
Publikationen	der	Bonner	Geschichtswerkstatt,	die	sich	in	verschiedenen	Aufsätzen	der	
Lage	 der	 Juden	 in	 den	 damals	 unabhängigen	 Gemeinden	 Beuel	 und	 Bad	 Godesberg	











nationalsozialistischen	 Judenverfolgung	 in	 Bonn,	 so	 u.	a.	 Hans	 Paul	 Höpfner	 „Die	
vertriebenen	Hochschullehrer	der	Universität	Bonn“,	Otto	Neugebauer	„Ein	Dokument	
zur	Deportation	der	 jüdischen	Bevölkerung	Bonns	und	seiner	Umgebung“	sowie	„Der	
Pogrom	 vom	 10.	 November	 1938	 in	 Bonn“,	 Astrid	 Mehmel	 und	 Sandra	 Seider	 „Sie	




	 Gemein	 ist	 der	 lokalen	Forschung	 ihre	deskriptive	 Schreibweise	 sowie	der	 Fokus	
auf	die	Konsequenzen	für	die	jüdischen	Bonner.	Die	lokalen	Akteure	werden	meist	nur	
am	 Rande	 erwähnt.	 Eine	 Analyse	 des	 veränderten	 Verhaltens	 der	 Bonner	 Akteure	





Um	 das	 Forschungsdesiderat	 zu	 schließen,	 bietet	 sich	 als	 methodische	

























den	 Juden	 von	 1933	 bis	 1942	 nachvollzogen.	 Dabei	 wird	 der	 Begriff	 Gesellschaft	 in	
seiner	einfachsten	Form	verstanden	und	bezeichnet,	 „eine	durch	Rede	 (Sprache)	und	
Handlung	 bewirkte	 Verbindung	 zwischen	 Menschen,	 die	 Gesamtheit	 miteinander	
sprechender	 und	 zusammen	 handelnder	 Individuen	 und	 zugleich	 den	 Zustand	 des	
Verbundenseins,	die	im	Handlungszusammenhang	von	Bedürfnis,	Arbeit	und	Herrschaft	
entstehende	 und	 bestimmte	 Rede-	 und	 Handlungsnormen	 geknüpfte	 Verbindung	
selbst,	 den	 sozialen	Verband.“18	Diese	Definition	 von	Gesellschaft	 bietet	 sich	 an,	weil	
der	Begriff	soziales	Handeln	sowie	ein	soziales	Handlungsschema	verkörpert.19		
	 Aufgrund	 der	 ausreichend	 guten	 Quellenlage	 können	 die	 unterschiedlichen	
Bonner	Akteure	und	deren	Handlungen	bzw.	mögliche	Verhaltensänderungen	sichtbar	
gemacht	werden.	 Somit	misst	 die	 Forschungsarbeit	 den	 lokalen	 Akteuren	 eine	 hohe	
Bedeutung	 bei,	 gewinnt	 neue	 Erkenntnisse	 und	 hilft,	 bestehende	 Erkenntnisse	 der	
überregionalen	 Forschung	 zu	 bestätigen,	 zu	 modifizieren	 oder	 zu	 korrigieren.	 Als	
methodischer	 Zugang	 für	 diese	 Fragestellung	 wurde	 der	 Analysebegriff	 der	
„Volksgemeinschaft“	gewählt,	verknüpft	mit	einem	praxeologischen	Ansatz.	
	 Verfolgt	 man	 wissenschaftliche	 Konferenzen,	 Studien	 und	 Publikationen	 zum	
Nationalsozialismus	der	letzten	Jahre,	wird	man	mit	einem	Begriff	konfrontiert,	der	als	
neuer	methodischer	Ansatz	in	der	Forschungsgemeinschaft	aufgekommen,	verwendet	
























Frank	Bajohr,	Norbert	 Frei	 und	Michael	Wildt,	 um	nur	einige	 zu	nennen,	 verwenden	




Bildung	 der	 „Volksgemeinschaft“	 im	 nationalsozialistischen	 Sinne	 enthielt	
inkludierende	 Elemente,	 u.	a.	 die	 Verheißung	 auf	 soziale	 Gleichheit,	 aber	 auch	
exkludierende	 Komponenten,	 wie	 den	 Ausschluss	 von	 „Gemeinschaftsfremden“.	
Dieser	 Ansatz	 führte	 sowohl	 zu	 Zuspruch	 als	 auch	 zu	 Kontroversen	 innerhalb	 der	
Forschungsgemeinschaft.		
	 Die	Kritik	an	einer	derartigen	Nutzung	des	Begriffs	wird	von	etablierten	Historikern	
wie	 Ulrich	 Herbert,	 Hans	 Mommsen,	 Horst	 Möller	 oder	 Ian	 Kershaw	 getragen.	 Die	
anschließende	und	noch	andauernde	Debatte	in	ihrer	Breite	auszuführen,	würde	über	
den	Rahmen	der	Arbeit	hinausgehen	und	wäre	wenig	zielführend.	Eine	hervorragende	




auf	 die	 gesellschaftliche	 Mobilisierung	 die	 politischen	 Entscheidungsprozesse	 und	
Strukturen	„von	oben“	vernachlässigt	würden.	Zudem	sei	der	Begriff	propagandistisch	





















die	Deutschen	als	 „Volksgenossen“	per	 se	 zu	Tätern	gemacht	würden.23	Ian	Kershaw	
gesteht	 dem	 Begriff	 der	 „Volksgemeinschaft“	 als	 historiographischem	 Konzept	 eine	
gewisse	Berechtigung	zu.	Seiner	Ansicht	nach	sei	er	hilfreich,	um	sowohl	die	„affektive	
Integration“	 gesellschaftlicher	 Schichten	 ins	 nationalsozialistische	 System	




zufolge	 würde	 durch	 die	 Zugehörigkeit	 zur	 „Volksgemeinschaft“	 allen	 Deutschen	
Komplizenschaft	 unterstellt,	 widerständiges	 Handeln	 gegenüber	 den	








die	 Fragestellung	 der	 vorliegenden	 Arbeit:	 die	 gesellschaftliche	 Exklusion	 der	 Juden.	
„Volksgemeinschaft“	 als	 historiographisches	 Konzept	 verknüpft	 mit	 dem	
praxeologischen	 Ansatz	 sieht	 sie	 als	 geeignete	 Herangehensweise	 an,	 um	 ein	
geändertes	Verhalten	der	Bonner	Akteure	gegenüber	den	Juden	zu	identifizieren.	Die	
















Vorbelastung	 des	 Begriffs	 „Volksgemeinschaft“	 empfiehlt	 es	 sich,	 strikt	 zwischen	
Quellen-	 und	 Analysesprache	 zu	 unterscheiden	 und	 diese	 im	 Text	 sichtbar	 zu	
machen.27	
	 Wie	 sich	 der	 Begriff	 „Volksgemeinschaft“	 semantisch	 entwickelte,	 soll	 hier	 im	
Überblick	dargestellt	werden.	Ende	des	18.	Jahrhunderts	fand	sich	der	Begriff	erstmals	
in	einem	Text	von	John	Locke.	Die	nächsten	Jahrzehnte	wurde	er	vornehmlich	in	einem	
wissenschaftlichen	 Kontext	 genutzt	 und	 zielte	 auf	 eine	 noch	 zu	 „schaffende	
Wirklichkeit“	 ab.28	Politisiert	 und	 einer	 breiteren	 Öffentlichkeit	 bekannt	 wurde	 der	
Begriff	 im	 Deutschen	 Kaiserreich,	 als	 er	 während	 des	 Ersten	 Weltkriegs	 für	
propagandistische	 Zwecke	 genutzt	 wurde.	 Er	 sollte	 nationale	 Geschlossenheit	
symbolisieren	 und	 die	 Kampfbereitschaft	 der	 Massen	 aktivieren.	 Kaum	 eine	 Partei	
verzichtete	 auf	 seine	 Verwendung,	 wenngleich	 „Volksgemeinschaft“	 in	 den	
verschiedenen	 politischen	 Lagern	 unterschiedlich	 interpretiert	 und	 verwendet	
wurde. 29 	So	 hatten	 laut	 Bruendel	 die	 Vertreter	 der	 „inklusiven	
Volksgemeinschaftsidee“,	 vornehmlich	 die	 bürgerlichen	 Parteien	 und	
Sozialdemokraten,	 eine	 Einheit	 der	 Gesellschaft	 angestrebt.	 Die	 Verfechter	 der	
„exklusiven	Volksgemeinschaftsidee“,	 die	 völkischen	Rechten,	 sprachen	 sich	dagegen	
für	 eine	 Distinktion	 vom	 „inneren	 Feind“	 und	 für	 eine	 „nationale	 Homogenisierung“	
durch	die	Exklusion	„politisch,	konfessionell	oder	ethnisch	unerwünschter	Volksteile“30	
aus.	 In	 der	 Weimarer	 Republik	 setzte	 sich	 die	 unterschiedliche	 konzeptionelle	
Auslegung	 von	 „Volksgemeinschaft“	 fort:	 „[S]ei	 es	 als	 eine	 „‚rassistisch’	 definierte	











das	 Streben	 nach	 ‚nationalem	 Konsens’	 auf	 Grundlage	 der	 pluralistischen	
Verfassungsordnung.“31		
	 Während	 der	 NS-Zeit	 suggerierten	 die	 Nationalsozialisten	 mit	 dem	 Begriff	
„Volksgemeinschaft“	 eine	 geeinte	 Gesellschaft	 mit	 exklusivem	 Charakter.	 Janosch	
Steuwer	 identifiziert	 mehrere	 Aspekte	 bzw.	 Erwartungen,	 die	 mit	 dem	 Begriff	
verknüpft	 waren:	 die	 Verheißung	 sozialer	 Gleichheit;	 die	 Idee	 einer	 exklusiven	
„Volksgemeinschaft“,	 aus	der	 „Gemeinschaftsfremde“	 vor	 allem	anhand	 rassistischer	
Kriterien	ausgeschlossen	wurden;	die	Möglichkeit	der	persönlichen	Veränderung	und	
des	sozialen	Aufstiegs	durch	die	Anpassung	an	nationalsozialistische	Normen.	Zudem	
wurde	 laut	 Steuwer	 die	 Legitimation	 und	 Akzeptanz	 des	 NS-Systems	 anhand	 der	
Umsetzung	„volksgemeinschaftlicher	Werte“	gemessen.32	
	 Für	die	vorliegende	Forschungsarbeit	 ist	vor	allem	der	zweite	Punkt	relevant:	Die	
Nationalsozialisten	 zielten	mit	 der	 „Volksgemeinschaft“	weniger	 auf	 gesellschaftliche	
Inklusion	 als	 vielmehr	 auf	 die	 Exklusion	 bestimmter	 Gruppen	 aus	 ihr.	 Im	
nationalsozialistischen	Sinne	definierte	sie	sich	u.	a.	dadurch,	„wer	nicht	zu	ihr	gehören	
durfte,	 eben	 jene	 sprachlich	 ausgegrenzten	 ‚Gemeinschaftsfremden’,	 allen	 voran	 die	
Juden.“ 33 	Der	 determinierende	 Faktor	 der	 „Volksgemeinschaft“	 war	 demnach	 der	
Ausschluss	 aus	 eben	 jener,	 wobei	 der	 Rückgriff	 auf	 „rassische“	 Merkmale	 ein	
nationalsozialistisches	Alleinstellungsmerkmal	war.34	Nach	diesen	 kurzem	Abriss	 über	



















	 „‚Volksgemeinschaft’	weist	 [...]	 daraufhin,	 dass	das	Politische	nicht	 nur	
im	Staat,	sondern	auch	 in	der	Gesellschaft	und	aus	 ihr	heraus	entsteht,	
dass	 politische	 Ordnungen	 im	 Sozialen,	 in	 sozialen	 Erfahrungen	 wie	
Erwartungen	ihre	Grundlage	haben	können.“36	
	
Die	 überholte	 Trias	 Täter-Opfer-Zuschauer	 wird	 damit	 aufgebrochen,	 den	 lokalen	
Akteuren	 mit	 ihren	 Handlungs-	 und	 Einflussmöglichkeiten	 wird	 Bedeutung	
beigemessen	und	sie	werden	differenziert	betrachtet.37	Denn	die	nationalsozialistische	
„Volksgemeinschaft“,	 die	Menschen	 u.	a.	 aufgrund	 „rassischer“	 Kriterien	 exkludierte,	
entstand	 nicht	 unmittelbar	 durch	 die	 Machtübernahme	 der	 Nationalsozialisten	 und	
wurde	zur	gesellschaftlichen	Realität.	Es	handelte	sich	vielmehr	um	einen	dynamischen	
Prozess,	 bei	 dem	 die	 „volksgemeinschaftlichen	 Normen“,	 Werte	 und	 damit	
verbundenen	Handlungsaufforderungen	immer	wieder	neu	ausgehandelt	und	vor	Ort	
von	 lokalen	 Akteuren	 umgesetzt	 werden	 mussten. 38 	Gleichzeitig	 besaß	
„‚Volksgemeinschaft’	 als	 imaginierte	Ordnung	 einen	 handlungsleitenden	 Charakter“39	
und	wurde	selbst	zum	Instrument	des	gesellschaftlichen	Wandels.40	
	 In	 der	 grundsätzlichen	 Kompatibilität	 des	 „Volksgemeinschaft“-Konzepts	 mit	
anderen	 theoretischen	 Herangehensweisen	 liegt	 eine	 weitere	 Stärke	 und	 auch	
Chance. 41 	In	 der	 vorliegenden	 Forschungsarbeit	 wird	 das	 Konzept	 mit	 der	
praxeologischen	 Methode	 verknüpft	 und	 durch	 folgende	 Fragestellungen	 präzisiert:	
Wie	 wurde	 die	 abstrakte	 Idee	 der	 exkludierenden	 „Volksgemeinschaft“	 vor	 Ort	
transportiert?	 Inwieweit	 eigneten	 sich	 die	 Bonner	 Akteure	 die	
„volksgemeinschaftlichen“	Normen	an	und	setzten	diese	um?	Wirkte	sich	dies	auf	die	













	 Die	Grundlage	des	praxeologischen	Ansatzes	 findet	 sich	bei	Pierre	Bourdieu,	der	
ein	„Sozialmodell	 strukturierter	und	sich	strukturierender	Praktiken	 [entwarf],	das	die	
Reproduktion	 ‚objektiver’	 Strukturen	 und	 die	 modifizierende	 Handlungsmacht	 der	
Akteure	 gleichermaßen	 berücksichtigt.“ 42 	Basierend	 auf	 Bourdieus	 theoretischen	
Überlegungen	 entwickelte	 Alf	 Lüdtke	 1989	 sein	 alltagsgeschichtliches	 Konzept,	 bei	
welchem	 die	 Handlungen	 der	 Akteure	 im	 Kontext	 der	 gesellschaftlichen	 Strukturen	
betrachtet	und	Prozesse	der	Aneignung	untersucht	werden.43	Der	alltagsgeschichtliche	
Zugang	 erlaubt	 es,	 als	 „analytische	 Geschichte	 von	 unten“ 44 	die	 Logik	 und	
Handlungsmuster	 der	 Akteure	 zu	 verstehen.	 Er	 wurde	 seitdem	 in	 der	 jüngeren	
historischen	 Forschung	 als	 methodische	 Herangehensweise	 angewandt,	 modifiziert	
und	weiterentwickelt:	Dem	praxeologischen	Ansatz	liegt	die	Annahme	zugrunde,	dass	




„Scheinbar	 Abhängige	werden	 in	 dieser	 Perspektive	 zu	 facettenreichen	
Akteuren,	 die	 zugleich	 Subjekte	 wie	 Objekte	 sind,	 die	 Erfahrungen	 der	
Ohnmacht,	 des	 Ausgeliefertseins	 an	 Obrigkeiten,	 Gewalthabern	 und	
ökonomischen	 Zwängen	 machen,	 diese	 Erfahrungen	 jedoch	 in	 jeweils	
spezifischen,	 unterschiedlichen	 oder	 sogar	 widersprüchlichen	















erfahren,	 obgleich	 dies	 einhergeht	 mit	 Repression,	 Ausbeutung	 und	 Willkür.47	Was	
bedeutet	dies	konkret	für	Bewertung	der	Akteure	vor	Ort?	
	
1) Die	Handlungen	 der	 Akteure	 begründen	 die	 soziale	 Praxis	 vor	Ort.	 Sie	 gestalten	
ihre	Umwelt	aktiv	mit	und	ihre	Bedeutung	wird	ernstgenommen.		
2) Die	 Logik	 der	 sozialen	 Praxis	 kann	 nicht	 ausschließlich	 aus	 ihrem	 Mikrokosmos	
heraus	 erklärt	 werden,	 sondern	 muss	 immer	 in	 Relation	 zu	 ihrem	
gesellschaftlichen	Kontext	und	der	historischen	Einbettung	innerhalb	des	sozialen	
Raums	gesehen	werden.		
3) Akteure	 sind	 nicht	 durch	 die	 soziale	 Praxis	 determiniert,	 vielmehr	 entsteht	 eine	




Gesellschaft	 durch	 das	 Handeln	 der	 Akteure	 geschaffen.49	Doch	 nicht	 jede	 Handlung	
oder	Aktion	formt	eine	soziale	Praxis.	Erst	durch	sich	wiederholende	und	regelmäßige	
Handlungen	 bilden	 sich	 kollektive	 Gepflogenheiten	 heraus:	 Durch	 gemeinsames,	
vergleichsweise	 routiniertes	 Ausführen	 von	 Handlungsweisen	 wird	 eine	
Handlungsnormalität	 im	 Alltag	 begründet.50	Die	 Verdichtung	 von	 Handlungsmustern	
und	 -stilen	macht	Handlungszüge	abschätzbar	bzw.	begründet	eine	soziale	Praxis	mit	
ihren	 Handlungsnormalitäten. 51 	Dabei	 werden	 Handlungen	 nach	 praxeologischen	
Verständnis	 grundsätzlich	 als	 wandelbar	 gesehen.	 Sie	 enthalten	 zwar	 Intentionen,	














Handeln.“ 53 	Demzufolge	 geht	 der	 praxeologische	 Ansatz	 nicht	 von	 einer	 klaren	
Zielvorstellung	 als	 Grundsatz	 des	 Handelns	 aus	 –	 diese	 bleibt	 zunächst	 relativ	
unbestimmt.	Vielmehr	werden	Verhalten	und	situatives	Verstehen	in	den	Mittelpunkt	
gerückt,	 die	 erst	 eine	 soziale	 Realität	 schaffen,	 wenn	 sie	 in	 konkreten	 Handlungen	
realisiert	werden:54„people	construed	events	as	they	were	living	through	them“55.		
	 Dem	 praxeologischen	 Ansatz	 folgend	 legt	 die	 vorliegende	 Forschungsarbeit	 den	
Fokus	 auf	 die	Handlungen	der	 lokalen	Akteure	 gegenüber	 den	Bonner	 Juden,	 um	 so	
Form	 und	 Grad	 der	 Beteiligung	 der	 Akteure	 an	 der	 gesellschaftlichen	 Exklusion	 der	
Juden	besser	nachvollziehen	und	beurteilen	zu	können.	Die	Akteure	werden	somit	als	
individuelle,	 interpretierende	 Handelnde	 gewertet. 56 	Gleichzeitig	 wird	 der	
gesellschaftliche	 Kontext	 als	 Bezugsrahmen	 für	 das	 Handeln	 in	 die	 Analyse	 und	
Bewertung	des	Verhaltens	der	Bonner	Akteure	berücksichtigt.	
	 Zu	2)	Im	praxeologischen	Ansatz	wird	auch	die	situative	Einbindung	der	Akteure	in	
bestehende	 Strukturen	 betrachtet;	 denn	 diese	 geben	 den	Akteuren	Orientierung	 für	
zukünftiges	 Handeln.	 Hierbei	 kann	 bestimmtes	 Handeln	 innerhalb	 der	 Strukturen	
subjektiv	 sinnvoll,	 aber	 nicht	moralisch	 sein.	 Handlungen	 und	 Interaktionen	 werden	
somit	auch	als	Aneignungsprozesse	des	gegebenen	Bezugsrahmens	gesehen.57	So	war	
es	 beispielsweise	 möglich,	 dass	 Bonner	 Akteure	 den	 antisemitischen	
Handlungsanweisungen	 des	 NS-Regimes	 folgten,	 ohne	 selbst	 antisemitische	
Ressentiments	zu	haben.	
	 Die	unter	Punkt	1)	und	2)	dargelegten	theoretischen	Aspekte	des	praxeologischen	




















	 Zu	 3)	 Dem	 praxeologischen	 Ansatz	 zufolge	 werden	 Akteure	 in	 ihrer	
gesellschaftlichen	Situation	betrachtet,	ohne	dabei	ihre	Rolle	als	individuell	Handelnde	
mit	 unterschiedlichen	 Handlungsmöglichkeiten	 zu	 negieren.59	Auch	 in	 einem	 Regime	
wie	 dem	 nationalsozialistischen	 war	 es	 möglich,	 dass	 Akteure	 gleichen	
Herausforderungen	 unterschiedlich	 begegneten.	 Es	 existierte	 eine	 Gleichzeitigkeit	
verschiedener	 Optionen:	 „Mitmachen,	 Zustimmen,	 Ausweichen,	 Zurückziehen,	
Durchkommen,	 Solidarität,	 Zulassen,	 Sich-Distanzieren,	 Hilfe	 verweigern,	 Sich-
Widersetzen.“60	Die	 Situationen	 waren	 prinzipiell	 ergebnisoffen:	 Sie	 spiegelten	 nicht	
nur	 den	 Rahmen	 wider,	 in	 dem	 vorgefasste	 Handlungssituationen	 und	 -ziele	 unter	
Berücksichtigung	 der	 gegebenen	 Bedingungen	 realisiert	 werden	 konnten.	 Vielmehr	
forderten	 sie	 die	 Akteure	 heraus	 und	 aktivierten	 deren	 Verständnis,	 Vorwissen	 und	
praktische	Einsichten,	um	eine	angemessene	Antwort	auf	die	entsprechende	Sachlage	
zu	finden.61	In	diesem	Sinne	ist	„Intentionalität,	Zwecksetzung	und	Zielbildung“62	nicht	
einer	Handlung	 vorgeordnet,	 sondern	wird	 als	 eine	 Phase	 des	Handelns	 verstanden,	
die	Orientierungshilfe	innerhalb	einer	Situation	ist.63	
	 Die	 oben	 beschriebene	 Vielfalt	 der	 Handlungsmöglichkeiten	 erfordert	 ein	
Instrument,	 mit	 welchem	 die	 unterschiedlichen	 Handlungen	 und	 die	 daraus	
resultierenden	Auswirkungen	 für	die	soziale	Praxis	bewertet	werden	können.	Für	die	
vorliegende	 Forschungsarbeit	 wurde	 die	 Machttheorie	 von	 Heinrich	 Popitz	 gewählt.	
Die	 soziale	 Praxis	 ist	 im	 praxeologischen	 Verständnis	 eng	 mit	 der	 Vorstellung	 von	














Erfahrungen	 und	 Praktiken	 wesentlich.	 Während	 der	 NS-Zeit	 entstand	 eine	 soziale	
Praxis	 der	 Exklusion.	 Betroffen	 waren	 u.	 a.	 „Gemeinschaftsfremde“,	 allen	 voran	 die	
„rassisch“	 ausgegrenzten	 Juden.	 Das	 nationalsozialistische	 System	 verhieß	 und	




als	 dass	 sich	 der	 praxeologische	 Ansatz	 auf	 die	 Aktionen	 von	 Akteuren	 konzentriert	
und	 Macht	 nach	 Popitz	 im	 allgemeinsten	 Sinne	 als	 das	 Vermögen	 des	 Menschen	
definiert	 ist,	 durch	 Handeln	 Veränderungen	 zu	 bewirken.65	Oder	 anders	 formuliert:	
„Die	 Geschichte	 menschlicher	 Macht	 [ist]	 die	 Geschichte	 menschlichen	 Handelns“.66	
Seiner	Theorie	zufolge	existieren	vier	Arten	der	Durchsetzung	von	Macht67,	die	sowohl	
unabhängig	 als	 auch	 in	 Kombination	 miteinander	 auftreten	 können.	 Für	 die	
Fragestellung	der	vorliegenden	Forschungsarbeit	ist	v.	a.	die	„Aktionsmacht“	relevant,	
die	 auch	mit	 dem	Begriff	 „Gewalt“	 umschrieben	werden	 kann.	Demnach	 stellt	 diese	
immer	 eine	 intendierte	 körperliche	 Verletzung	 dar	 und	 manifestiert	 sich	 in	 drei	
unterschiedlichen	 Formen:	 Handlungen	 zur	 Minderung	 sozialer	 Teilhabe,	 zur	
materiellen	 Schädigung	 und	 zur	 körperlichen	 Verletzung.	 Innerhalb	 der	 genannten	
Arten	 von	 Gewalt	 existieren	 verschiedene	 Abstufungen.	 Aktionen,	 die	 die	
gesellschaftliche	 Teilhabe	 Einzelner	 oder	 einer	 Gruppe	 einschränken,	 finden	 ihren	
Anfang	 in	 Abwendung,	 Nichtbeachtung	 bis	 hin	 zur	 Isolierung	 der	 Betroffenen,	
verstärken	 sich	 zu	 Herabsetzung	 und	 Häme,	 um	 schließlich	 in	 formellen	
Degradierungen	 zu	 kulminieren.	Die	 Exklusion	der	Betroffenen	 ist	 Ziel	 und	 Folge	der	
Handlungen.	Differenzierbar	ist	ebenso	der	Grad	der	materiellen	Schädigung	(von	der	
Einschränkung	 von	 Ressourcen	 bis	 zum	 Verlust	 der	 Lebensgrundlage),	 wie	 auch	 der	









Menschen).68	Diese	 Formen	 der	 „Aktionsmacht“	 inklusive	 ihrer	 Abstufungen	wurden	
während	der	NS-Zeit	von	 lokalen	Akteuren	gegenüber	den	Bonner	Juden	angewandt,	
damit	 sie	 an	 der	 politischen	 Macht	 partizipieren	 bzw.	 die	 antisemitische	 Ideologie	
durchsetzen	 und	 in	 der	 Gesellschaft	 etablieren	 konnten.	 Dies	 lässt	 sich	 in	 allen	





Die	 Forschungsarbeit	 stützt	 sich	 auf	 eine	 umfangreiche	 Quellenlage.	 In	 diesem	
Zusammenhang	ist	zunächst	der	Aktenbestand	des	Stadtarchivs	Bonn	zu	nennen.	Dort	
befinden	 sich	 antijüdische	 Anweisungen	 und	 Maßnahmen	 der	 städtischen	
Administration	 von	 1933	 bis	 1945,	 die	 teilweise	 auf	 Anordnungen	 „von	 oben“	
beruhten,	teilweise	aber	auch	auf	die	Eigeninitiative	der	zuständigen	Angestellten	bzw.	
Beamten	 zurückzuführen	 waren.	 Niederschriften	 der	 Versammlungen	 von	 Bonner	
Stadtverordneten	 sind	 von	 1933	 bis	 1939	 erhalten.	 Durch	 diese	 können	
Entscheidungsprozesse	 gegen	 Juden	 nachvollzogen	 werden,	 aber	 auch	 antijüdische	
Vorstöße	 einzelner	 Stadträte.	 Zudem	 ist	 ein	 Konvolut	 amtlichen	 Schriftverkehrs	
erhalten,	 aus	 welchem	 Diskriminierungen	 gegenüber	 den	 Bonner	 Juden	 aber	 auch	
Hilfsleistungen	und	Unterstützung	seitens	nicht-jüdischer	Bonner	ersichtlich	werden.		
	 Politische	Lageberichte	sind	für	die	Jahre	von	1933	bis	1936	verfügbar.	Aus	ihnen	
sind	 Reaktionen	 auf	 Maßnahmen	 und	 Aktionen	 in	 Bonn	 gegen	 Juden,	 aber	 auch	
Verhaltensweisen	 der	 nicht-jüdischen	 Bonner	 gegenüber	 diesen	 zu	 entnehmen.	
Longerich	setzt	sich	kritisch	mit	den	Berichten	auseinander.	Zum	einen	konnten	diese	
kein	 –	 nach	 heutigen	 methodischen	 Gesichtspunkten	 –	 akkurates	 Stimmungs-	 oder	
Meinungsbild	 wiedergeben,	 sondern	 spiegelten	 vielmehr	 die	 subjektiven	
Wahrnehmungen	 der	 Verfasser	 wider.	 Zum	 anderen	 hatten	 die	 Verfasser	 ein	







Ausrichtung	 zu	 schreiben:	 „Partei,	 staatliche	 Bürokratie,	 Polizei	 und	 Geheimpolizei	
waren	 ja	 nicht	 reine	 Beobachter	 der	 ‚Stimmung’,	 sondern	 als	 Teil	 des	
Herrschaftsapparates	 auch	 für	 die	 ‚gute	 Stimmung’	 zuständig“.70	Dennoch	 sollte	 der	
Quellenwert	 der	 Lageberichte	 nicht	 unterschätzt	 werden.	 In	 ihnen	 sind	 oftmals	
Handlungen	aber	auch	Verhaltensänderungen71	von	Akteuren	beschrieben,	weswegen	
sie	gerade	im	Abgleich	mit	ergänzenden	Quellen	ihre	Berechtigung	haben.72		
	 Aufgrund	 der	 Prozessakten	 des	 Bonner	 Schwurgerichts	 nach	 Kriegsende	 können	
einige	 der	 verantwortlichen	 Akteure	 des	 Novemberpogroms	 identifiziert,	 aber	 auch	







	 Im	Aktenkonvolut	 des	Wirtschaft-	 und	 Ernährungsamts	 Bonn	 von	 1939	 bis	 1943	
sind	 verschiedene	 Aspekte	 der	 Unterbringung	 der	 Bonner	 Juden	 im	 Arbeits-	 und	
Wohnlager	 „Kapellenstraße	 6“	 von	 1941	 bis	 1942	 dokumentiert.	 So	 können	
unterschiedliche	städtische	aber	auch	nicht-städtische	Akteure	und	ihre	Beteiligung	an	
der	 Separierung	 wie	 auch	 ihre	 Verantwortlichkeiten	 für	 die	 Bedingungen	 im	 Lager	
ermittelt	 werden.	 Weitere	 Informationen	 zur	 „Kapellenstraße	 6“	 und	 den	 Akteuren		
wurden	im	Rahmen	des	Entnazifizierungsverfahrens	gegen	Oberbürgermeister	Ludwig	
Rickert	von	1948	bis	1957	dokumentiert.	
	 Als	 wertvolle	 Quelle	 haben	 sich	 die	 Wiedergutmachungsakten	 der	 Stadt	 Bonn	












Rückerstattung	 feststellbarer	Werte,	 andererseits	 eine	 „Entschädigung“	 für	 Schäden	
an	 Leben,	 Körper,	 wirtschaftlichem	 Fortkommen	 etc.	 Der	 Großteil	 der	 gestellten	
Ansprüche	 von	 Bonner	 Juden	 bzw.	 ihrer	 Erbberechtigten	 wurden	 entweder	 durch	




auch	 die	 Loyalität	 nicht-jüdischer	 gegenüber	 ihren	 jüdischen	 Partnern	 nach	 den	
„Nürnberger	 Gesetzen“,	 wie	 auch	 vereinzelte	 Hilfsleistungen	 von	 Bonnern,	 sind	 aus	
dieser	Quelle	ersichtlich.		
	 Der	 letzte	große	Aktenbestand	umfasst	die	Entnazifizierungsakten.	 Insbesondere	
die	„Großen	Fragebögen“	sind	aufgrund	der	teilweise	detaillierten	Behauptungen	von	
in	 NS-Verbänden	 organisierten	 Bonnern	 interessant.	 Hier	 ist	 eine	 sorgfältige	
Quellenkritik	 notwendig,	 da	 das	 Ziel	 der	 Verfasser	 war,	 sich	 als	 unbescholtene	 und	
nicht	 aktiv	 beteiligte	 Akteure	 im	 nationalsozialistischen	 System	 darzustellen.	 In	 der	
vorliegenden	 Forschungsarbeit	 wurden	 zum	 größten	 Teil	 nur	 durch	 Zeugenaussagen	
von	 jüdischen	 Bonnern	 belegbare	 oder	 durch	 weitere	 Quellen	 verifizierbare	
Handlungen	 verwendet.	 Die	 Ausnahme	 stellen	 Erklärungen	 dar,	 die,	 vom	 Verfasser	
ungewollt,	antisemitisches	Verhalten	dokumentieren.		
	 Weitere	relevante	Quellen	sind	im	Archiv	der	Gedenkstätte	für	die	„Bonner	Opfer	
des	 Nationalsozialismus“	 –	 An	 der	 Synagoge	 e.V.	 erhalten.	 Das	 Archiv	 hat	 seine	
Bestände	 nach	 Personen	 organisiert,	 sodass	 abhängig	 von	 der	 einzelnen	 Akte	
Originaldokumente	wie	 auch	 Schriftwechsel	während	der	 Jahre	 1933	bis	 1945	 sowie	
Tagebuchaufzeichnungen,	 aber	 auch	 Zeitzeugenbefragungen	 und	 transkribierte	
Videointerviews	 aus	 den	 1980er-	 und	 1990er-Jahren,	 enthalten	 sein	 können.	
Insbesondere	bei	den	Zeitzeugeninterviews	muss	beachtet	werden,	dass	diese	neben	
der	 subjektiven	 Erfahrung	 des	 Einzelnen	 und	 dessen	 Selbstkonstruktion	 auch	 vom	
retrospektiven	 Wissen	 des	 Geschehenen	 geprägt	 sind.	 Auch	 der	 Fragestil	 und	 die	





Zeitzeugeninterviews	 entsprechend	 kenntlich	 gemacht	 und	 wenn	 möglich	 mit	 dem	
aktuellen	Forschungsstand	und	anderen	Quellen	abgeglichen	worden.74		
	 Bei	 der	 Durchsicht	 der	 Bestände	 des	 Landesarchivs	 Nordrhein-Westfalen	 –	
Abteilung	 Rheinland	 konnten	 für	 die	 vorliegende	 Forschungsarbeit	 nur	 wenige	
relevante	Dokumente	gefunden	werden.	 In	den	Beständen	der	NSDAP-Kreisleitungen	
und	Ortsgruppen,	 dem	Polizeipräsidium	Bonn	und	dem	Amts-	 und	 Landgericht	Bonn	
sind	 keine	wesentlichen	 Informationen	 enthalten.	 Auch	 die	 Gestapo-Akten	 für	 Bonn	
sind	nahezu	gänzlich	vernichtet	worden.	Als	ertragreich	haben	sich	hingegen	die	dort	
vorhandenen	Gerichtsurteile	erwiesen,	die	nach	Kriegsende	 zu	NS-Gewaltverbrechen	
gefällt	 wurden.	 Diese	 enthalten	 Aussagen	 zum	 Novemberpogrom	 in	 Bonn,	
antisemitische	 Handlungen	 von	 Bonnern,	 und	 auch	 ein	 Fall	 von	 Denunziation	 gegen	
eine	Bonner	Jüdin	ist	erfasst.		
	 In	 den	 Arolsen	 Archives	 sind	 nur	 vereinzelt	 relevante	 Akten	 vorhanden.	 Einige	
wenige	Einlieferungsbelege	der	Haftanstalt	Bonn	 in	über	4.500	Dokumenten	 sind	 für	
die	 Fragestellung	 maßgeblich.	 Diese	 betreffen	 hauptsächlich	 den	 Vorwurf	 der	
„Rassenschande“,	 liefern	 allerdings	 kaum	 weitergehende	 Informationen.	 Geringen	
Aussagewert	 haben	 auch	 die	 Suchanfragen	 bezüglich	 vermisster	 jüdischer	 Personen	
aus	 Bonn.	 Die	 Akten	 des	 Arolsen	 Archives	 wurden	 hauptsächlich	 herangezogen,	 um	
Dokumente	aus	anderen	Archiven	oder	Zeitungsartikeln	 zu	verifizieren	bzw.	diese	 zu	
ergänzen.		
	 Ein	 Konvolut	 von	 Dokumenten	 unterschiedlichster	 Provenienz	 zu	 Bonn	 und	 der	
NS-Zeit	existiert	 im	Geheimen	Staatsarchiv	Preußischer	Kulturbesitz.	Auch	hier	 ist	der	
Beitrag	 zur	 vorliegenden	 Forschungsarbeit	 spärlich,	 wobei	 durch	 die	 aufgefundenen	
Akten	 bzw.	 Zeitungsartikel	 Schlaglichter	 auf	 verschiedene	 Aspekte	 der	 Exklusion	 der	
Bonner	 Juden	 geworfen	 werden	 konnten.	 Dokumentiert	 sind	 u.	a.	 gewalttätige	
Ausschreitungen	der	Nationalsozialisten	in	den	1930er	Jahren	und	ein	Gerichturteil	des	
Amtsgerichts	 Bonn	 wegen	 Beleidigung	 eines	 jüdischen	 Anwalts	 wie	 auch	






	 Ergänzend	 zur	 Archivforschung	 wurden	 zwei	 zeitgenössische	 Regionalzeitungen,	
der	 „General-Anzeiger	 für	 Bonn	 und	 Umgegend“ 76 	und	 der	 Lokalteil	 des	
„Westdeutschen	 Beobachters“	 entlang	 antijüdischer	 Aktionen	 oder	 Zäsuren,	 wie	
beispielsweise	dem	Boykott	vom	1.	April	1933,	den	„Nürnberger	Gesetzen“	oder	dem	
Novemberpogrom	 ausgewertet.77	Anhand	 vereinzelter	 Anzeigen	 und	 Artikel	 aus	 der	
Wochenzeitung	 „Der	 Stürmer“	 konnten	 Anklagen	 und	 Verurteilungen	 wegen	
„Rassenschande“	 in	 Bonn	 ermittelt	 werden.	 Darüber	 hinaus	 runden	 publizierte	
Lebenserinnerungen,	 Tagebücher	 und	 Aufzeichnungen	 jüdischer	 Bonner,	 wie	
beispielsweise	von	Margot	Barnard,	Arthur	Samuel	oder	Otto	Meyer	die	Quellenbasis	
ab.			
	 Die	 Forschungsarbeit	 profitiert	 von	 der	 Vielzahl	 und	 Vielfältigkeit	 der	 Quellen.	
Durch	 die	 verschiedenen	 Textsorten	 die	 zum	 Teil	 zeitgenössisch,	 zum	 Teil	 mit	
zeitlichem	 Abstand	 entstanden	 sind,	 kann	 das	 Verhalten	 der	 Bonner	 Akteure	 aus	
unterschiedlichen	 Perspektiven	 nachvollzogen	 werden.	 Ihre	 Handlungen	 aber	 auch	
ihre	Handlungsmöglichkeiten	während	der	NS-Zeit	werden	sichtbar.	Die	Fragestellung	
der	 vorliegenden	 Forschungsarbeit,	 welche	 Akteure	 in	 welcher	 Form	 an	 der	
Herstellung	 der	 exkludierenden	 „Bonner	 Volksgemeinschaft“	 beteiligt	 waren,	 kann	
aufgrund	 der	 dichten	 Quellenlage	 hinlänglich	 beantwortet	 werden.	 In	 diesem	
Zusammenhang	 muss	 allerdings	 auf	 einen	 problematischen	 Umstand	 hingewiesen	
werden.	 Dieser	 liegt	 in	 der	 Logik	 der	 nationalsozialistischen	 Judenverfolgung	
begründet	 und	 ist	 inhärent	mit	 ihr	 verbunden.	 Durch	 die	 zunehmende	 Ausgrenzung	
der	 Juden	 aus	 der	 Gesellschaft	 verringerten	 sich	 auch	 die	 Interaktionsmöglichkeiten	
bzw.	 Überschneidungen	 im	 Alltag	 zwischen	 jüdischen	 und	 nicht-jüdischen	 Bonnern.	
Dieser	 Umstand	 spiegelt	 sich	 auch	 in	 der	 Quellenlage	wieder.	 Spätestens	 nach	 dem	










ausschließlich	 auf	 die	 städtischen	 Akteure	 und	NSDAP-Funktionäre	 beschränkt.	 Aber	
auch	 in	 diesem	 Sachverhalt	 liegt	 eine	 Erkenntnis:	 Die	 Bonner	 Juden	waren	 ab	 1939	
deutlich	von	der	Gesellschaft	separiert	und	ab	1941	mit	der	Einweisung	in	das	Arbeits-	
und	Wohnlager	„Kapellenstraße	6“	nahezu	vollständig	von	ihr	isoliert.		
	 Auch	 die	 Bewertung	 der	 Handlungen	 und	Handlungsmöglichkeiten	 an	 sich	 stellt	
eine	 Herausforderung	 dar.	 Retrospektiv	 lassen	 sich	 Verhaltensmuster	 und	 deren	
Auswirkungen	 auf	 die	 soziale	 Praxis	 vor	 Ort	 kritisch	 beurteilen	 und	 in	 die	
verschiedenen	 Phasen	 der	 Judenverfolgung	 einordnen.	 Aber	 nicht	 jedes	 Verhalten	
welches	 zur	 schrittweisen	 Exklusion	 der	 Bonner	 Juden	 beitrug,	 war	 offensichtlich	
diskriminierend	oder	gewalttätig.	Es	konnte	auch	aus	scheinbar	alltäglichen,	teilweise	
nebensächlich	 oder	 unbedeutend	wirkenden	Handlungen	 bestehen,	 bei	welchen	 die	
Akteure	 beispielsweise	 der	 Situation	 auswichen,	 sich	 entzogen,	 diese	 zuließen	 oder	
sich	indifferent	zeigten.	Es	stellt	sich	die	Frage,	inwieweit	den	Akteuren	die	Tragweite	










Bonn	 vor	 1933	 beschrieben.	 Neben	 einer	 Strukturanalyse	 der	 Stadt	 Bonn	 soll	 die	
Geschichte	 der	 jüdischen	 Gemeinde	 umrissen	 und	 ihre	 Einbindung	 in	 das	
gesellschaftliche	 Leben	 dargestellt	 werden.	 Die	 Entstehung	 nationalsozialistischer	
Strukturen,	 erste	 antisemitische	 Aktionen	 sowie	 das	 Wahlverhalten	 der	 Bonner	
bezüglich	 der	 NSDAP	 werden	 eigens	 besprochen.	 Nach	 diesen	 einführenden	
Erläuterungen	 sollen	 die	Machtübernahme	 der	 Nationalsozialisten	 sowie	 die	 daraus	




	 Mit	 der	 ersten	 großangelegten	 antijüdischen	 Aktion,	 dem	 Boykott	 vom	 1.	 April	
1933,	 waren	 die	 Bonner	 direkt	 aufgefordert,	 sich	 gegenüber	 den	 Juden	 zu	
positionieren.	 Die	 Beteiligung	 lokaler	 Akteure	 am	 Boykott,	 das	 Verhalten	 des	
„kaufenden	 Publikums“	 und	 die	 Handlungen	 einzelner	 Bonner	 werden	 zunächst	
geschildert,	um	anschließend	die	Auswirkungen	ihres	Handeln	unter	Berücksichtigung	
der	 unterschiedlichen	 Handlungsmöglichkeiten	 an	 diesem	 Tag	 zu	 diskutieren.	 Der	 1.	
April	 1933	 stellte	 lediglich	 den	 Auftakt	 der	 wirtschaftlichen	 Ausgrenzung	 jüdischer	
Geschäftsinhaber	 dar.	 Die	 Eskalation	 der	 Boykottaufrufe	 seitens	 örtlicher	
Nationalsozialisten	 sowie	 antisemitische	 Agitationen	 führten	 zu	 einem	 Wandel	 des	
Kaufverhaltens	der	Bonner;	 im	Fokus	steht	hier	u.	a.	die	veränderte	Stoßrichtung	der	




Betroffen	 dargestellt.	 Danach	 werden	 Partnerschaften	 von	 Juden	 und	 Nicht-Juden	
betrachtet	 und	 das	 Handeln	 des	 nicht-jüdischen	 Partners	 unter	 dem	 zunehmenden	




Dienststellen	 bei	 der	 Durchführung	 und	 Umsetzung	 der	 antisemitischen	 Gesetze	
geklärt	werden.		
	 Der	 Novemberpogrom	 stellte	 einen	 Bruch	 in	 der	 antisemitischen	 Politik	 der	
Nationalsozialisten	dar	–	er	war	die	Wende	hin	zur	offenen	Gewalt	gegen	Juden.	Der	
Ablauf	 des	 Pogroms	 in	 Bonn	 wird	 skizziert	 sowie	 die	 daran	 beteiligten	 Akteure	
ermittelt.	 Die	 „Selbstermächtigung“	 vor	 Ort78	soll	 hier	 anhand	 mehrerer	 Beispiele	






der	 nächste	 Gegenstand	 der	 Untersuchung;	 dabei	 werden	 die	 involvierten	
Dienststellen	mit	ihren	Aufgabenbereichen	angegeben,	aber	auch	der	Opportunismus	
von	Bonnern	sowie	versuchte	Vorteilsnahmen	gegenüber	Juden	aufgezeigt.		
	 Die	Radikalisierung	der	 nationalsozialistischen	 Judenverfolgung	 führte	 schließlich	
zur	 Separierung	 von	 Juden	 und	Nicht-Juden.	 Ab	 1939	wurden	 ein	 Teil	 der	 jüdischen	
Bonner	in	„Judenhäuser“	umgesiedelt,	um	im	Jahr	1941	zusammen	mit	den	restlichen	
Bonner	 Juden	 in	 das	 Arbeits-	 und	Wohnlager	 „Kapellenstraße	 6“	 verlegt	 zu	werden.	




	 Die	 eingangs	 gestellten	 Leitfragen	 nach	 den	 beteiligten	 Akteuren	 an	 der	
sukzessiven	 Ausgrenzung	 der	 Bonner	 Juden,	 den	 verschiedenen	 Formen	 der	







„Daher	 alle	 die	 Ausreden:	 ‚Sehen	 Sie,	 ich	 bin	 ja	 menschlich	 durchaus	
Ihrer	Ansicht‘	–	daher	die	im	tiefsten	feige	Verantwortungslosigkeit	aller	
derer,	 die	 sich	 hinter	 ein	 Ressort	 verkriechen.	 Denn	 wer	 einem	
schlechtem	System	dient,	kann	sich	nicht	in	gewissen	heiklen	Situationen	




Tucholsky	 thematisierte	 bereits	 Ende	der	 1920er	 Jahre	 einen	Aspekt,	 der	wesentlich	
für	die	vorliegende	Forschungsarbeit	ist:	Das	Handeln	und	die	Handlungsmöglichkeiten	
des	 Einzelnen	 in	 einem	 politischen	 System	 und	 die	 mit	 dem	 gewählten	 Handeln	
einhergehende	 Verantwortung.	 Über	 Tucholskys	 Überlegung	 hinaus	 wird	 in	 den	
folgenden	 Kapiteln	 nicht	 alleine	 das	 Verhalten	 der	 staatlichen	 und	 städtischen	
Institutionen	 am	 Beispiel	 Bonns,	 sondern	 auch	 das	 der	 gesellschaftlichen	 Akteure	
betrachtet.		
	 Als	 thematische	 Einführung	 sollen	 jedoch	 zunächst	 die	 Rahmenbedingungen	 für	
die	örtlichen	Akteure	anhand	des	Bonner	Milieus	vor	der	Machtübernahme	durch	die	







äußeren	 Lebensbedingungen	 und/oder	 inneren	 Haltungen	 aufweisen,	 aus	 denen	 sich	







zwischen	 der	 „subjektiven	 Seite	 des	 Individuums	 und	 den	 objektiven	 Strukturen	 der	
äußeren	Lebensbedingungen“81	und	fügen	sich	somit	in	die	Logik	des	praxeologischen	
Ansatzes	ein.		
	 Die	 Termini	 Bonn	 bzw.	 Bonner 82 	beziehen	 sich	 in	 der	 vorliegenden	
Forschungsarbeit	auf	die	heutige	Ausdehnung	des	Stadtgebiets	Bonn83,	worin	die	zur	
Zeit	 des	 Nationalsozialismus	 unabhängigen	 Gemeinden	 Bad	 Godesberg,	 Beuel	 und	
Duisdorf	 eingerechnet	 sind.84	Sofern	 im	 Nachfolgenden	 von	 Bonn	 gesprochen	 wird,	
handelt	es	sich	stets	um	den	oben	genannten	Untersuchungsraum.	Sollten	sich	Zahlen	
oder	 Ereignisse	 auf	 das	 Stadtgebiet	 von	 1933-1945	 beziehen,	 wird	 die	 Bezeichnung	
„alte	Stadt	Bonn“	verwendet.		




































erhoben	 worden	 und	 die	 starke	 Stellung	 der	 katholischen	 Kirche	 prägte	 das	
Alltagsleben	der	Menschen.	Dies	manifestierte	sich	auch	in	deren	Wahlverhalten:	das	
Zentrum	 war	 bis	 zur	 Machtübernahme	 der	 Nationalsozialisten	 die	 tonangebende	
politische	Partei.88	Lediglich	8	Prozent	der	Bevölkerung	waren	Protestanten,	die	erste	
evangelische	Gemeinde	war	1816	gegründet	worden.89		
	 Mit	 1.268	 Personen	 und	 einem	 Prozentsatz	 von	 ca.	 0,8	 der	 Bonner	 stellten	 die	
Juden 90 	eine	 Minderheit	 dar;	 ihr	 Anteil	 in	 Bonn	 entsprach	 dem	 reichsweiten	
Durchschnitt.91	Sie	 waren	 ungleichmäßig	 auf	 die	 verschiedenen	 Bezirke	 verteilt,	 die	
meisten	von	ihnen	–	etwa	1.000	Personen	–	 lebten	 in	der	alten	Stadt	Bonn,	und	hier	





































Gemeinde	 angehörten,	 aufgrund	 der	 antisemitischen	 Gesetzgebung	 der	
nationalsozialistischen	 Regierung	 als	 Juden	 verfolgt	 wurden,	 definiert	 ab	 September	
1935	durch	die	„Nürnberger	Gesetze“.		
	 Jüdische	 Familien	 sind	 in	 Bonn	 erstmals	 gegen	 Ende	 des	 11.	 Jahrhunderts	





die	Bonner	 Juden	 ab	 1715	 gettoisiert.93	Ab	 1815	war	Bonn	Preußen	 zugehörig,	 1854	
teilte	die	zuständige	Bezirksregierung	in	Köln	die	jüdische	Gemeinde	auf	dem	heutigen	
Stadtgebiet	 Bonn	 in	 einen	 Synagogenbezirk	 ein:	 Dieser	war	 untergliedert	 in	 die	 vier	




	 Mit	 der	 fortschreitenden	 bürgerlichen	 Emanzipation	 der	 Juden 96 	und	 ihrer	
Akkulturation	entwickelte	sich	ab	Mitte	des	19.	 Jahrhunderts	 in	der	alten	Stadt	Bonn	























Öffnung	 gegenüber	 der	 christlichen	 Mehrheit,	 Anschluss	 an	 die	 Gesellschaft	 zu	
finden.98	Die	 in	 den	 ländlich	 geprägten	 Gebieten	 Godesberg	 und	 Villich	 (das	 spätere	





	 In	 den	 kommenden	 Jahrzehnten	 näherten	 sich	 die	 Lebenswelten	 der	 Religionen	
sukzessive	 an.	 Juden	 nahmen	 im	 gesellschaftlichen	 Leben	 Bonns	 eine	 immer	
bedeutendere	Rolle	ein.	Äußeres	Zeichen	hierfür	war	beispielsweise	der	Neubau	von	
Synagogen	in	Bonn:	Am	31.	Januar	1879	wurde	in	einem	großen	Festakt	die	Eröffnung	
der	 neuen	 Synagoge	 am	 Rheinufer	 der	 alten	 Stadt	 Bonn	 zelebriert.	 Das	 Gebäude	
orientalischen	 Stils	 war	 geprägt	 von	 dem	 Wunsch	 und	 dem	 Selbstverständnis	 der	
jüdischen	Gemeinde,	ein	neues,	zeitgemäßes	und	repräsentatives	Gebäude	 innerhalb	
des	 Stadtbildes	 zu	 erhalten.	 Obgleich	 Großteils	 von	 der	 jüdischen	 Gemeinde	 und	
Spendern	 finanziert,	 beteiligte	 sich	 auch	 die	 alte	 Stadt	 Bonn	mit	 einem	 Zuschuss.	102		
Anwesend	 waren	 zahlreiche	 prominente	 Bonner,	 so	 u.		a.	 der	 damalige	
Oberbürgermeister	 und	 die	 drei	 Lokalzeitungen	 „Bonner	 Zeitung“,	 „Deutsche	
Reichszeitung“	 und	 der	 „General-Anzeiger	 Bonn“.	 Alle	 drei	 berichteten	 ausführlich	





















Vierteljahrhundert	 später.	 So	 schilderte	 der	 „General-Anzeiger	 Bonn“	 am	29.	 August	







Noch	 zum	 25-jährigen	 Jubiläum	 des	 Bestehens	 der	 Beueler	 Synagoge	 im	 Jahr	 1928	
berichtete	 der	 „General-Anzeiger	 Bonn“	 in	 einem	 ausführlichen	 Artikel	 über	 das	
Ereignis	 und	 betonte	 das	 „gute	 Einvernehmen,	 das	 zwischen	 den	 einzelnen	
Konfessionen	und	der	jüdischen	Gemeinde	bestehe.“105	Die	zunehmende	Akzeptanz	der	
Juden	 in	 der	 Bonner	 Gesellschaft	 spiegelte	 sich	 auch	 in	 der	 Repräsentanz	 jüdischer	
Gelehrter	 an	 der	 Rheinischen	 Friedrich-Wilhelms-Universität	wieder.	 So	 lehrten	 dort	
der	 Rabbiner	 Dr.	 Ludwig	 Philippson,	 der	 Philologe	 Jakob	 Berneys	 oder	 der	 Physiker	
Heinrich	 Hertz,	 um	 nur	 einige	 der	 Gelehrten	 anzuführen.	 Auch	 bildete	 sich	 eine	
jüdische	Studentenverbindung	an	der	Universität.	106			
	 Ein	weiteres	Beispiel	für	die	zunehmende	Integration	der	jüdischen	Bonner	in	der	
Gesellschaft	war	 ihre	 Beteiligung	 an	 den	 Kriegen,	 so	 auch	 am	 Ersten	Weltkrieg;	wie	
viele	 andere	 Deutsche	 zogen	 sie	 aus	 Vaterlandsliebe	 freiwillig	 in	 den	 Krieg.	 20	 von	
ihnen	kehrten	nicht	nach	Bonn	zurück.107	Der	„Jüdische	Bote	am	Rhein“	berichtete	am	
15.	 Oktober	 1919	 über	 die	 gefallenen	 jüdische	 Soldaten	 und	 sie	wurden	 durch	 eine	
Marmortafel	 in	der	Synagoge	sowie	am	Bonner	Friedhof	geehrt.	Auch	 schlossen	 sich	













Ortsgruppe	 des	 „Reichsbunds	 Jüdischer	 Frontsoldaten“	 zusammen,	 der	 deutsch-	
national	gesonnen	war.	Gesellschaftliche	Anerkennung	 für	 ihren	Einsatz	erfuhren	die	
Juden	 vom	 Beueler	 Bürgermeister,	 als	 sie	 zur	 Einweihung	 des	 Ehrenmals	 für	 die	
gefallenen	 Beueler	 Bürger	 1927	 eingeladen	 wurden	 und	 sich	 auch	 am	 Festzug	
beteiligten.108		
	 Insgesamt	 lässt	 sich	 konstatieren,	 dass	 viele	 der	 jüdischen	 Familien	 in	 Bonn	
alteingesessen	 waren,	 am	 gesellschaftliche	 Leben	 teilnahmen	 und	 ihren	 kulturellen	
Beitrag	 leisteten.	 Obgleich	 sie	 eine	Minderheit	 darstellten,	 waren	 sie	 vom	 Gros	 der	
Bonner	 akzeptiert.	 Dennoch	 blühte	 mit	 der	 zunehmenden	 Gleichstellung	 der	 Juden	
auch	in	Bonn	eine	neue	Form	des	Antijudaismus	auf:	der	moderne	Antisemitismus.		
	
„Der	 Antisemitismus	 richtete	 sich	 in	 erster	 Linie	 gegen	 die	 Integration	




offenen	 Handlungen	 ebenso	 zum	 Ausdruck	 wie	 in	 nonverbalen	
Vorbehalten.“109	
	
Mehr	 zu	 antisemitischen	 Handlungen	 in	 Bonn,	 insbesondere	 in	 den	 Jahren	 vor	 der	
Machtübernahme	der	Nationalsozialisten	findet	sich		ausführlicher	in	Abschnitt	1.3.2.		
	 Für	die	kulturelle	und	wirtschaftliche	Entwicklung	Bonns	ab	1815	waren	mehrere	
Faktoren	 ausschlaggebend.	 Die	 Wiederbegründung	 der	 Rheinischen	 Friedrichs-
Wilhelms-Universität	 im	 Jahr	 1818	war	 für	 die	 Stadt	 von	 entscheidender	 Bedeutung	
und	 zog	 über	 die	 Jahrzehnte	 bedeutende	 Wissenschaftler	 an.	 Über	 seine	 Grenzen	
hinaus	war	 die	 alte	 Stadt	 Bonn	 bekannt	 durch	 sein	 seit	 1845	 jährlich	 stattfindendes	
Beethovenfest.	Eine	wirtschaftliche	Weichenstellung	war	die	Entscheidung	der	Bonner	
Kommunalpolitik	 Mitte	 des	 19.	 Jahrhunderts,	 sich	 auf	 den	 Tourismus	 –	 Stichwort	












als	 reich	 gegolten	 hatte.	 Um	 die	 Einnahmen	 der	 Kommune	 zu	 verbessern	 und	
Arbeitsplätze	zu	schaffen,	bemühte	sich	die	Stadtverwaltung	ab	Mitte	der	1920er	Jahre	
um	neue	Impulse:	Zu	diesem	Zweck	wurde	ein	Industriegelände	im	Norden	der	Stadt	
geschaffen,	 indem	 sich	 einige	 Unternehmen	 ansiedelten:	 so	 u.	 a.	 die	 Koksvertriebs	
GmbH,	 die	 Vereinigten	 Leichtmetallwerke	 GmbH,	 die	 Firma	 Soennecken	 und	 die	
Keramikwerke.	 Zudem	 wurde	 der	 Fremdenverkehr	 verstärkt	 gefördert.111	Betrachtet	
man	die	verschiedenen	Wirtschaftszweige	 im	Jahr	1925112	waren	die	meisten	Bonner	
in	Industrie	und	Handwerk	(34,0	Prozent)	sowie	im	Handel	und	Verkehr	(22,4	Prozent)	
beschäftigt. 113 	Beim	 Vergleich	 der	 Erwerbsstruktur	 der	 alten	 Stadt	 Bonn	 mit	
komparablen	Städten114	lassen	sich	folgende	Charakteristika	herausarbeiten:	Die	Stadt	
hatte	einen	Rentneranteil,	 der	über	dem	Doppelten	des	Reichsdurchschnitts	 lag	und	
auch	 der	 Prozentsatz	 der	 häuslich	 Bediensteten	 war	 verhältnismäßig	 hoch,	 was	 auf	
den	 relativen	Wohlstand	des	Bonner	Bürgertums	zurückzuführen	war.	Der	Anteil	der	
Beschäftigten	 in	 Industrie	 und	Handwerk	 lag	 um	11	Prozent	 unter	 dem	Durchschnitt	
deutscher	Großstädte.115		


















beruflichen	 Stellung	 geschah. 116 	Außer	 Acht	 gelassen	 wurden	 Merkmale	 wie	
Einkommen,	 Bildungsgrad	 oder	 Sozialprestige.	 Für	 die	 alte	 Stadt	 Bonn	 ergab	 sich	
folgendes	 Bild:	 Den	 größten	 Anteil	 der	 Erwerbstätigen	 stellten	 die	 Arbeiter	 (41,1	
Prozent),	 gefolgt	 von	 Beamten	 und	 Angestellten	 (27,8	Prozent)	 sowie	 Selbständigen	
(17,6	Prozent).117	Bad	 Godesberg	 hatte	 eine	 ähnliche	 Verteilung	 der	 Erwerbstätigen,	
wobei	der	Anteil	der	Beamten	und	Angestellten	(22,6	Prozent)	geringer	war.118	Auch	in	




Jahren	1929	bis	1933	auf	ein	 immer	höheres	Niveau	ansteigen.	 Im	 Juni	1933	 lag	die	
Arbeitslosenquote	 in	 der	 alten	 Stadt	 Bonn	 bei	 21,7	Prozent.	 Die	 höchste	
Erwerbslosigkeit	herrschte	unter	den	Arbeitern	(40,0	Prozent).	 In	Bad	Godesberg	und	
Beuel	 lag	 der	 Anteil	 der	 Arbeitslosen	 bei	 17,5	Prozent	 bzw.	 24,4	Prozent.121	Jeder	
vierte	Arbeitslose	 (26,6	Prozent)	der	alten	Stadt	Bonn	war	auf	die	Unterstützung	des	































	 Die	 Krise	 führte	 in	 Bonn	 wie	 auch	 im	 restlichen	 Reich	 zu	 verstärkter	
Unzufriedenheit,	sozialen	Spannungen	und	einer	gesellschaftlichen	Radikalisierung,	die	
mit	 einer	 Häufung	 politisch	 motivierter	 Gewalttaten	 im	 öffentlichen	 Raum	
einherging124:	seit	1930	kam	es	vermehrt	zu	handgreiflichen	Auseinandersetzungen	bis	
hin	 zu	 Schießereien	 zwischen	 den	 Anhängern	 der	 Parteien	 –	 hauptsächlich	 beteiligt	




„Der	 Wahlkampf	 ist	 diesmal	 wie	 im	 ganzen	 Deutschen	 Reich	 auch	 in	
Bonn	 in	 erheblich	 schärferen	 Formen	 durchgeführt	 worden	 als	 früher.	
Man	bekämpfte	 sich	 teilweise	 nicht	 nur	mit	 geistigen	Waffen,	 sondern	
versuchte	 durch	 Gewalttätigkeiten	 seine	 politische	 Meinung	
durchzusetzen.“126			
	
Diese	 Form	 der	 politischen	 Gewalt	 bezeichnet	 Dirk	 Schumann	 als	
„Versammlungskleinkrieg“,	 dessen	 Ziel	 nicht	 die	 physische	 Ausschaltung	 des	
politischen	 Gegners	 war,	 sondern	 vielmehr	 „ging	 [es]	 darum,	 Terrain	 für	 sich	 zu	





























	 Eine	 lokale	 Ortsgruppe	 der	 NSDAP	 hatte	 sich	 in	 Beuel	 nachweislich	 1925	
gebildet,132	der	eigenen	Darstellung	zufolge	war	der	März	1925	der	Gründungsmonat.	
Erstmals	 offiziell	 erwähnt	 wurde	 die	 Ortsgruppe	 im	 Dezember	 desselben	 Jahres	 im	





























internen	 Polizeivermerk	 bestand	 die	 Bonner	 Ortsgruppe	 aus	 circa	 25	Mitgliedern.134	
Mitte	 1926	 informierte	 sie	 in	 einer	 Veranstaltung	 über	 die	 Ziele	 der	 NSDAP,	 wobei	
Juden	explizit	der	Zutritt	verwehrt	wurde.	Die	antisemitische	Grundhaltung	der	Partei	
bestätigte	 die	 Ortsgruppe	 erneut	 Anfang	 1927,	 als	 Juden	 wiederum	 durch	 ein	
Veranstaltungsplakat	 der	 Einlass	 untersagt	 wurde;	 bei	 eben	 dieser	 öffentlichen	
Versammlung	 in	 Beuel	 polemisierte	 der	 Redner	 vor	 ungefähr	 40	 Personen	 über	 den	
„Juden-	und	Schieberstaat	Deutschland“.135		
	 Als	 politische	Größe	 etablierte	 sich	 die	NSDAP	 in	 Bonn	 ab	 1929,	wo	 sie	 bei	 den	
Kommunalwahlen	 im	November	 1929	 15,4	 Prozent	 der	Wählerstimmen	 in	 der	 alten	
Stadt	Bonn	erreichte.	Sie	avancierte	damit	von	einer	Splitterpartei	zur	zweitstärksten	
Fraktion	 im	 Stadtrat.	Mehr	 über	 die	Hintergründe	 der	Wahl	 finden	 sich	 in	 Abschnitt	
1.4.136	Ab	1930	bestätigte	sich	der	reichsweite	Trend	und	die	Bonner	NSDAP	fand	mehr	
und	mehr	Zulauf.137	So	ging	aus	einem	Bericht	des	Oberpräsidenten	der	Rheinprovinz	




zunehmenden	 Erfolgen	 bei	 den	Wahlen	 und	 ihrer	 Etablierung	 als	 ernstzunehmende	
politische	 Kraft	 verdoppelte	 sich	 die	 Zahl	 der	 Parteimitglieder	 in	 Bonn	 von	 1.509	 im	
Frühjahr	1930	auf	3.073	Anfang	1932.139	Im	Juni	1932	wurden	als	Kreisleiter	für	Bonn-

















Stadt	 Bonn,	 Ludwig	 Rickert,	 ernannt.140	Über	 die	 Jahre	 führte	 der	 kontinuierliche	
Mitgliederzuwachs	 bis	 zu	 Beginn	 des	 Zweiten	 Weltkriegs	 zur	 Bildung	 weiterer	
Ortsgruppen,	so	dass	1939	über	30	Ortsgruppen	mit	dazugehörigen	Parteidienststellen	
im	NSDAP-Kreis	Bonn	(Stadt	und	Land)	bestanden.141		
	 Eine	 wichtige	 Säule	 der	 NSDAP	 mit	 paramilitärischer	 Funktion	 war	 die	
Sturmabteilung	 (SA).142	Die	 Bonner	 SA	 ist	 erstmals	 für	 den	 Januar	 1928	 belegt.143	
Aufgrund	 steigender	 Mitgliederzahlen	 nach	 den	 Wahlerfolgen	 von	 1932	 und	 der	
dadurch	 bedingten	 Reorganisation	 benannte	 sie	 sich,	 in	 Anlehnung	 an	 das	 in	 Bonn	
stationierte	 Infanterieregiment	160,	 in	 SA-Standarte	160	um.	 Sie	 setzte	 sich	aus	drei	
Sturmbannen	 zusammen,	 jeweils	 einen	 für	 Bonn,	 den	 Siegkreis	 und	 Euskirchen.	 Zu	
diesem	Zeitpunkt	hatte	der	Bonner	 SA-Sturm	ungefähr	530	Mitglieder,	deren	Anzahl	
bis	zur	Machtübernahme	der	Nationalsozialisten	auf	rund	800	Personen	anwuchs.144		
	 Im	 Zuge	 der	Weltwirtschaftskrise	 1929	 eskalierte	 die	 Gewalt	 in	 Bonn,	was	 dazu	
führte,	dass	während	des	Jahres	1930	von	32	Wahlversammlungen	15	durch	die	Polizei	

































diesen	 starb. 145 	Die	 gewalttätigen	 Aktionen	 der	 Bonner	 SA	 richteten	 sich	 in	 der	
Anfangszeit	 zunächst	 vornehmlich	 gegen	 politische	 Gegner	 wie	 Kommunisten	 und	
Sozialdemokraten;	 die	 dadurch	 entstandene	 mediale	 Aufmerksamkeit	 war	 kalkuliert	
und	erwünscht.146	Nach	der	Machtübernahme	der	Nationalsozialisten	war	die	Bonner	
SA	 bis	 zu	 ihrer	 Entmachtung	 im	 Juli	 1934	 (so	 genannter	 Röhmputsch)	 die	 treibende	
Kraft	 und	 ausführende	 Gewalt	 bei	 antijüdischen	 Aktionen.147	Insbesondere	 bei	 der	
Durchsetzung	des	antijüdischen	Boykotts	am	1.	April	1933	waren	die	SA-Männer	aktiv	
und	 traten	 nochmals	 bei	 den	 antijüdischen	 Aktionen	 im	 Frühling	 und	 Sommer	 1935	
auf.	 Eine	 tragende	 Rolle	 spielten	 sie	 beim	 Novemberpogrom	 1938,	 wo	 sie	




Bezeichnung	 „SS	 Sturm-2“	 geführt	 und	 hatte	 40	 Mitglieder.	 Bereits	 ein	 halbes	 Jahr	




























verstärktem	 Maße	 gegen	 politische	 Gegner	 richteten,	 waren	 zahlreiche	 jüdische	
Bonner	von	antisemitischen	Anfeindungen	betroffen.	Bevor	derartige	Handlungen	von	
Bonner	Akteuren	dargestellt	und	analysiert	werden,	bietet	es	sich	zunächst	an,	Mittel	
und	 Wirkung	 der	 antisemitischen	 Propaganda	 der	 Nationalsozialisten	 zu	 skizzieren;	
denn	 diese	 war	 ein	 wesentliches	 Instrument,	 um	 die	 exkludierende	








In	 Abgrenzung	 zur	 christlich-religiös	 geprägten	 Judenfeindschaft	 wird	 als	 „moderner	
Antisemitismus“	 die	 im	 19.	 Jahrhundert	 entstandene	 „säkulare,	 politisch	 und	 sozial	
motivierte	Judenfeindschaft“151	bezeichnet,	die	sich	gegen	die	Integration	der	Juden	in	
die	 Gesellschaft	 wandte.	 Während	 der	 NS-Zeit	 wurde	 der	 Antisemitismus	 Teil	 der	
staatlichen	 Politik,	 dessen	 Ziel	 die	 Entfernung	 der	 Juden	 aus	 der	 deutschen	
Gesellschaft	war.	Juden	wurden	dabei	als	eigene	Rasse	definiert:	Die	„jüdische	Rasse“	
wurde	 von	 den	 Nationalsozialisten	 als	 „unmoralisch,	 minderwertig	 und	 dennoch	
gefährlich	 für	 das	 deutsche	 Volk“152	dargestellt.	 Daraus	 ergaben	 sich	 weitreichende	
Implikationen:	 Die	 Stigmatisierung	 traf	 alle	 Juden	 als	 Angehörige	 der	 „jüdischen	
Rasse“.	 Juden	 wurden	 „rassisch“	 angeborene	 und	 folglich	 unveränderliche	









Teil	 der	 Gesellschaft	 zu	 werden,	 war	 es	 ihnen	 im	 Nationalsozialismus	 nicht	 möglich	
durch	 Anpassung	 Teil	 der	 Gesellschaft	 zu	 werden	 bzw.	 zu	 bleiben. 153 	Nicht	 ihre	
individuellen	 Handlungen,	 sondern	 ihre	 Zugehörigkeit	 zu	 einer	 Gruppe	 waren	
maßgeblich.		
	 Die	Nationalsozialisten	 suchten	 ihre	gegen	die	 Juden	gerichtete	Politik	einerseits	
auf	 legislativem	 Weg	 durchzusetzen	 und	 andererseits	 durch	 Propaganda	 in	 der	
deutschen	 Gesellschaft	 zu	 internalisieren.154	Antisemitische	 Propaganda	 war	 bei	 der	
Herstellung	 der	 „Volksgemeinschaft“	 ein	 wichtiges	 Instrument,	 da	 durch	 sie	 die	
exkludierenden	 Handlungsaufforderungen	 der	 Nationalsozialisten	 vor	 Ort	 verbreitet	
wurden.	
	
„Propaganda	 ist	 eine	 besondere	 Form	 der	 systematisch	 geplanten	
Massenkommunikation,	 die	 nicht	 informieren	 oder	 argumentieren,	
sondern	überreden	oder	überzeugen	möchte.	Dazu	bedient	sie	sich	in	der	
Regel	 einer	 symbolisch	 aufgeladenen	 und	 ideologiegeprägten	 (Bild)	
Sprache,	welche	die	Wirklichkeit	verzerrt,	da	sie	entweder	Informationen	
falsch	vermittelt	oder	ganz	unterschlägt.	Ziel	von	Propaganda	ist	es,	bei	
den	 Empfängern	 eine	 bestimmte	 Wahrnehmung	 von	 Ereignissen	 oder	
Meinungen	auszulösen,	nach	der	neue	 Informationen	und	Sachverhalte	




dar.	 Durch	 sie	 wurde	 das	 Feindbild	 vom	 „geschäftstüchtigen,	 rachsüchtigen,	
übermächtigen	 Einfluss	 in	 Politik,	 Kultur	 und	 Wirtschaft	 anstrebenden	 Juden“	










Die	 Grundlage	 ihrer	 Propaganda	 bildete	 der	 christlich-religiöse	 Antisemitismus.	 Sie	
griffen	auf	 tradierte	antijüdische	Stereotype	zurück,158	um	so	bestehende	oder	 latent	
vorhandene	Vorurteile159	zu	schüren.	Ein	wiederkehrendes	Element	war	beispielsweise	
die	 negative	 Verknüpfung	 von	 Juden	 mit	 Wirtschaft,	 das	 mit	 dem	 Stereotyp	 des	
„Wucherjudens“160	oder	 des	 „raffenden	 Judens“	 einherging.161	So	 konstatierte	 auch	
Bialas:		
	
„Durch	 die	 visuell	 eindringliche	 Darstellung	 antisemitischer	 Stereotype	
und	die	 tatsächliche	Verfolgung	und	Erniedrigung	der	 Juden	wurde	die	
ideologische	 Konstruktion	 des	 typisierten	 Juden	 zur	 imaginären	
Wirklichkeit.“162		
	
Die	 antisemitische	 Propaganda	 der	 Nationalsozialisten	 hatte	 unterschiedliche	
Zielsetzungen:	 Erstens	 sollten	 Juden	 von	 Nicht-Juden	 als	 anders,	 als	 fremd	
wahrgenommen	werden.	 Indem	man	 sie	 als	 eine	 eigene	 Rasse	 darstellte	 und	 ihnen	
bestimmte	Eigenschaften	 zuschrieb,	 sonderte	man	 sie	 von	der	Mehrheitsgesellschaft	
ab.	 Zweitens	 sprach	 die	 rassenbiologische	 Einstufung	 als	 „minderwertige	 Rasse“	 den	
Juden	den	gleichen	gesellschaftlichen	Wert	wie	anderen	Mitgliedern	der	Gesellschaft	
ab;	 dadurch	 konnten	 Nicht-Juden,	 die	 sich	 an	 der	 Diskriminierung	 und	 Ausgrenzung	































Propaganda	 zu	 verbreiten.	 In	 den	 folgenden	 Abschnitten	 werden	 die	 für	 die	
Fragestellung	 relevanten	 Methoden	 betrachtet:	 der	 „Westdeutsche	 Beobachter“	 als	
der	NSDAP	zugehöriges	Presseorgan,	von	der	NSDAP	organisierte	Veranstaltungen	und	
Versammlungen	 sowie	 öffentliche	 antijüdische	 Inszenierungen.	 Diese	 drei	Mittel	 der	




Gauleiter	 der	 NSDAP	 für	 Köln-Aachen	 gegründet.165	Beide	 engagierten	 sich	 in	 der	
NSDAP	und	hatten	höhere	Positionen	inne:	Ley	leitete	ab	Juli	1925	den	Gau	Rheinland-
Süd,	wobei	ihn	Grohé	als	Geschäftsführer	unterstützte.	Mit	Hilfe	des	„Westdeutschen	
Beobachters“	 suchten	 sie	 nationalsozialistisches	 Gedankengut	 zu	 verbreiten	 sowie	
neue	Mitglieder	anzuwerben.	Gefördert	wurde	die	Provinzialzeitung	von	der	NSDAP-
















politische	 Richtlinien	 zu	 verbreiten.	 Sein	 Status	 sicherte	 ihm	 zunächst	 seine	
Existenzgrundlage,	weil	Parteimitglieder	angehalten	waren,	die	Zeitung	zu	abonnieren.	
Neben	 der	 „Parteiarbeit“	 hetzte	 der	 „Westdeutscher	 Beobachter“	 in	 seinen	 Artikeln	




Monate	 später,	 	 täglich	 aufgelegt	 zu	 werden;	 eine	 von	 zwölf	 Bezirksausgaben	 des	
„Westdeutschen	Beobachters“	war	die	Bonn/Siegburger	Ausgabe.	Sie	wurde	ab	1933	
in	 einem	 eigenen	 Geschäftslokal	 in	 der	 Remigiusstraße	 in	 Bonn	 verlegt.	 Neben	
Parteimitglieder	 waren	 nun	 auch	 Beamte	 und	 Angestellte	 des	 öffentlichen	 Diensts	
angehalten,	die	Zeitung	zu	beziehen.	1934	hatte	die	Zeitung	eine	Gesamtauflage	von	
186.000	Exemplaren,	wobei	knapp	24.000	Blätter	auf	den	Bonner	Lokalteil	entfielen.168	
	 	In	 regelmäßigen	 Abständen	 veröffentlichte	 der	 „Westdeutsche	 Beobachter“	
antisemitische	Artikel	gegen	 Juden.	Beispiele	 für	antijüdische	Kampagnen	 finden	sich	
früh:	Dabei	konnte	die	Propaganda	unterschwellig	gegen	Juden	gerichtet	sein,	 indem	
diese	 in	 Nebensätzen	 oder	 mit	 Begriffen	 diskreditiert	 wurden.	 So	 verknüpfte	 der	
„Westdeutsche	 Beobachter“	 beispielsweise	 am	 23.	 August	 1929	 angebliche	
Missstände	 in	 der	 Weimarer	 Republik	 mit	 Juden,	 indem	 er	 schrieb:	 „Der	
Verfassungstag	stand	in	Bonn	ganz	im	Zeichen	des	judenrepublikanischen	Müssens.“169	
Dergleichen	wurde	ein	Redakteur	des	„Westdeutschen	Beobachters“,	Wilhelm	Gerling,	
am	 4.	 Juni	 1930	 wegen	 öffentlicher	 Beleidigung	 des	 jüdischen	 Rechtsanwalts	 Dr.	
Wollstein	 vom	 Bonner	 Amtsgericht	 verurteilt.	 Er	 hatte	 über	 eine	 private	 Klage	
berichtet	 und	 drei	 der	 vier	 Anwälte	 mit	 ihrer	 Berufsbezeichnung	 und	 ihren	









„Diese	 gewollte	 Betonung	 des	 Wortes	 Jude	 unter	 geflissentlicher	
Weglassung	 der	 Berufsbezeichnung	 Dr.	 Wollsteins	 [...]	 lässt	 den	 sicheren	
Schluss	 zu,	 daß	 der	 Angeklagte	 seinen	 Lesern	 nicht	 bloß	 harmlos	 die	
Rassezugehörigkeit	 Dr.	 Wollsteins	 mitteilen	 wollte,	 sondern	 daß	 er	
beabsichtigte,	 ihn	 als	 einen	 solchen	Menschen	 zu	 kennzeichnen,	 bei	 dem	




der	 „Westdeutsche	 Beobachter“,	 dass	 Juden	 nicht	 Teil	 der	 deutschen	 Gesellschaft	
seien	bzw.	sein	wollten.	So	bemängelte	er	beispielsweise	am	15.	Juni	1932	unter	dem	
Titel	 „Provozierender	 Judenlümmel“,	 dass	 ein	 Bonner	 Jude	 während	 einer	
Veranstaltung	beim	Spielen	des	Deutschlandliedes	angeblich	nicht	aufgestanden	wäre	
und	bezeichnete	diese	Handlung	als	„gemeine	Herausforderung“.172			
Häufig	 aber	 waren	 gegen	 Bonner	 Juden	 gerichtete	 Artikel	 mit	 diffamierenden	
Aussagen	 zu	 angeblichen	 typisch	 „jüdischen“	 Geschäftsmethoden	 verbunden.173	In	
einem	Artikel	vom	12.	Mai	1929	berichtete	der	„Westdeutsche	Beobachter“,	dass	die	
Firma	 Berg	 ihren	 Zahlungsverpflichtungen	 gegenüber	 angestellten	 Arbeitern	 nicht	
nachkommen	 konnte.	 Dabei	 beschränkte	 sich	 der	 Artikel	 nicht	 darauf,	 die	 Fakten	
darzustellen,	 sondern	 suggerierte,	 dass	 die	 Firma	 nie	 beabsichtigt	 hätte,	 die	
ausstehenden	 Zahlungen	 zu	 begleichen.	 Er	 verknüpfte	 dabei	 die	 Situation	 und	 das	
Handeln	 des	Geschäftes	mit	 einem	 angeblichen	 allgemeinen	Geschäftsverhalten	 von	
Juden	 und	 schloss	 zynisch:	 „Man	 stellt	 die	 Zahlungen	 ein	 und	 läßt	 durch	 einen	
geschäftstüchtigen	 Rassegenossen,	 in	 diesem	 Fall	 den	 jüdischen	 Anwalt	 Cohn,	 das	














„Wenn	 in	Beuel	oder	Umgebung	ein	Stück	Vieh	krepiert	 [...]	 sind	einige	
Vertreter	dieser	Rasse	zur	Stelle	und	kraft	ihrer	guten	Beziehungen	wird	
das	Fleisch	dieser	verendeten	Tiere	nicht	etwa	vergraben	oder	verbrannt,	
sondern	 auf	 Umwegen	 durch	 jüdische	 Metzgerläden	 dem	 Verkauf	
zugeführt.“176	
	
Ebenso	 beschuldigte	 der	 „Westdeutsche	 Beobachter“	 am	 1.	 Februar	 1932	 unter	




In	 weiteren	 Artikeln	 vom	 13.	 Oktober	 1932	 und	 21.	 Dezember	 1932	 hetzte	 der	
„Westdeutsche	 Beobachter“	 gegen	 Geschäfte	 jüdischer	 Inhaber,	 hierzu	 mehr	 in	
Abschnitt	 3.1.	 Die	 im	 vorangegangen	 Abschnitt	 beschriebene	 antisemitische	
Propaganda	 verstärkte	 sich	 nach	 der	 Machtübernahme	 der	 Nationalsozialisten	 und	
eskalierte	über	die	Jahre.			
Versammlungen	bzw.	Veranstaltungen	der	örtlichen	NSDAP	wurden	vor	und	nach	


















seit	 1929	Kreisleiter	 des	 Siegkreises,	 trat	 im	Bonner	 Stadtgebiet	 bei	Veranstaltungen	
auf.	So	hielt	er	beispielsweise	am	27.	Juni	1929	einen	Vortrag	„Über	die	Zerstörung	der	
deutschen	 Kultur	 durch	 die	 Juden“	 und	 forderte	 deren	 Exklusion	 aus	 der	
„Volksgemeinschaft“. 179 	Ebenso	 rief	 Rickert	 in	 einer	 Ortsgruppenversammlung	 der	






Neben	 Pressemeldungen	 und	 Veranstaltungen	 nutzten	 die	 Nationalsozialisten	
auch	 öffentliche	 Inszenierungen	 für	 ihre	 antijüdische	 Propaganda.	 Diese	 konnten	
verschiedene	 Formen	 annehmen	 und	 wurden	 verstärkt	 nach	 1933	 als	
Propagandainstrument	 genutzt.	 So	 ging	 beispielweise	mit	 dem	 Boykott	 vom	 1.	 April	
1933	eine	groß	angelegte	antijüdische	 Inszenierung	einher,	bei	der	mit	Plakaten	und	
Aufschriften	Geschäfte,	 Praxen	 und	 Kanzleien	 jüdischer	 Inhaber	 gekennzeichnet	 und	
diese	 als	 „jüdisch“	 stigmatisiert	 wurden.	 Diese	 Aktion	 und	 weitere	 werden	 im	
nachfolgenden	 Kapitel	 beschrieben.	 Wie	 im	 vorangegangenen	 Abschnitt	 dargelegt,	
wandten	 lokale	 Nationalsozialisten	 unterschiedliche	 Methoden	 an,	 Juden	 zu	





















Häuser	 jüdischer	 Inhaber.182	Unter	dem	Titel	 „Nationalsozialistische	Vandalen	hausen	
in	 Beuel“	 vom	 8.	 Oktober	 1931	 berichtete	 die	 „Rheinische	 Zeitung“,	 dass	 Häuser	 in	
Beuel	mit	Hakenkreuzen	und	diskriminierenden	Inschriften	verunstaltet	wurden;	u.	a.	
war	 das	 neue	Gebäude	des	 jüdischen	Arztes	Dr.	Max	Weis	 betroffen.	Der	Autor	 des	







Abschnitt	 erwähnt,	 erlangte	 die	NSDAP	bei	 den	Kommunalwahlen	 in	 der	 alten	 Stadt	
Bonn	 im	 November	 1929	 15,4	 Prozent	 und	 wurde	 damit	 zweitstärkste	 Fraktion	 im	
Stadtrat.	 In	 Bad	 Godesberg	 und	 Beuel	 konnte	 sie	 hingegen	 nur	 6,3	 Prozent	 bzw.	
6,5	Prozent	der	Wähler	auf	sich	vereinen.185	Die	meisten	Stimmen	erhielt	das	Zentrum	
mit	über	30	Prozent,	das	während	der	Weimarer	Republik	als	Vertreter	des	politischen	
Katholizismus	 die	 Wahlen	 dominierte	 und	 im	 Großraum	 Bonn	 stets	 die	 jeweiligen	
(Ober-)	 Bürgermeister	 stellte.186	Die	 Frage,	 wer	 die	 NSDAP	 gewählt	 hatte	 und	 aus	
welchen	 Gründen,	 soll	 hier	 nur	 angerissen	 werden:	 Zunächst	 ist	 die	 Diskrepanz	


















Die	 NSDAP	 wurde	 von	 kleinen	 Gewerbetreibenden	 aus	 der	 Bonner	 Innenstadt,	
national	gesinnten	evangelischen	Kreisen	sowie	Studenten	 favorisiert;	diese	Gruppen	
waren	 nicht	 oder	 kaum	 in	 den	 beiden	 ländlich	 geprägten	 Gemeinden	 vertreten.	
Ausschlaggebend	für	den	Zulauf	zur	NSDAP	war	jedoch	die	Unzufriedenheit	der	Bürger	
der	 alten	 Stadt	 Bonn	 mit	 der	 Kommunalpolitik	 bzw.	 dem	 amtierenden	
Oberbürgermeister	 Dr.	 Falk.	 Die	 Frustration	 wurde	 zusätzlich	 geschürt	 durch	 Artikel	
des	 „Westdeutschen	 Beobachters“,	 der	 zum	 Großteil	 unberechtigte	 und	 später	
wiederlegte	 Korruptionsvorwürfe	 gegen	 die	 Stadtverwaltung	 erhoben	 sowie	
populistisch	 angeblich	 überhöhte	 Gehälter	 des	 Oberbürgermeisters	 und	 der	
Beigeordneten	 kritisierte	 hatte. 187 	Abgesehen	 von	 den	 für	 die	 alte	 Stadt	 Bonn	
spezifischen	 Gegebenheiten,	 kann	 festgehalten	 werden,	 dass	 die	 NSDAP	 zudem	
verstärkt	Zulauf	von	Protestwählern	aus	bürgerlichen	Kreisen	erhalten	hatte.188		
	 Bei	den	folgenden	vier	Reichstagswahlen	sollte	es	der	NSDAP	gelingen,	sich	nicht	
nur	 auf	 Regional-	 sondern	 auch	 auf	 Reichsebene	 als	 feste	 Größe	 in	 der	
Parteienlandschaft	der	Weimarer	Republik	zu	etablieren.		
	











Alte	Stadt	Bonn	 18,8	 21,9	 17,7	 31,6	
Bad	Godesberg	 17,4	 22,9	 17,7	 29,9	
Beuel		 19,1	 19,7	 16,2	 30,1	







Bereits	bei	den	Reichstagswahlen	 im	September	1930	 zeigte	 sich,	dass	die	NSDAP	 in	
der	alten	Stadt	Bonn	mit	18,8	Prozent	der	Wählerstimmen	nicht	nur	an	das	Ergebnis	
von	 1929	 anknüpfen,	 sondern	 ihren	 Stimmenanteil	 in	 Bad	 Godesberg	 (17,4	Prozent)	
wie	auch	in	Beuel	(19,1	Prozent)	nahezu	verdreifachen	konnte;	dies	entsprach	in	etwa	
dem	 Reichsdurchschnitt,	 der	 bei	 18,3	Prozent	 lag. 190 	Die	 NSDAP	 hatte	 sich	 als	
Konstante	 in	 der	 Parteienlandschaft	 Bonns	 etabliert.191	Auch	 das	 Sozialprofil	 ihrer	
Wähler	 in	 der	 alten	 Stadt	 Bonn	 wies	 eine	 größere	 Diversität	 auf:	 Zu	 den	
Sympathisanten	 zählten	 nun	 vermehrt	 Kaufleute,	 Akademiker,	 Selbständige	 und	
Rentner,	 wohingegen	 die	 Unterstützung	 aus	 den	 Reihen	 der	 Handels-	 und	
Gewerbetreibenden	leicht	abnahm.192		
	 Betrachtet	man	die	Ergebnisse	der	NSDAP	 in	Bonn	bei	den	Reichstagswahlen	 im	
Juli	1932	und	stellt	diese	den	Zuwachsraten	des	Reichsdurchschnitts	gegenüber,	 lässt	
sich	ein	Dämpfer	 im	Aufwärtstrend	der	Nationalsozialisten	 in	Bonn	 feststellen:193	Die	
Partei	stagnierte	–	alte	Stadt	Bonn	(21,9	Prozent),	Bad	Godesberg	(22,9	Prozent),	Beuel	
(19,7	Prozent)194	–	wohingegen	sie	im	Reich	mit	37,3	Prozent195	ihren	Stimmengewinn	
gegenüber	 der	 vorherigen	 Reichstagswahl	 mehr	 als	 verdoppelt	 hatte.	 Bei	 den	
Reichstagswahlen	im	November	1932	verlor	die	NSDAP	im	gesamten	Reich	gegenüber	
der	 vorherigen	Wahl	 4,2	 Prozent	 der	Wählerstimmen	 und	 erlangte	 33,1	 Prozent.196	




















der	 Machtübernahme	 der	 Nationalsozialisten	 wurde	 der	 Reichstag	 erneut	 aufgelöst	
und	 die	 letzten	 „halbfreien“	Wahlen	 fanden	 im	März	 1933	 statt,	 geprägt	 durch	 den	
Terror	 der	 Nationalsozialisten	 gegenüber	 ihren	 politischen	 Gegnern.	 Zwar	 blieb	 die	
NSDAP	in	Bonn	abermals	hinter	dem	Reichsdurchschnitt	von	43,9	Prozent	zurück	–	alte	
Stadt	 Bonn	 (31,6	 Prozent),	 Bad	 Godesberg	 (29,9	Prozent),	 Beuel	 (30,1	Prozent)	 –	
allerdings	 verringerte	 sich	 der	 Abstand	 zum	 Reich	 leicht	 von	 16	 auf	 13	
Prozentpunkte.199	Damit	 blieb	 die	 NSDAP	 zunächst	 als	 zweitstärkste	 Fraktion	 hinter	
dem	 Zentrum	 (33,6	Prozent), 200 	konnte	 aber	 das	 Wahlergebnis	 gegenüber	 dem	




„Das	 Resultat,	 daß	wir	 Bonner	 in	 diesem	 entscheidungsreichen	 Ringen	
für	 uns	buchen	 können,	 ist	 so	überwältigend,	 so	unglaublich,	 daß	man	
noch	 lange	 brauchen	 wird,	 um	 dieses	 Volksurteil	 zu	 verstehen.	 100	


























Die	 konfessionelle	 Zusammensetzung	 der	 Wähler	 ist	 in	 den	 Studien	 von	 Jürgen	
































als	 im	 restlichen	Reich,	 aber	diese	 resistentere	Haltung	gegenüber	der	NSDAP	 findet	
sich	auch	in	anderen	Wahlkreisen	mit	einem	ähnlich	katholisch	geprägten	Milieu.		
	 Damit	 kann	 die	 Aussage	 Ulrich	 von	 Hehls	 nach	 der	 im	 Rheinland	 in	 „allen	
Wahlentscheiden	die	NSDAP	von	den	bekenntnistreuen	Katholiken	eine	deutlich	Abfuhr	
erhalten	 [hatten]“209	für	 Bonn	 nur	 bedingt	 zugestimmt	 werden.	 Wie	 gezeigt	 wurde,	
wählten	die	Bonner	in	den	Reichstagswahlen	vom	September	1930	bis	März	1933	zwar	
signifikant	weniger	 die	NSDAP	als	 im	Reichsdurchschnitt,	 allerdings	war	 der	 Zustrom	






















Von	 einer	 faktischen	 Übernahme	 der	Macht210	durch	 die	 Nationalsozialisten	 kann	 in	
Bonn	 erst	 ab	 den	 Kommunalwahlen	 im	 März	 1933	 gesprochen	 werden.211	Wie	 im	
vorangegangenen	Kapitel	dargelegt,	stellte	das	Zentrum	Anfang	1933	immer	noch	die	
stärkste	 Fraktion	 in	 der	 Bonner	 Stadtverordnetenversammlung.	Um	 auch	 auf	 lokaler	
Ebene	 Regierungsgewalt	 zu	 erlangen,	 hatte	 Hermann	 Göring	 als	 kommissarischer	
Innenminister	 am	 4.	 Februar	 1933	 die	 Auflösung	 aller	 kommunalen	 Parlamente	 in	
Preußen	veranlasst	–	somit	auch	die	Bonner	Stadtverordnetenversammlung	sowie	die	
Gemeindeparlamente	der	Ämter	Bad	Godesberg	und	Beuel.212	Die	Neuwahlen	wurden	
auf	 den	 12.	 März	 1933	 angesetzt,	 eine	 Woche	 nach	 den	 anberaumten	
Reichstagswahlen.	
	 Der	 nationalsozialistische	 Wahlkampf	 war	 geprägt	 durch	 die	 Einschränkung	 der	
Pressefreiheit	 sowie	 durch	 den	 massiven	 Druck	 und	 Terror	 gegenüber	 politischen	
Gegnern.	 Ein	 wesentliches	 Instrument	 war	 die	 Notverordnung	 zum	 Schutz	 des	
Deutschen	 Volkes	 („Schubkastenverordnung“)	 vom	 4.	 Februar	 1933,	 die	 den	
Nationalsozialisten	 einen	 legalen	 Vorwand	 lieferte,	 politische	 Versammlungen	 zu	






















Leserschaft	 hatten.	 So	 wurden	 ab	 Mitte	 Februar	 1933	 die	 von	 der	 SPD	 verlegte	
„Rheinische	 Zeitung“	 und	 die	 von	 der	 KPD	 herausgegebene	 Tageszeitung	
„Sozialistische	 Republik“	 verboten,	 später	 kamen	 noch	 die	 dem	 Zentrum	
nahestehende,	 in	 Bonn	 publizierte	 „Deutsche	 Reichszeitung“	 sowie	 die	 DNVP-nahe	
„Bonner	 Zeitung“	 hinzu.214	Der	 Reichstagsbrand	 in	 der	 Nacht	 vom	 27.	 auf	 den	 28.	
Februar	 1933	 diente	 den	 Nationalsozialisten	 als	 Anlass, 215 	um	 mit	 Hilfe	 der	
„Verordnung	zum	Schutz	von	Volk	und	Staat“	(„Reichstagsbrandverordnung“)	vom	28.	
Februar	 1933,	 gegen	 jegliche	 Opposition	 vorzugehen.	 Sie	 setzte	 faktisch	 alle	
Grundrechte	außer	Kraft,	wurde	zur	normativen	Grundlage	des	nationalsozialistischen	
Staates	 und	 bestand	 während	 der	 gesamten	 NS-Herrschaft. 216 	Fortan	 wurden	
Menschen,	 die	 in	 Opposition	 zu	 den	 Nationalsozialisten	 standen,	 unter	 dem	
Deckmantel	der	Legalität	verfolgt	und	verhaftet.	Andreas	Wirsching	bezeichnet	diese	
gewalttätigen	 Vorgänge	 der	 nationalsozialistischen	 Machteroberung,	 als	 „einen	
schrankenlosen	 Bürgerkrieg,	 den	 die	 enthemmte	 NS-Bewegung	 im	 Namen	 eines	





Parteimitglieder	 der	 konservativen	 Parteien	 und	 kommunale	 Funktionsträger	
inhaftiert.	 Sie	 wurden	 im	 Gefängnis	 in	 der	Wilhelmstraße	 und	 später	 im	 Siegburger	



















Börgermoor	 deportiert.	 Dabei	 verliefen	 die	 Verhaftungen	 der	 politischen	 Gegner	 in	
Wellen:	Die	meisten	 lokalen	Kommunisten	wurden	bereits	vor	den	Reichstagswahlen	
am	 5.	 März	 1933	 festgesetzt,	 während	 die	 Sozialdemokraten	 nach	 den	
Kommunalwahlen	eine	Woche	 später	 inhaftiert	wurden.	218		Unter	 ihnen	befand	 sich	
auch	 der	 jüdische	 SPD-Stadtverordnete	 und	 Professor	 für	 Zahnmedizin	 an	 der	
Rheinischen	 Friedrich-Wilhelms-Universität,	 Alfred	 Kantorowicz.219	Unterstützt	 wurde	
die	 Bonner	 Polizei	 von	 einer	 Auswahl	 an	 Polizeihilfskräften;	 diese	 setzten	 sich	 aus	
Mitgliedern	der	SA,	SS	und	des	Stahlhelms	zusammen.	Grundlage	für	den	Aufbau	der	










„Die	 Duldung	 dieses	 symbolisch-propagandistischen	 Aktes	 durch	 die	
Stadt-	 oder	 Gemeindeverwaltung	 bedeutete	 eine	 Art	 Kapitulation	 oder	
zumindest	das	Eingeständnis	von	Schwäche.“222		
	
Geprägt	 durch	 die	 Einschränkung	 oppositioneller	 Medien	 und	 durch	 die	 staatliche	


















in	 Bonn	 erneut	 nicht,	 die	Wahlen	 für	 sich	 zu	 entscheiden.	 Sie	 erreichte	 in	 der	 alten	
Stadt	 Bonn	 34,5	 Prozent,	 in	 Bad	Godesberg	 30,7	Prozent	 und	 in	 Beuel	 30,2	 Prozent;	
das	Zentrum	erlangte	respektiv	36,1	Prozent,	37,0	Prozent	und	36,4	Prozent	und	stellte	
damit	 im	 Stadtgebiet	 Bonn	 die	 stärkste	 Partei.223	Das	 alte	 Bonn	war	 damit	 eine	 der	
wenigen	 Städte,	 in	 der	 die	 Nationalsozialisten	 nicht	 die	 meisten	 Stimmen	 auf	 sich	
vereinen	konnte.	Nach	der	von	Matzerath	erstellten	Vergleichsgruppe	von	Städten	mit	
50.000	bis	100.000	Einwohnern	war	dies	nur	in	fünf	von	27	Städten	der	Fall.224	Dessen	
ungeachtet	 sollte	 es	 den	 gewählten	 Vertretern	 der	 anderen	 Parteien	 nicht	 mehr	
möglich	 sein,	 ihr	 Amt	 auszuüben;	 die	 Nationalsozialisten	 eroberten	 nach	 der	
Verkündung	der	Ergebnisse	gewaltsam	die	Macht.	Dabei	gingen	sie	 in	vielen	Städten	
ähnlich	 vor:	 Sie	 entmachteten	 die	 Bürgermeister,	 indem	 sie	 diese	 verdrängten	 und	
ersetzten,	 oder	 alternativ	 neben	 dem	 Bürgermeister	 entweder	 einen	 Kommissar	
benannten	 oder	 einen	 Nationalsozialisten	 als	 dessen	 Stellvertreter	 beriefen.225	Wolf	

























Auf	 Nachfrage	 Lürkens	 bei	 der	 Kölner	 Bezirksregierung,	 wie	 er	 sich	 in	 der	 Situation	
verhalten	 solle,	 wurde	 er	 in	 einen	 sechswöchigen	 „Sonderurlaub“	 versetzt.	 Zugleich	
informierte	 man	 ihn	 über	 die	 bevorstehende	 Ernennung	 Rickerts	 zum	
Staatskommissar;	 auch	 sollte	 dieser,	 zunächst	 nur	 vorrübergehend,	 das	 Amt	 des	
Oberbürgermeisters	übernehmen.229	Am	selben	Tag	musste	auch	der	Bad	Godesberger	
Bürgermeister,	 Josef	 Zander,	 dem	 massiven	 Druck	 der	 Nationalsozialisten	
nachgegeben.	 Er	 beantragte	 seine	 Beurlaubung	 für	 zunächst	 nur	 zehn	 Tage,	 wurde	
aber	 letztlich	 zwangsweise	 in	 den	 Ruhestand	 versetzt.230		 Einen	 Tag	 später,	 am	 14.	
März	 1933,	 wurde	 der	 NSDAP-Ortsgruppenleiter	 von	 Wittschlick/Duisdorf,	 Heinrich	
Alef,	 als	 Staatskommissar	 für	Bad	Godesberg	bestimmt	und	am	21.	April	 1933	durch	




































Einflussnahme	 Grohés	 und	 Rickerts	 wurde	 am	 22.	 Juni	 1933	 Felix	 Hausmann	 als	
Bürgermeister	 in	 Beuel	 eingesetzt. 232 	Mit	 der	 Bestätigung	 der	 zunächst	 nur	
kommissarisch	 eingesetzten,	 aus	 „alten	 Parteigenossen“ 233 	bestehenden	 (Ober-)	
Bürgermeister	 bis	 Juli	 1933,	 war	 der	 Prozess	 der	 Machtübernahme	 in	 Bonn	 formal	
abgeschlossen; 234 	die	 Schlüsselpositionen	 im	 Staatsapparat	 waren	 mit	 NSDAP-
Funktionären	besetzt.	Diese	Strategie	hatten	die	Nationalsozialisten	reichsweit	verfolgt	











































	 Die	 Kommunalparlamente	wurden	 zu	 reinen	Akklamationsorganen	 reduziert;	 ihr	
Entscheidungsrecht	 zu	 wichtigen	 Fragen	 die	 Stadt	 betreffend,	 gaben	 sie	 Ende	März	
1933	 zugunsten	 von	 Ausschüssen	 ab.236 	Seit	 der	 am	 30.	 Januar	 1935	 erlassenen	







Nach	 seiner	 Einsetzung	 als	 Oberbürgermeister	 regierte	 Rickert,	 dem	 „Führerprinzip“	
entsprechend,	 als	Verantwortlicher	 für	die	 kommunale	Politik	mit	uneingeschränkter	
Autorität	 nach	 unten;	 er	 war	 lediglich	 den	 höheren	 Dienststellen	 gegenüber	
rechenschaftspflichtig. 238 Noch	 im	 März	 1933	 beurlaubte	 er	 mit	 Hilfe	 einer	
Diffamierungskampagne	annähernd	alle	leitenden	Beamten	der	alten	Stadt	Bonn,	bzw.	
ließ	 einige	 von	 ihnen	 in	 „Schutzhaft“	 nehmen. 239 	Obgleich	 die	 nachfolgenden	
Disziplinar-	 und	 Gerichtsverfahren	 ohne	 Ergebnis	 eingestellt	 wurden,	 folgte	 die	
zwangsweise	 Pensionierung	 zwischen	 1933	 und	 1934. 240 	Eine	 derartige	
Vorgehensweise	 lokaler	 Nationalsozialisten	 war	 nicht	 ungewöhnlich.	 Gruner	
konstatiert	 vielmehr,	 dass	 ein	 gezielter	 Austausch	 von	 leitenden	 Beamten	 in	
zahlreichen	Orten	im	Deutschen	Reich	stattfand.241	Im	Gegenzug	wurden	in	den	Jahren	





















der	 nun	 in	Doppelfunktion	 die	 Leitung	 der	 Polizei	 und	 der	 lokalen	 SA-Standarte	 160	
innehatte.	244	
	 Der	 Großteil	 der	 Stellen	 im	 öffentlichen	 Dienst	 blieb	 allerdings	 erhalten,	
wenngleich	die	kommunalen	Bediensteten	 in	den	meisten	Fällen,	mit	Ausnahme	von	
Duisdorf,	NSDAP-Funktionären	bzw.	einer	NS-Sonderbehörde	unterstellt	waren.	Am	7.	
April	 1933	 wurde	 die	 „Säuberungen	 der	 Verwaltung“	 nachträglich		auf	 eine	
pseudolegale	 Grundlage	 gestellt: 245 	Das	 „Gesetz	 zur	 Wiederherstellung	 des	
Berufsbeamtentums“	 ermöglichte	 es	 „Ungeeignete,	 Nicht-Arier	 und	 politisch	
Unzuverlässige“	aus	dem	Amt	zu	entfernen.246	In	Bonn	wurden	von	689	Beamten	sechs	
pensioniert,	 zwei	 entlassen	 und	 zwei	 weitere	 degradiert. 247 	Damit	 entsprach	 die	
Situation	in	Bonn	der	Einschätzung	Sabine	Meckings	und	Andreas	Wirschings,	nach	der	
































	 Der	 im	 Gesetz	 enthaltene	 „Arierparagraph“	 negierte	 die	 Gleichstellung	 aller	
Bürger	und	richtete	sich	gegen	Juden	als	Gruppe;	er	definierte	erstmals,	wer	 in	diese	
Einordnung	 fiel:249	„Menschen	wurden	 zu	Objekten	 von	 Kategorisierungen.“250	In	 den	
folgenden	Monaten	wurde	der	„Arierparagraph“	auf	weitere	Berufsfelder	angewandt,	
so	 beispielsweise	 auf	 den	 öffentlichen	 Dienst	 sowie	 in	 der	 Rechtspflege.	 Darüber	
hinaus	 wurde	 der	 Anteil	 der	 Juden	 im	 akademischen	 Bereich	 beschränkt. 251 	Der	
„’rassen’-	 und	 parteipolitische	 Nivellierungs-	 und	 Verfolgungsanspruch	 der	
Nationalsozialisten“ 252 	war	 gesetzlich	 festgehalten	 worden	 und	 wurde	 vor	 Ort	
umgesetzt.		
Der	 jüdische	 Obersekretär	 beim	 Personalamt	 der	 alten	 Stadt	 Bonn,	 Emil	 Marx,	
wurde	 vier	 Tage	 vor	 Erlass	 des	 „Gesetzes	 zur	 Wiederherstellung	 des	
Berufsbeamtentums“	 von	 Personaldezernent	 Graemer	 zwangsweise	 beurlaubt.	
Nachdem	er	am	9.	April	1933	direkt	an	Rickert	appellierte	und	einen	Nachweis	seines	
Militärdienstes	 im	 Ersten	 Weltkrieg	 erbrachte,	 durfte	 er	 seine	 Arbeit	 wieder	
aufnehmen.	 Im	Oktober	1935	suspendierte	 ihn	die	städtische	Verwaltung	nach	Erlass	
der	 „Nürnberger	Gesetze“	erneut,	 konnte	diese	Maßnahme	allerdings	nicht	 aufrecht		
erhalten,	weil	Marx	nicht	Beamter,	 sondern	Angestellter	der	Stadt	war.	 Im	Mai	1936	



























hinein.	 Letztlich	 erklärte	 das	 Reichsarbeitsgericht	 seine	 Entlassung	 als	 faktisch	
rechtswirksam,	obgleich	es	das	Kündigungsrecht	der	Stadt	so	nicht	anerkannte.253		
	 Auch	der	Fall	 von	Dolly	Freudenberg	verdeutlicht,	wie	die	 städtische	Verwaltung	
trotz	mangelnder	 rechtlicher	Handhabe	Druck	 auf	 jüdische	Mitarbeiter	 ausübte.	 Der	
„Arierparagraph“	 konnte	 auf	 die	 jüdische	 Stadtassistentin	 wegen	 ihrer	
ununterbrochenen	 Anstellung	 seit	 dem	 Jahr	 1913	 nicht	 angewandt	 werden.	 Ihre	
Vorgesetzten	 fanden	 einen	 anderen	 Weg,	 um	 sie	 von	 ihrer	 Position	 zu	 entfernen:		
Mitte	1933	wurde	sie	von	ihrer	Stelle	im	Fremdenverkehrsamt,	wo	sie	an	exponierter		
Stelle	arbeitete,	 zum	städtischen	Schlachthof	versetzt.	 Im	August	1934	 legte	man	 ihr	
unter	 dem	 Vorwand,	 dass	 sie	 dort	 anfallenden	 Aufgaben	 wegen	 den	
Folgeerscheinungen	 eines	 zurückliegenden	 Verkehrsunfalls	 nicht	 erledigen	 könne,	
nahe,	 ihren	 vorzeitigen	 Ruhestand	 zu	 beantragen.	 Sollte	 sie	 der	 Aufforderung	 nicht	
nachkommen,	drohte	man	 ihr	mit	 zwangsweiser	Pensionierung.	 Freudenberg	beugte	
sich	 dem	 Druck	 und	 wurde	 im	 November	 1934	 in	 den	 Ruhestand	 versetzt. 254		
Die	 beiden	 Fälle	 in	 Bonn	 bestätigen	 die	 Einschätzung	 Alf	 Lüdtkes	 über	 den	
Handlungsspielraum	der	städtischen	Verwaltungen	und	Gerichte:		
	
„Der	 Phantasie	 administrativer	 und	 juristischer	 Zugriffe	 und	




in	 seiner	 Eigenschaft	 als	 Bürgermeister	 in	 Bad	 Godesberg	 für	 die	Wiedereinstellung	
eines	 entlassenen	 jüdischen	 Filialleiters	 einer	 Bank	 einsetzte.256	Seine	 Beweggründe	













Fällen	 aufgrund	 unterschiedlicher	Motive,	wie	 beispielsweise	 um	 seine	Gutmütigkeit	
oder	auch	seine	Macht	zu	demonstrieren,	Juden	unterstützte.	257	
	 Weitere	 Bonner	 Juden	 verloren	 in	 den	 kommenden	 Monaten	 aufgrund	 des	
„Arierparagraphens“	 ihre	 Arbeit	 oder	 mussten	 wirtschaftliche	 Einschränkungen	
hinnehmen:	 Amtsgerichtsrat	 Dr.	 Karl	 Meyer,	 der	 einzige	 Richter	 jüdischer	
„Abstammung“	 am	 Landgericht	 Bonn,	 wurde	 im	 November	 1933	 im	 Alter	 von	 33	






„Dr.	 Meyer	 ist	 eine	 starke	 Arbeitskraft,	 ist	 fachwissenschaftlich	 und	
schriftstellerisch	 tätig,	besitzt	ein	gutes	Urteil	und	soziales	Verständnis.	
[...]	Sowohl	nach	der	richterlichen	wie	menschlichen	Seite	hin	 ist	daher,	
um	 die	 Worte	 des	 Landgerichtspräsidenten	 von	 Cleve	 zu	 wiederholen,	























	 Zudem	 verloren	 jüdische	 Anwälte	 in	 Bonn	 ihre	 Zulassungen.	 Dem	Namens-	 und	
Firmenverzeichnis	 von	 1932/33	 zufolge	 waren	 in	 der	 alten	 Stadt	 Bonn	 und	 Bad	
Godesberg	insgesamt	67	Rechtsanwälte	niedergelassen,	von	denen	acht	Juden	waren.	
Durch	 das	 „Gesetz	 über	 die	 Zulassung	 zur	 Rechtsanwaltschaft“	 vom	 7.	 April	 1933	
wurden	den	Rechtsanwälten	Dr.	Hans	Cahn,	 Siegmund	Mayer	 II.	Dr.	Alfred	Meier	 III.	
und	 Dr.	 Josef	Weiss	 die	 Anwaltszulassung	 entzogen.	Max	 Baum,	 Dr.	 Max	 Cohn,	 Dr.	
Ernst	 Herrmanns	 und	 Dr.	 Hans	 Wollstein	 waren	 zunächst	 nicht	 von	 dem	 Gesetz	
betroffen	 und	 konnten	 ihre	 juristische	 Tätigkeit	 weiter	 ausüben.261	Doch	 obwohl	 sie	
nicht	 unter	 die	 Bestimmungen	 des	 „Arierparagraphens“	 fielen,	 hatten	 sie	 mit	
wirtschaftlichen	 Einbußen	 zu	 kämpfen.	 Dr.	 Hermanns	 sah	 sich	 gezwungen,	 seine	
finanziellen	 Verluste	 zu	 kompensieren,	 indem	 er	 einen	 Teil	 seines	 Wohnhauses	
vermietete.262	Dr.	Cohn	 schied	noch	1933	aus	der	gemeinsamen	Sozietät	mit	 seinem	
Kollegen	Josef	Rolland	aus	und	praktizierte	 fortan	unter	seiner	Privatadresse.263	Über	










trat	 im	 Zusammenhang	 mit	 der	 NS-Gesetzgebung	 und	 der	 veränderten	 politischen	
Lage	die	 von	den	Nationalsozialisten	beabsichtigte	Wirkung	ein:	 Es	wurde	eine	nicht	
















derjenigen	 Anwälte,	 die	 sich	 in	 der	 Bezirksgruppe	 Bonn	 des	 „Bundes	
Nationalsozialistischer	Juristen“	organisiert	hatten.	Sie	veröffentlichen	eine	Aufzählung	
der	acht	jüdischen	Anwälte	in	Bonn	und	wiesen	darauf	hin,	dass	es	sich	bei	diesen	um	
Juden	 handele;	 damit	 agierten	 sie	 opportunistisch	 und	 nutzten	 die	
nationalsozialistische	 Handlungsaufforderung	 Juden	 zu	 exkludieren,	 um	 ihre	
Konkurrenz	 auszuschalten.265	Darüber	 hinaus	 erließ	 Schumacher	 I.	 ebenfalls	 am	 21.	
April	1933	„Richtlinien	betreffend	den	Verkehr	der	Gerichte	mit	den	ausgeschlossenen	
jüdischen	 Anwälten“.	 In	 detaillierter,	 teils	 pedantischer	 Weise	 bemühte	 er	 sich,	 die	
jüdischen	 Anwälte	 in	 verschiedenster	 Form	 zu	 behindern	 und	 ihnen	 das	 Leben	 zu	
erschweren:	
	
	„1.)	 Die	 ausgeschlossenen	 Anwälte	 dürfen	 das	 Gerichtsgebäude	 nicht	
betreten,	 sich	 nicht	 durch	 andere	 Anwälte	 oder	 sonstige	 Personen	
(Büroangestellte	 usw.)	 vertreten	 lassen.	 [...]	 3.)	 Die	 den	 Anwälten	 zur	
Verfügung	 stehenden	 Einrichtungen	 im	 Gerichtsgebäude	 (Fächer	 usw.)	
dürfen	von	den	ausgeschlossenen	Anwälten	nicht	benutzt	werden.	[...]	6.	




Die	 Handlungen	 und	 Handlungsanweisungen	 zur	 weitergehenden	 Diskriminierung	
jüdischer	 Kollegen	 wurde	 von	 einer	 Gruppe	 von	 Bonner	 Akteuren	 vorangetrieben;		
aber	 genau	 derartige	 Aufrufe	machte	 die	 Ausgrenzung	 der	 Bonner	 Juden	 sukzessive	
gesellschaftsfähig.		
	 Dass	 gerade	 Anfang	 1933	 noch	 andere	 Handlungsmöglichkeiten	 als	 Abwendung	





jüdischen	 Kollegen	 begegnen	 konnten,	 zeigte	 sich	 am	 Fall	 Mayer	 II.	 Diesem	war	 im	
Frühsommer	 1933	 von	 der	 Justizverwaltung	 die	 Ausübung	 seiner	 Anwaltstätigkeit	
untersagt	worden.	Mayer	II.	klagte	dagegen,	weil	er	nicht	unter	die	Bestimmungen	des	
Gesetzes	vom	7.	April	1933	fiel.	Im	Zuge	seiner	Bemühungen	bat	er	auch	verschiedene	
Bonner	 Richter	 um	 Leumundszeugnisse.	 Dieser	 Bitte	 kamen	 die	 damaligen	
Landgerichtsdirektoren	Pomp,	Geißeler,	von	Hammel,	Brucker	und	Stürmer	sowie	die	
Land-	und	Amtsgerichtsräte	Otto,	Bücheier,	Dr.	 Schorn,	 Kipp	und	der	 früher	 in	Bonn	
tätig	 gewesene	 Staatsanwalt	 Mantteuffel	 nach.	 In	 diesem	 Fall	 stellten	 sich	 die	
aufgezählten	 Juristen,	 dem	 Willen	 der	 nationalsozialistischen	 Regierung	 und	 dem	
aufkommenden	Zeitgeist	entgegen.	 Ihr	Beispiel	 zeigt,	dass	es	gerade	noch	 zu	Beginn	




„Diese	 Herren	 haben	 anscheinend	 noch	 nicht	 begriffen,	 daß	 auch	 die	
Richter	 die	 Staatsinteressen	 wahrzunehmen	 haben	 und	 daß	 es	 hierbei	





Letztlich	 waren	 Mayers	 II.	 Eingaben	 erfolgreich	 und	 sein	 Vertretungsverbot	 wurde	
aufgehoben.	 Im	 September	 1938	 verloren	 allerdings	 er	 sowie	 die	 drei	 verbliebenen	
jüdischen	 Anwälte	 durch	 die	 „fünfte	 Verordnung	 zum	 Reichsbürgergesetz“	 ihre	
Zulassungen	und	wurden	zu	„jüdischen	Rechtskonsulenten“	degradiert.269		
	 Entlassungen	 fanden	 auch	 an	 der	 Rheinischen	 Friedrich-Wilhelms-Universität	










205	 Assistenten	 waren	 es	 sechs.	 Die	 Auflistung	 von	 Juden	 hatte	 der	 Bonner	
Universitätskurator	 Proske	 aus	 den	 verschiedenen	 Fachbereichen,	 Kliniken	 und	 der	
Verwaltung	 bereits	 am	 6.	 April	 1933	 angefordert,	 einen	 Tag	 bevor	 das	 „Gesetz	 zur	
Wiederherstellung	 des	 Berufsbeamtentums“	 publik	 wurde.270	Bis	 zum	 Sommer	 1933	
wurden	folgende	jüdische	Assistenten	entlassen,	sofern	sie	sich	nicht	zuvor	unter	dem	
zunehmenden	Druck	gebeugt	und	ihre	Stelle	aufgegeben	hatten:	Alfred	Meyer,	Samuel	
Last,	 Werner	 Jacobson,	 Kurt	 Levy,	 Heinrich	 Rheinböldt,	 Paul	 Dreyfuß	 sowie	 die	
Bibliothekarin	Helene	Wieruszowski.	Reinhold	Waldsachs	wurde	wegen	seiner	Ehe	mit	
einer	Jüdin	sein	Arbeitsvertrag	in	der	Zahnklinik	vorzeitig	gekündigt.	Noch	im	Jahr	1933	
entließ	 die	 Universität	 die	 nicht-verbeamteten	 jüdischen	 Privatdozenten	 und	
Professoren	 Rudolf	 Hertz,	 Paul	 Ludwig	 Landsberg,	 Alexander	 Sperber,	 Alfred	Meyer,	
Adolf	 Nußbaum	 und	 Hans	 König.	 Max	 Grünhut	 wurde	 im	 September	 1933	
zwangsweise	 in	 den	 Ruhestand	 versetzt.	 Die	 jüdischen	 Professoren	 Eberhard	 Brück,	
Felix	Hausdorff,	Siegfried	Simon	und	Otto	Toeplitz	blieben	zunächst	 in	 ihren	Ämtern,	
da	 sie	 bereits	 vor	 1914	 verbeamtet	 worden	 waren.	 Mit	 der	 Einführung	 der	
„Nürnberger	 Gesetze“	 wurden	 aber	 auch	 sie	 zwangsweise	 in	 den	 Ruhezustand	
versetzt.	Simon	war	bereits	1934	verstorben.	271	
	 Unter	 den	 entlassenen	 Dozenten	 der	 Universität	 Bonn	 befand	 sich	 auch	 der	
Privatdozent	und	Theologe	Ernst	Fuchs.272	Dieser	hatte	sich	im	Februar	1933	zunächst	
noch	 aus	 Solidarität	 zu	 seinem	 Lehrstuhlinhaber,	 Karl	 Ludwig	 Schmidt,	 der	 SPD	
angeschlossen,	 versuchte	 aber	 bereits	 wenige	 Monate	 später,	 sich	 den	

















auch	 den	Nationalsozialisten	 in	 seinem	Brief	 vom	25.	 Juni	 1933	 an	 den	 preußischen	
Staatsminister	auf	Kosten	der	jüdischen	Minderheit	an:	
	
„Ich	 habe	 mich	 theologisch	 überzeugt,	 daß	 der	 Glaube	 zu	 dem	
Erneuerungswillen,	 der	 unsrer	 Art	 und	 Rasse	 gilt,	 ich	 [sic]	 unbedingt	 Ja	
sagen	 muss.	 Es	 geht	 nicht	 an,	 daß	 die	 Kirche	 Gottes	 den	 Willen	 zur	
Bekämpfung	 der	 Dämonie	 des	 jüdischen	 Volkes	 selber	 als	 dämonisch	
erklärt,	 nachdem	 schon	 der	 Apostel	 Paulus	 seine	 Arbeit	 der	 Bekämpfung	




sich	 Fuchs	 in	 seinen	 Ausführungen	 gegen	 die	 Juden	 und	 unterfütterte	 die	
nationalsozialistische	 Demagogie	 theologisch.	 Bemerkenswert	 ist,	 dass	 er	 sich	 in	
seinem	 Brief	 nur	 mit	 einem	 Satz	 für	 seine	 Mitgliedschaft	 in	 der	 SPD	 rechtfertigte,	
welche	 immerhin	 zu	 seiner	 Entlassung	 im	 September	 1935	 führen	 sollte.	 Vielmehr	
versuchte	er	seine	Anpassung	an	den	Zeitgeist	durch	seine	antisemitische	Gesinnung	–	
vorgegeben	oder	nicht	–	zu	zeigen.	
	 Noch	 vor	 dem	 7.	 April	 1933	waren	 zwei	 jüdische	 Professoren	 aus	 ihren	 Ämtern	
vertrieben	worden:	Der	Zahnmediziner	Alfred	Kantorowicz	wurde,	wie	bereits	Anfang	




Proske	 eigenen	 Angaben	 zufolge	 auf	 „vertrauliche	 Aussagen“. 276 	Noch	 während	
Kantorowicz	Inhaftierung	im	KZ	Börgermoor	entließ	man	ihn	aus	dem	Staatsdienst	und	










	 Otto	 Löwenstein	 war	 1930	 zum	 Direktor	 des	 neugegründeten	 Instituts	 der	
Pathopsychologie	 berufen	 worden.	 Am	 10.	 März	 1933	 stürmte	 sein	 Kollege	 und	
NSDAP-Mitglied	 Walter	 Poppelreuter	 mit	 ca.	 80	 SA-Männern	 und	 Angehörigen	 der	
Kölner	 „Gruppe	 hirnverletzter	 Krieger“	 in	 die	 Anstalt,	 traf	 aber	 Löwenstein	 nicht	 an.	
Anschließend	 verwüsteten	 sie	 seine	 Wohnung	 und	 hissten	 die	 Hakenkreuzfahne.	
Löwenstein	war	dank	einer	frühzeitigen	Warnung	untergetaucht	und	setzte	sich	über	
das	 Saarland	 in	 die	 Schweiz	 ab.	 Am	 13.	 April	 1933	 suspendierte	 ihn	 die	 Universität	
Bonn	 und	 im	 September	 1933	 wurde	 er	 in	 den	 Ruhestand	 versetzt.	 Ein	
Ruhestandsgehalt	 wurde	 ihm	 mit	 der	 Begründung	 verweigert,	 dass	 er	 sich	 ohne	
Erlaubnis	 im	 Ausland	 befinde.	 Ein	Motiv	 für	 Poppelreuters	 Handeln	 kann	Missgunst	
gewesen	 sein.	 Poppelreuter	 war	 als	 Psychiater	 bis	 1926	 Leiter	 des	 Hirnverletzten-




bestätigt	 eine	Beobachtung	Gruners,	 nach	welcher	 bereits	 in	 den	Anfangsjahren	 der	
nationalsozialistischen	 Herrschaft	 „Freiräume	 für	 individuelle	 Gewalt“278	geschaffen	
wurden.	Demnach	vermittelte	die	antijüdische	Stimmung	„vielen	Deutschen	auch	das	
Gefühl,	 dass	 Gewalt	 gegen	 Juden	 legitim	 sei,	 ganz	 gleich	 ob	 es	 sich	 um	
Körperverletzung	oder	Zerstörung	ihres	Eigentums	handelte“.279			
	 Am	 Beispiel	 des	 „Arierparagraphens“	 wird	 ersichtlich,	 dass	 die	 kommunale	
Verwaltung	und	die	städtischen	Institutionen	an	der	Exklusion	der	Bonner	Juden	einen	
bedeutenden	 Anteil	 hatten:	 Sie	 fügten	 sich	 im	 Rahmen	 ihrer	 Tätigkeitsfelder	
systemisch	in	die	nationalsozialistische	Ausgrenzungspolitik	ein,	indem	sie	als	unterste	
Verwaltungsebene	 die	 antijüdischen	 Maßnahmen	 und	 die	 Gesetzgebung	










	 Nicht	nur	 regte	sich	kaum	Widerstand	 in	der	Bonner	Gesellschaft,	vielmehr	 fand	
der	 „Arierparagraph“	 in	 den	 nächsten	Monaten,	wie	 im	 nachfolgenden	 Abschnitt	 zu	





Innerhalb	 weniger	 Monate	 übernahmen	 Bonner	 Akteure	 das	 antisemitische	
Gedankengut	 in	 verschiedene	 Bereiche	 des	 öffentlichen	 Lebens.	 Der	 berufliche	
Ausschluss	der	Juden	aus	städtischen	Stellen,	die	Anwendung	des	„Arierparagraphens“	
in	 bestimmten	 Berufszweigen,	 die	 zunehmende	 antisemitische	 Propaganda	 und	 die	
großangelegte	 Boykottaktion	 vom	 1.	 April	 1933281	führten	 zur	 Stigmatisierung	 der	
Juden	 als	 Gruppe.	 Bonner	 Juden,	 die	 in	 der	 Gesellschaft	 integriert	 gewesen	 waren,	
wurden	nun	als	anders,	als	fremd	wahrgenommen:	
	
„Gesetze	 und	 antijüdische	 Aktionen	 machten	 deutlich,	 dass	 der	
Antisemitismus	im	neuen	«Dritten	Reich»	eine	Staatsideologie	geworden	
und	 die	 traditionelle	 Schutzfunktion	 des	 Staates	 vor	 antisemitischen	
Übergriffen	 für	 die	 betroffenen	 Juden	 in	 ihr	Gegenteil	 verkehrt	worden	
war.“282		
	














Gesangsvereine	 sowie	 andere	 kulturelle	 Vereinigungen,	 Sportvereine	 u.	v.	m.283	Um	
die	Veränderung	 im	gesellschaftlichen	Verhalten	 zu	überprüfen,	bieten	 sich	diese	als	
Indikator	besonders	an;	denn	die	Integration	der	Juden	in	lokalen	Vereinen	zeigte	auch	
den	Grad	 ihrer	Akzeptanz	 und	 Sozialisation	 innerhalb	 der	 Bonner	Gesellschaft	 an.	 In	
Vereinen	 interagierten	 nicht-jüdische	 und	 jüdische	 Bonner	 mit	 gemeinsamen	
Interessen	direkt	miteinander,	man	traf	sich	in	regelmäßigen	Abständen	und	war	meist	
schon	 seit	 Jahren	 miteinander	 bekannt.	 Wie	 wirkte	 sich	 der	 von	 staatlicher	 Seite	
geforderte	 Antisemitismus	 in	 den	 Vereinen	 aus?	 Hierbei	 ist	 zu	 beachten,	 dass	 kein	
gesetzliches	 Verbot	 oder	 eine	 Verordnung	 existierte,	 auf	 Basis	 derer	 Juden	 aus	
Vereinen	 ausgeschlossen	 werden	 konnten.284	Helmut	 Heyer	 gibt	 in	 seinem	 Buch285	
einen	hervorragenden	Einblick	in	das	Bonner	Vereinswesen.	Aufgrund	der	Quellenlage	
ist	bei	 vielen	Vereinen	nicht	mehr	nachvollziehbar,	ob	 sie	 jüdische	Mitglieder	hatten	
und,	 falls	 dies	 der	 Fall	 war,	 wie	 sie	 sich	 gegenüber	 diesen	 verhielten.	 Nachfolgend	
werden	einige	Fälle	skizziert:		
	 Der	 Städtische	 Gesangsverein	 hatte	 laut	 Satzung	 als	 Vorstandsvorsitzenden	 den	
Oberbürgermeister	der	Stadt	Bonn	oder	einen	von	 ihm	benannten	Beigeordneten.286	
Nach	der	Machtübernahme	der	Nationalsozialisten	ernannte	Rickert	 den	 städtischen	
Beigeordnete	 Kirsten	 zum	 Vorsitzenden.	 In	 der	 Mitgliederversammlung	 vom	 7.	 Juli	
1933	waren	35	Personen	anwesend;	diese	votierten	für	den	Ausschluss	ihrer	jüdischen	
Mitglieder.	Die	Jüdinnen	Goldschmidt	und	Hanau	sollten	von	Rech	informiert	werden,	



















Beweggründe,	 die	 ihn	 zu	 diesem	 Schritt	 veranlassten,	 sind	 nicht	 mehr	
rekonstruierbar;288	der	 Zeitpunkt	 lässt	 allerdings	 einen	 Zusammenhang	 mit	 der	 sich	
verändernden	sozialen	Praxis	vermuten.		
	 Ein	weiteres	Beispiel	 für	 die	 Exklusion	 jüdischer	Mitglieder	 aus	Vereinen,	 ist	 der	
Fall	 des	 „Halbjuden“	 Hugo	 Jansen.	 Aus	 seiner	Wiedergutmachungsakte	 geht	 hervor,	
dass	 er	 1933	 aus	 dem	 Sportverein	 „Bonner	 Tura“	 ausgeschlossen	 wurde. 289 	Vier	
ehemalige	 Vereinsmitglieder	 gaben	 in	 den	 1950ern	 Zeugnis	 über	 ihren	 damaligen	
Vereinskollegen	 ab.290	Unabsichtlich	 dokumentierten	 drei	 von	 ihnen	 sowohl	 Jansens	
Ausschluss	aus	dem	Verein	wie	auch	ihr	ausgrenzendes	Verhalten	ihm	gegenüber.	So	
sagte	 Karl	 Höfer	 aus,	 dass	 Jansen	 nach	 der	 Machtübernahme	 nicht	 mehr	 für	 die	















Lebensunterhalt	 durch	 Annoncen-	 und	 Zeitschriftenwerbung.	 Über	 die	
Höhe	seines	Einkommens	kann	ich	nichts	sagen,	ich	weiß	nur,	dass	er	fast	
jeden	Abend	in	Gastwirtschaften	anzutreffen	war,	vor	allem	im	„Goldenen	
Hirsch“	 und	 im	 „Weissen	 Haus“.	 Nach	 1933	 habe	 ich	 ihn	 nur	 noch	 sehr	
selten	gesehen“291	
	
Weitere	 Vereine	 schlossen	 ihre	 Mitglieder	 nach	 Bekanntgabe	 der	 „Nürnberger	
Gesetze“	 im	 September	 1935	 aus;	 in	 Abschnitt	 4.3	 wird	 diese	 Thematik	 nochmals	
aufgegriffen.	 Dass	 die	 exkludierende	 Haltung	 sich	 nicht	 nur	 in	 Vereinen,	 sondern	 in	






vor	 Ort	 trug	 entscheidend	 dazu	 bei,	 die	 exkludierende	 „Volksgemeinschaft“	 zu	
konstituieren.	Aus	Indifferenz,	mangelnder	Konfrontationsbereitschaft	oder	Angst	vor	
Repressalien	 aber	 auch	 aus	 Opportunismus	 entschieden	 sich	 Bonner	 schon	 in	 der	
Frühzeit	der	nationalsozialistischen	Herrschaft,	die	persönlichen	Beziehungen	zu	Juden	
einzuschränken	 oder	 gänzlich	 aufzugeben.	 Ausgewählte	 Beispiele	 von	 Bonner	
Akteuren	sollen	dieses	Verhalten	illustrieren.			
	 Der	 jüdische	Arzt	Dr.	Samuel	berichtete	 in	 seinen	Lebenserinnerungen	von	einer	
Begegnung	mit	Karl	Kamp	am	1.	April	1933.	Dieser	sei	persönlich	zu	ihm	in	die	Praxis	
gekommen,	 um	 ihn	 von	 seiner	 Mitgliedschaft	 in	 der	 NSDAP	 zu	 informieren.	 Kamp	
beteuerte	in	dem	Gespräch,	dass	er	nur	in	die	Partei	eingetreten	sei,	weil	er	auf	diese	
Weise	 einen	 Arbeitsplatz	 erhalten	 habe,	 er	 aber	 nicht	 die	 antisemitische	 Einstellung	
der	 Partei	 teile.	 Nach	 Ende	 des	 Gesprächs	 brachte	 er	 Samuel	 noch	 nach	Hause	 und	
verabschiedete	 sich	bei	 ihm	mit	Handschlag.	Dabei	wurde	Kamp	von	einem	anderen	







mehr	 grüssen.	 Aber	 wenn	 Sie	 mir	 genau	 in	 die	 Augen	 sehen,	 dann	
werden	Sie	merken,	dass	 ich	Sie	anlache.	Bitte	verraten	Sie	mich	nicht.	
[...]	 Also,	 lieber	 Doktor,	 nicht	 böse	 sein.	 Immer	 Ihr	 getreuer	 Karl	
Kamp.“292		
	
Dieses	 Beispiel	 ist	 in	 verschiedener	 Hinsicht	 interessant:	 Obwohl	 Kamp	 kein	
überzeugter	 Antisemit	 war,	 nutzte	 er	 doch	 die	 Gelegenheit,	 Vorteile	 aus	 der	 neuen	
politischen	Lage	zu	ziehen.	In	seinem	Opportunismus	nahm	er	billigend	in	Kauf,	dass	er	
einen	 jahrelangen	 Bekannten	 durch	 seine	 Handlung	 –	 sein	 Nichtbeachten	 –	 sozial	
ausgrenzte.	 Er	 stellte	 dabei	 nicht	 so	 sehr	 sein	 eigenes	 Verhalten	 in	 Frage,	 sondern	
versuchte	vielmehr,	Verständnis	von	Samuel	zu	erhalten.		
	 Samuel	 berichtete	 in	 seinen	 Lebenserinnerungen	 weiterhin,	 dass	 er	 nach	 dem	
Aprilboykott	 1933	 viele	 seiner	 vormaligen	 Patienten	 verlor,	 die	 meisten	 von	 ihnen	
waren	 in	 irgendeiner	 Form	 abhängig	 vom	 nationalsozialistischen	 Staat,	 wie	 Beamte	
oder	 Angestellte	 der	 Stadt,	 der	 Universität	 und	 dergleichen	mehr.	Auch	 viele	 seiner	
nicht-jüdischen	 Kollegen	 verhielten	 sich	 seiner	 Aussage	 nach	 unkollegial	 und	
ignorierten	ihn.293		
	 Der	 folgende	 Fall,	 in	 welchem	 Samuel	 indirekt	 eine	 Rolle	 spielte,	 zeigt,	 wie	
kollegiales	 Handeln	 und	 diskriminierendes	 Verhalten	 1934	 aufeinander	 treffen	
konnten.	 „Der	 Stürmer“	 berichtete,	 dass	 sich	 der	 Bonner	 Arzt	 Dr.	 Beck	 von	 Samuel	
während	seines	Urlaubs	vertreten	ließ	und	führte	aus,	wie	es	der	Postbetriebsarbeiter	














Jahren,	 noch	 im	 Jahr	 1930	 betreuten	 30	 Lehrkräfte	 die	 rund	 400	Musikschüler.	 Der	
Direktor	 des	 Instituts,	 Gotthold	 Gumprecht,	 war	 nach	 der	 Hochzeit	 mit	 seiner	 Frau	
Anna	 vom	 Judentum	 zum	Katholizismus	 konvertiert.	Nach	der	Machtübernahme	der	
Nationalsozialisten	sanken	die	Zahlen	der	Schüler	so	signifikant,	dass	er	sich	bereits	im	
Herbst	 1933	 dazu	 gezwungen	 sah,	 das	 Konservatorium	 der	 alten	 Stadt	 Bonn	 zum	
Verkauf	 anzubieten.	 Rickert	 lehnte	 dies	 ab.	 Anhand	 der	 Quellenlage	 kann	 über	 die	
Beweggründe	 der	 Austritte	 nur	 spekuliert	 werden.	 Es	 ist	 aber	 anzunehmen,	 dass	 in	
Zeiten	 nationalsozialistischer	 Herrschaft	 der	 Abschluss	 in	 einer	 Musikschule	 unter	
jüdischer	 Leitung	 von	 vielen	 nicht	 als	 karriereförderlich	 angesehen	 wurde.	 Damit	
passten	 sie	 ihr	 Verhalten	 schon	 früh	 den	 Erwartungshaltungen	 und	
Handlungsaufforderung	 der	 Nationalsozialisten	 an,	 obgleich,	 rein	 rechtlich	 gesehen,	
ihrem	weiteren	Besuch	des	Konservatoriums	nichts	entgegenstand.	Gumprecht	selbst	
wurde	 vom	 „Westdeutschen	Beobachter“	 in	 einem	Artikel	 vom	30.	 September	 1933	
direkt	 angegriffen,	 weil	 er	 eine	 Einladung	 des	 Deutschen	 Tonkünstler-	 und	
Musiklehrerverbandes	 zu	 einem	 Vorbereitungstreffen	 für	 den	 „Tag	 der	 deutschen	
Hausmusik“	angenommen	hatte.	Unter	dem	Titel	„Deutschjüdische	Hausmusik	 in	der	
Beethovenhalle?“	 wurde	 ihm	 das	 „Recht“	 abgestritten,	 an	 einem	 Auftritt	
teilzunehmen,	 der	 zu	 Ehren	 der	 deutschen	 Musik	 stattfinden	 sollte. 295 	Auch	 der	
Verband	 wurde	 vom	 „Westdeutschen	 Beobachter“	 wegen	 seiner	 Anfrage	 an	
Gumprecht	angegriffen.	Letztlich	beugte	sich	dieser	dem	nationalsozialistischen	Druck	
und	 es	 fand	 kein	 gemeinsames	 Konzert	 statt.	296	Der	 Verband	 hatte	 es	 verpasst,	 ein	









	 Auch	 in	 Bonner	 Schulen	 erfuhren	 jüdische	 Kinder	 Zurückweisungen:	 Margot	
Barnards	 Lebenserinnerungen	 zufolge	 wurde	 ihr	 durch	 verschiedene	 kleine	
Äußerungen	 und	 Vorkommnisse	 bewusst	 gemacht,	 dass	 sie	 nicht	 länger	 Teil	 der	
Klassengemeinschaft	war.	So	wurden	sie	und	ihre	jüdischen	Mitschüler	beispielsweise	
vom	Unterricht	ausgeschlossen,	als	Rassekunde	auf	dem	Lehrplan	stand.	Auch	erzählte	
ihr	eine	Mitschülerin,	dass	 sie	 ihre	HJ-Uniform	 in	der	 Schule	 tragen	würde,	weil	 ihre	
Eltern	 ihre	nationalsozialistische	Gesinnung	zum	Ausdruck	bringen	wollten.297	Andere	
jüdische	 Schüler	 berichteten	 von	 ähnlichen	 Empfindungen	 in	 ihren	
Zeitzeugenberichten.	 So	 stellten	William	Hirschfeld	 und	 Günther	 Bucki	 fest,	 dass	 sie	
sich	 durch	 den	 Eintritt	 der	 meisten	 ihrer	Mitschüler	 in	 die	 Hitlerjugend	 isoliert	 und	




die	 Einrichtung	 einer	 Volksschule	 für	 jüdische	 Kinder.	 Dies	 wurde	 ihr	 im	 April	 1934	
genehmigt	 und	 ab	 Mai	 1934	 besuchten	 63	 Kinder	 die	 Schule,	 deren	 Zahl	 in	 den	
nächsten	 zwei	 Jahren	 bis	 auf	 85	 anstieg. 300 	Die	 realisierte	 räumliche	 Trennung	
jüdischer	 und	 nicht-jüdischer	 Kinder	 in	 unterschiedlichen	 Schulen,	 war	 nur	 eine	
Symptomatik	der	Volkskrankheit	der	exkludierenden	„Volksgemeinschaft“.	
	 Aufgrund	 der	 beschriebenen	 Beispiele	 in	 Bonn	muss	 die	 vereinfachten	 Aussage	
Longerichs	 revidiert	 werden,	 nach	 der	 es	 verfehlt	 wäre,	 „in	 den	 antisemitischen	
Gesetzen	die	Verwirklichung	einer	Forderung	zu	sehen,	die	über	die	Anhängerschaft	der	
neuen	Regierung	hinaus,	weithin	populär	gewesen	wäre.“301	Die	Realität	war	deutlich	

















Beispiel	 der	 Bonner	 Richter	 gezeigt	 werden.	 Letztlich	 nutzten	 nur	 wenige	 Bonner	
Akteure	diese	Möglichkeit,	sich	offen	für	Juden	einzusetzen.		
	 Die	 formale	 Distinktion	 und	 Kategorisierung	 von	 Juden	 durch	 den	
„Arierparagraph“,	 kleine	 scheinbar	 unbedeutende	 Ausgrenzungen,	 aber	 auch	 erste	
Kontaktabbrüche	 von	Nicht-Juden	 zu	 Juden	 in	 Vereinen	 oder	 im	 Alltag,	 veränderten	
die	soziale	Praxis	vor	Ort.	So	muss	vielmehr	die	Aussage	Bajohrs	bestätigt	werden,	dass	
oftmals	 „die	 vage	 Möglichkeit	 negativer	 Konsequenzen	 [...ausreichte],	 damit	 die	
nichtjüdischen	 ‚Volksgenossen’	 die	 politische	 Stigmatisierung	 der	 Juden	 in	 ihr	
Handlungskalkül	 einbezogen	und	 soziale	Kontakte	abbrachen,	ohne	dazu	unmittelbar	
gezwungen	worden	zu	sein.“302	
	 Im	 folgenden	 Kapitel	 wird	 eine	 weitere	 Zäsur	 in	 der	 nationalsozialistischen	












Innerhalb	 weniger	 Wochen	 war	 es	 den	 Nationalsozialisten	 gelungen,	 die	 politische	
Opposition	 weitgehend	 auszuschalten.	 Der	 Weg	 für	 antisemitische	 Maßnahmen,	
begleitet	 von	einer	von	Hitler	geforderten	„völkischen	Gesetzgebung“303,	war	 frei:	 So	
führten	die	Nationalsozialisten	 im	März	1933	 reichsweit	eine	Pressekampagne	gegen	
jüdische	Juristen	wie	auch	Ärzte	und	besetzten	öffentliche	Einrichtungen,	in	denen	sie	
einen	 hohen	 Anteil	 an	 jüdischen	 Mitarbeitern	 vermuteten.	 Gleichzeitig	
implementierten	 kommunale	 Verwaltungen	 vor	 Ort	 antijüdische	 Regelungen. 304	
Vielerorts	 versuchten	 Parteiaktivisten	 eigenmächtig,	 einen	 Boykott	 „jüdischer“	
Geschäfte	durchzusetzen,	indem	sie	Kunden	daran	hinderten,	Läden	zu	betreten	oder	
diese	 durch	 das	 Notieren	 ihrer	 Namen	 einschüchterten. 305 	In	 seinen	
Lebenserinnerungen	 berichtete	 der	 Bonner	 Herbert	 Weffer,	 dass	 sich	 mehrere	 SA-
Männer	 am	 9.	 März	 1933	 vor	 drei	 Bonner	 Kaufhäusern	 positionierten	 und	 das	
„kaufende	 Publikum“	 mit	 Schildern	 aufforderten,	 nur	 noch	 in	 nicht-jüdischen	
Geschäften	einzukaufen.306	Im	Bonner	Umland	waren	von	derartigen	antisemitischen	
Aktionen	 jüdische	Metzger	 in	 Siegburg	 und	Honnef	 sowie	Warenhäuser,	 ebenfalls	 in	
Siegburg	sowie	 in	Troisdorf,	betroffen.307	Zu	diesem	frühen	Zeitpunkt	zeichneten	sich	
bereits	Muster	 ab,	 die	 die	 Boykottaktionen	 der	 Nationalsozialisten	 am	 1.	 April	 1933	
und	 in	 späteren	 Jahren	 charakterisieren	 sollten:	 erstens	 das	 exemplarische	
Herausgreifen	 „jüdischer“	 Geschäfte;	 zweitens	 die	 Handlungsaufforderung	 an	 die	













	 Derartige	 Vorgänge	 wurden	 im	 Ausland	 wahrgenommen	 und	 kritisiert,	 was	 die	
NSDAP-Parteileitung	 unter	 dem	 Vorwand	 der	 „Gräuelhetze“308	missbrauchte,	 um	 für	






der	NSDAP	 seit	Mitte	 der	 1920er	 Jahre	 als	 politisches	Mittel	 eingesetzt,	 um	 für	 ihre	
antisemitische	 Gesinnung	 und	 Parteipolitik	 zu	 werben. 310 	Geprägt	 durch	 den	
„modernen	 Antisemitismus“,	 der	 eine	 neue,	 pseudowissenschaftliche	 Form	 des	
antijüdischen	 Ressentiments	 aufgrund	 angeblicher	 rassischer	 Eigenschaften	 und	
Merkmale	 vertrat, 311 	war	 für	 den	 „politischen	 Boykott“	 der	 Nationalsozialisten	
charakteristisch,	dass	ihr	erklärtes	Ziel	nicht	darin	bestand,	das	geschäftliche	Verhalten	
von	 Juden	 zu	 verändern.	 Vielmehr	wollten	 sie	 Juden	durch	 ihre	Aktionen	 aus	 einem	
wichtigen	Teil	 des	 gesellschaftlichen	 Lebens	und	 letztlich	 gänzlich	aus	der	deutschen	
„Volksgemeinschaft“	exkludieren.312	Diesem	rassistischen	Ansatz	zufolge	konnten	sich	
jüdische	 Geschäftsleute	 weder	 ändern	 noch	 anpassen.	 Sie	 waren	 „unverbesserlich“;	
kein	 Handeln	 ihrerseits	 konnte	 ihre	 Lage	 oder	 Situation	 verändern.	 Interaktionen	















weltanschauliche	 Dimension.	 Der	 einfachen	 Handlung	 des	 Kaufens	 wurde	 eine	
Grundsatzentscheidung	für	oder	gegen	den	Nationalsozialismus	zugeschrieben.313	
	 Derartige	 Vorgänge	 waren	 auch	 in	 Bonn	 zu	 beobachten. 314 	Unter	 dem	 Titel	
„Bonner	Einzelhandel,	wehre	dich!“	bemühte	sich	der	„Westdeutsche	Beobachter“	im	
Oktober	 1932,	 die	Glaubwürdigkeit	 des	 Syndikus	 des	Bonner	 Einzelhandel	Verbands,	
Dr.	Alef,	zu	schädigen.	Ihm	wurde	unzureichendes	Engagement	für	die	Interessen	des	
Einzelhandels	 gegenüber	 Warenhäusern	 unterstellt.	 Dabei	 arbeitete	 der	
„Westdeutsche	Beobachter“	mit	antisemitischen	Klischees,	indem	er	vom	„Kampf	des	
Mittelstands“	 gegen	 „jüdische	 Geschäftsmethoden“ 315 	sprach.	 Die	
Vertrauenswürdigkeit	 Alefs	 zweifelte	 er	 allein	 aufgrund	 der	 Tatsache	 an,	 dass	 der	
zweite	 Vorsitzende	 des	 Verbandes,	 Meyer,	 Jude	 war. 316 	Am	 21.	 Dezember	 1932	
kritisierte	 der	 „Westdeutsche	 Beobachter“	 eine	 Bonner	 Krankenschwester	 für	 ihre	
Weihnachtseinkäufe	 im	Warenhaus	 Woolworth	 mit	 dem	 Hinweis,	 dass	 es	 derartige	
Waren	 auch	 in	 „alten	 Bonner	 Geschäften“	 gäbe. 317 	Im	 gleichen	 Artikel	 wurde	
beanstandet,	 dass	 das	 Warenhaus	 Tietz	 A.G.	 Wohlfahrtsspeisungen	 im	 Bonner	
Münster	 ausgegeben	 „durfte“	 und	 ein	 Nationalsozialist	 vom	 Wohlfahrtsamt	
Essensgutscheine	von	Ehape318	erhalten	hatte:319			
	
„Nimmt	 man	 aber	 einmal	 diese	 Fälle	 zusammen,	 so	 ergibt	 sich	 mit	




















In	 den	 beschriebenen	 antisemitischen	 Auslassungen	 von	 1932	 bediente	 sich	 der	
„Westdeutsche	Beobachter“	Methoden,	 die	 die	Nationalsozialisten	 in	 ihren	 späteren	
Boykottaktionen	verwenden	sollten.321	Diese	sollen	hier	nur	kurz	umrissen	werden:	Im	
ersten	 Fall	 reichte	 der	 berufliche	 Umgang	mit	 einem	 Juden	 aus,	 um	 die	 Kompetenz	
eines	 Mannes	 in	 Zweifel	 zu	 ziehen.	 Auch	 im	 zweiten	 Fall,	 dem	 Beispiel	 der	
Krankenschwester,	 interpretierte	 der	 Verfasser	 das	 Einkaufen	 in	 einem	 „jüdischen	
Geschäft“	 als	 eine	 die	 „Volksgemeinschaft“	 schädigende	 Handlung.	 In	 beiden	
Beispielen	wurde	Druck	 auf	 nicht-jüdische	 Personen	 ausgeübt,	 indem	 ihr	 alltägliches	
Verhalten	 als	 Fehlverhalten	 umgedeutet	 wurde.	 Exemplarisch	 wurde	 an	 ihnen	
unerwünschtes	 Handeln	 –	 im	 nationalsozialistischen	 Sinne	 –	 verdeutlicht.	 Zugleich	
vermittelte	der	„Westdeutsche	Beobachter“	damit	in	zweierlei	Hinsicht	eine	Botschaft:	
Zum	einen	 seien	 Juden	 „Fremdkörper“322	in	der	deutschen	Gesellschaft.	Die	 von	den	






in	 „jüdischen“	 Geschäften	 abzuhalten,	 also	 selbst	 eine	 geschäftliche	 Interaktion	 als	














Ebene	 mit	 begrenzter	 Wirkungskraft	 begann,	 häufte	 sich	 über	 die	 Jahre	 und	
kulminierte	am	1.	April	1933	 im	ersten	offiziellen,	reichsweiten	Boykott.	Dieser	hatte	
eine	neue	Qualität:	Die	NSDAP-Führung	gehörte	der	Regierung	an,	die	antisemitische	




unteren	 Ebenen	 waren	 involviert	 und	 setzten	 die	 Ausgrenzung	 ihrer	 jüdischen	
Nachbarn	 vor	 Ort	 öffentlichkeitswirksam	 um.	 Die	 Aktion	 forderte	 eine	 Reaktion	 von	
der	 Bonner	 Gesellschaft.	 Wie	 positionierte	 sie	 sich,	 wenn	 sie	 mit	 der	
nationalsozialistischen	Politik	direkt	konfrontiert	wurde?	So	konstatiert	auch	Ahlheim,	
dass	beim	Boykott	die	nationalsozialistische	propagierte	Grenze	von	Juden	und	Nicht-





Der	 Boykott	 bestand	 aus	 mehreren	 Elementen:	 dem	 Aufruf	 zum	 Boykott,	 seiner	
Durchsetzung	 durch	 die	 Nationalsozialisten	 und	 dem	 Befolgen	 des	 Boykottaufrufs	
durch	das	 „kaufende	Publikum“.327	Um	einen	 reibungslosen	Ablauf	 zu	gewährleisten,	
organisierten	sich	die	Nationalsozialisten	auf	lokaler	Ebene	in	Aktionskomitees,	deren	
Abteilungen	 der	 NS-Hago	 unterstellt	 waren.	 Zuständig	 für	 Bonn	 war	 das	
Aktionskomitee	 des	 „Kampfbunds	 für	 Handwerk	 und	 Gewerbe“	 unter	 Leitung	 der	
Gauführer	des	„Kampfbunds	für	den	gewerblichen	Mittelstand“.	Einerseits	sollte	es	SA-	




















sollten	 sich	 SA-	 und	 SS-Männer	 am	 1.	 April	 1933	 vor	 ausgewählten	 „jüdischen“	
Geschäften	positionieren	und	den	Boykott	durchsetzen.	Beim	Planungstreffen	am	31.	
März	 1933	 waren,	 neben	 SA-	 und	 SS-Männern,	 auch	 alle	 NSDAP-Mitglieder	
angehalten,	 daran	 teilzunehmen. 329 	Die	 Polizei	 wurde	 durch	 das	 preußische	
Innenministerium	 unter	 Leitung	 Hermann	 Görings	 angewiesen,	 nicht	 einzugreifen.	
Angehörige	der	SA	und	SS	sollten	für	den	reibungslosen	Ablauf	des	Boykotts	sorgen.330	
Wie	 problematisch	 es	 war,	 dass	 die	 Nationalsozialisten	 als	 Teil	 der	 Regierung	 einen	
Boykott	als	staatliche	Maßnahme	initiierten,	zeigte	sich	hier:	Obgleich	die	organisierte	
Einschränkung	 des	 Geschäftsbetriebs	 rechtlich	 nicht	 zulässig	 war,	 griffen	 die	
staatlichen	 Institutionen	 unter	 nationalsozialistischer	 Herrschaft	 nicht	 ein.331	Die	 SA-
Männer	waren	–	 im	Gegensatz	zur	 früheren	 Jahren,	wo	sie	sich	 im	Straßenkampf	als	
Schläger	profilierten332	–	Teil	der	Hilfspolizei,	was	Rechtsstaatlichkeit	suggerierte.	Dass	





großen	 gelben	 Punkt	 gekennzeichnet	 und	 SA-	 und	 SS-Männer,	 teilweise	 mit	










Bonner	 Jüdin	 Margot	 Barnard	 zufolge	 waren	 mancherorts	 Schaufenster	 mit	





ihren	 jüdischen	 Konkurrenten	 ab;	 im	 Umkehrschluss	 exponierte	 die	 Handlung	 die	





Pfennig	 jüdischen	 Geschäften,	 jüdischen	 Anwälten	 und	 Ärzten.	Wer	 es	
dennoch	tut,	fällt	uns	und	damit	dem	deutschen	Volk	in	den	Rücken.	Wo	
es	erforderlich	ist,	wird	die	Bürgerschaft	durch	geeignete	Aufklärung	von	
der	 Notwendigkeit	 und	 Berechtigung	 unseres	 Kampfes	 überzeugt	
werden,	 eines	 Kampfes,	 der	 für	 das	 gesamte	 deutsche	 Volk	 geführt	
wird.“337	
	
Dem	 „General-Anzeiger	 Bonn“	 vom	 3.	 April	 1933	 zufolge	 entsprach	 das	 Gros	 der	
Bonner	Gesellschaft	der	nationalsozialistischen	Handlungsaufforderung.338	Obwohl	am	
Freitagnachmittag	und	auch	am	Samstag	in	den	Geschäftsvierteln	mehr	Menschen	als	
üblich	 anzutreffen	 waren,	 kauften	 die	 meisten	 von	 ihnen	 nicht	 in	 „jüdischen“	















und	 Debattierlust“	 bestimmt	 waren.339	Auf	 Anordnung	 von	 Polizei	 und	 Hilfspolizei	
lösten	 sich	 die	 Gruppen	 jedoch	 schnell	 wieder	 auf;	 auf	 diese	 Weise	 hinderten	
staatliche	 Stellen	 die	 Bonner	 daran,	 die	 Lage	 zu	 besprechen	 und	 unterbanden	 jede	
Möglichkeit	 des	 gemeinschaftlichen	 Handelns.	 Wegen	 des	 mangelnden	 Umsatzes	
entschieden	 sich	 viele	 jüdische	 Inhaber	 dazu,	 ihre	 Geschäfte	 am	 Boykotttag	 zu	
schließen.340		
	 Die	 folgenden	 Schlaglichter	 sollen	die	 Situation	 in	Bonn	 illustrieren:	 Issak	Plawin	
wurde	am	Vortag	des	Boykotts,	von	einem	NSDAP-Mitglied	aufgesucht	und	nach	seiner	
Religionszugehörigkeit	 befragt.	 Er	 identifizierte	 sich	 als	 Jude	 mit	 lettischer	
Staatsangehörigkeit.	 Am	 1.	 April	 1933	wurde	 das	 Ladenfenster	 seiner	 Buchhandlung	
und	Leihbücherei	in	der	Breite	Straße	mit	einem	Plakat	mit	der	Aufschrift	„Kauft	nicht	
beim	 Juden!“	 versehen	 und	 ein	 Posten	 hinderte	 Kunden	 daran,	 das	 Geschäft	 zu	
betreten.	 Plawin	 protestierte	 bei	 der	 nächstgelegenen	 Polizeistation	 gegen	 dieses	
Vorgehen	 mit	 dem	 Hinweis,	 dass	 er	 als	 lettischer	 Staatsbürger	 nicht	 unter	 die	 zu	
boykottierende	 Gruppe	 fallen	 würde.	 Die	 Polizei	 verwies	 ihn	 an	 das	 Parteibüro	 der	
NSDAP	 in	 der	 Wesselstraße.	 Dort	 versicherte	 man	 ihm,	 dass	 man	 den	 Posten	
zurückziehen	werde.	Dies	erfolgte	jedoch	bis	zum	Nachmittag	nicht,	woraufhin	Plawin	
sein	 Geschäft	 für	 den	 Rest	 des	 Tages	 schloss.341	Die	 Bonner	 Polizei	 entzog	 sich	 in	
diesem	Fall	jeglicher	Verantwortung.	Obgleich	die	Beschwerde	Plawins	selbst	innerhalb	
der	 nationalsozialistischen	 Vorgaben	 berechtigt	 war,	 übergaben	 die	 zuständigen	
Polizeibeamten	die	Entscheidungsgewalt	an	NSDAP-Funktionäre.		
	 Auch	vor	der	Metzgerei	von	Grüneberg	hatte	sich	ein	SA-Mann	positioniert.	Laut	



















vor	 den	 gemeinschaftlich	 genutzten	 Räumen	 und	 verwehrten	 Kunden	 den	 Zutritt.343	
Das	Wäschegeschäft	„Kaufmann“	in	Bad	Godesberg	von	Maximilian	und	Johanna	Klee	
(geb.	 Kaufmann)	 wurde	 ebenfalls	 boykottiert.	 Die	 alteingesessene	 jüdische	 Familie	




Arthur	 Samuel	 war	 von	 den	 Zwangsmaßnahmen	 der	 Nationalsozialisten	 betroffen.	
Einige	Freunde	und	Patienten	bekundeten	ihre	Solidarität,	indem	sie	Blumen	ins	Haus	
liefern	ließen	oder	Samuel	selbst	besuchten.	An	den	Posten	wurden	sie	allerdings	nur	
vorbeigelassen,	 wenn	 sie	 versicherten,	 dass	 es	 sich	 um	 einen	 privaten	 Besuch	




„Wat,	 der	 Doktor	 ein	 Jüd.	 Nee,	 der	 is	 keen	 Jüd,	 der	 ist	 een	 echter	













Die	meisten	 nahmen	 den	 Boykott	 jedoch	 hin.	 Später	wurde	 Samuel,	 seiner	 Aussage	
nach,	 oftmals	 innerhalb	 der	 Nachbarschaft	 auf	 das	 Geschehen	 angesprochen.	 Ihre	
Passivität	 rechtfertigten	 viele	 mit	 dem	 Hinweis,	 dass	 der	 Einzelne	 nichts	 an	 der	
Situation	verändern	könnte:		
	
„Doktor,	 wie	 tief	 sind	 wir	 beschämt	 über	 das,	 was	 Ihnen	 gegenüber	
geschieht;	doch	was	können	wir	Einzelne	tun.‘“347		
	
Der	 Einschätzung	 des	 „Westdeutschen	 Beobachters“	 zufolge	 war	 der	 Boykott	
erfolgreich	 verlaufen	 und	 so	 titelte	 er	 am	 3.	 April	 1933:	 „Der	 Boykott	 –	 ein	 Sieg	
Hitlerdeutschlands	 über	 das	 Weltjudentum“.	 Laut	 dem	 Artikel	 sei	 die	 deutsche	









die	 Bonner	 Gesellschaft	 also	 beim	 Boykott	 ein?	 Die	 Frage	 nach	 und	 der	 Begriff	 der	
Bonner	Gesellschaft	ist	problematisch:	denn	hierin	inkludiert	waren	sowohl	die	lokale	
NSDAP-Führung,	 -Mitglieder,	SA-	und	SS-Angehörige,	nicht	 in	der	NSDAP-organisierte	














oftmals	 schwierig	und	 ist	 nur	 ansatzweise	möglich,	 indem	die	 Funktion	der	Gruppen	
während	des	 Boykotts	 betrachtet	 und	 anhand	 von	 Einzelbeispielen	 herausgearbeitet	
wird.		
	 Bevor	 detailliert	 auf	 die	 verschiedenen	 Formen	 der	 Beteiligung	 am	 Boykott	
eingegangen	wird,	soll	zunächst	die	Tragweite	des	Boykotts	–	insbesondere	im	sozialen	
Miteinander	 der	 Bonner	 Gesellschaft	 –	 dargestellt	 werden.	 Der	 Boykott	 am	 1.	 April	
1933	 war	 eine	 Machtdemonstration	 seitens	 der	 Nationalsozialisten.	 Durch	 die	
Regierung	 legitimiert,	 gab	 der	 Boykott	 lokalen	 Akteuren	 eine	 Plattform,	 Macht	 in	





beschriebene	wirtschaftliche	 Ausschaltung	 der	 Juden,	 die	 durch	 den	 Boykott	 vom	1.	
April	1933	eingeleitet	worden	war,	führte	nicht	nur	langfristig	zu	einer	Verarmung	der	
Bonner	 Juden,	 sondern	 war	 auch	 mit	 ihrer	 sozialen	 Isolation	 und	 gesellschaftlichen	
Ächtung	verbunden.354		
	 Für	 die	 graduelle	 Exklusion	 der	 jüdischen	 Bonner	 war	 es	 u.	a.	 ihre	
„Kenntlichmachung“,	die	 sich	auf	 längere	Sicht	auswirkte.	Beim	Boykott	wurden	 ihre	
Geschäfte	 durch	 die	 Nationalsozialisten	 gekennzeichnet,	 es	 entstand	 eine	 „jüdische	
Topographie	 im	 Alltagsleben.“355	Die	 Bonner	 wussten	 nun,	 wer	 und	 wo,	 die	 nach	
nationalsozialistischer	 Vorstellung	 auszugrenzenden	 Elemente	 der	
„Volksgemeinschaft“	 waren.	 Die	 öffentlich	 inszenierte	 und	 weitgehend	 von	 der	
Gesellschaft	 akzeptierte	 Boykottaktion,	 stigmatisierte	 Bonner	 Juden	 als	
„Verfolgungsobjekt“	 und	 trug	 zur	 Unterscheidung	 von	 Juden	 als	 Gruppe	 gegenüber	
Nicht-Juden	 bei.	 Deren	 angebliche	 „Andersartigkeit“	 wurde	 nun	 zum	 öffentlich	
diskutierten	 Thema.	 Um	 das	 Bild	 des	 „Andersseins“	 der	 Juden	 zu	 belegen	 und	 zu	







antisemitischer	 Stereotypen. 356 	Das	 Herausheben	 der	 Juden	 als	 nicht	 zur	
„Volksgemeinschaft“	 zugehörige	 Gruppe	 griff	 in	 das	 tägliche	Miteinander	 von	 Juden	
und	 Nicht-Juden	 ein;	 über	 Generationen	 gewachsene	 Strukturen	 sollten	 verändert,	
Kontakte	 unterbrochen	 werden. 357 	Durch	 die	 Stigmatisierung	 wurden	 erdachte	
Grenzen	 zwischen	 Juden	 und	 Nicht-Juden	 geschaffen 358 ,	 die	 der	 antisemitischen	
Ideologie	 zufolge	 nicht	 durchbrochen	 werden	 konnten.	 In	 der	 nationalsozialistisch	
propagierten	„Volksgemeinschaft“	sollte	und	konnte	es	keinen	Platz	für	Juden	geben.	
Durch	 die	 „Verbindung	 aus	 Ideologie,	 Ökonomie	 und	 individuellem	 Konsum	 bot	 die	
Aktionsform	‚Boykott‘	die	Möglichkeit,	die	wirtschaftliche	und	soziale	Segregation	der	
Juden	 in	 Deutschland	 vor	 allem	 im	 Alltag	 und	 in	 der	 direkten	 Umgebung	 der	
Betroffenen	voranzutreiben.“359	Die	Einteilung	als	„fremde	Gruppe“	war	der	Auftakt	an	
der	Minderung	der	gesellschaftlichen	Teilhabe	und	führte	langfristig	dazu,	dass	nicht-








der	 „Westdeutsche	 Beobachter“	 als	 der	 NSDAP	 zugehöriges	 Presseorgan,	 sondern	
auch	der	 „General-Anzeiger	Bonn“,	eine	der	wenigen	noch	nicht	nationalsozialistisch	
redigierten	 Tageszeitungen,	 den	 Boykottaufruf	 gegen	 „jüdische“	 Geschäfte.362	Dabei	
ließ	 sich	 der	 „General-Anzeiger	 Bonn“	 instrumentalisieren,	 indem	 er	 antisemitische	












er	 den	 Boykott	 gegen	 die	 Bonner	 Juden	 mit	 dem	 Vorwurf	 der	 „ausländischen	
Gräuelhetze“;	 dabei	 ließ	 er	 wenig	 Zweifel	 daran,	 dass	 Juden	 als	 Gruppe	 für	 die	
angebliche	 antideutsche	 Propaganda	 verantwortlich	wären.364	Der	 „General-Anzeiger	
Bonn“	 implizierte	 hiermit,	 dass	 jüdische	 Bonner	 sich	 nicht	 der	 Bonner	 Gesellschaft,	
sondern	 dem	 „Internationalen	 Judentum“	 zugehörig	 fühlten.	 Je	 häufiger	 solch	
antisemitische	Phrasen	wiederholt	wurden	und	in	den	Sprachgebrauch	der	Menschen	
übergingen,	 desto	 mehr	 wurden	 sie	 Bestandteil	 der	 gefühlten	 Realität:	 Durch	 das	
andauernde	 Wiederholen,	 dass	 Juden	 eine	 außerhalb	 der	 „Volksgemeinschaft“	
stehenden	 Gruppe	 wären,	 wurde	 ihr	 angebliches	 „Anderseins“	 immer	 wieder	 ins	
öffentliche	Bewusstsein	gerufen.		
	 Auch	 unternahm	 der	 „General-Anzeiger	 Bonn“	 nicht	 den	 Versuch,	 die	
Zusammenhänge	und	Hintergründe	des	Boykotts	vom	1.	April	1933	zu	 recherchieren	
oder	 seine	 Leserschaft	 aufzuklären.	 Man	 übernahm	 die	 nationalsozialistische	
Sichtweise.	 Von	 negativen	 Auswirkungen	 oder	 den	 emotionalen	 Folgen	 für	 die	
jüdischen	 Geschäftsleute	 berichtete	 er	 nicht,	 vielmehr	 stellte	 der	 „General-Anzeiger	
Bonn“	 den	 „gut	 organisierten	 Ablauf	 des	 Boykotts“	heraus.365	Mit	 dem	Verweis,	wie	
geordnet	und	diszipliniert	sich	die	antijüdische	Aktion	vollzogen	hatte,	unterstellte	er	
eine	gewisse	Legitimität;	im	Gegensatz	zu	den	„wilden“	Aktionen	im	März	1933	wurde	
der	 1.	 April	 1933	 als	 angemessene	 Reaktion	 auf	 „ausländische	 bzw.	 jüdische“	
Agitationen	 dargestellt.	 So	 titelte	 der	 „Westdeutsche	 Beobachter“	 am	 3.	 April	 1933:	
„Der	Boykott	–	ein	Sieg	Hitlerdeutschlands	über	das	Weltjudentum“	und	betonte	die	

















Aktionen,	 wobei	 die	 Gewalt	 zunächst	 lokal	 begrenzt	 blieb	 und	 nur	 von	 einer	
Minderheit	der	NSDAP-Mitglieder	befürwortet	wurde.367	Die	sporadische	antijüdische	
Gewalt	 leitete	 den	 flächendeckenden	 Boykott	 vom	 1.	 April	 1933	 ein,	 bei	 dem,	 im	
Gegensatz	zu	den	vorausgegangenen	Wochen,	ein	Großteil	der	Mitglieder	der	NSDAP-
Ortsgruppen	 involviert	 war	 und	 die	 Parteiführung	 ihre	 Beteiligung	 erwartete. 368	
NSDAP-Mitglieder	übernahmen	maßgeblich	die	Organisation	und	Logistik	des	Boykotts	
und	 spielten,	 zusammen	 mit	 SA-	 und	 SS-Männern,	 eine	 führende	 Rolle	 bei	 dessen	
Umsetzung.	 Sie	 setzten	 zwei	 grundsätzliche	 Formen	 antijüdischer	Agitation	 ein:	 Zum	
einen	antisemitische	Propaganda,	die	sich	in	Medien	und	Versammlungen	gegen	Juden	
als	Gruppe	richtete.	Zum	anderen	die	von	der	NSDAP-Ortsgruppenleitung	geschalteten	
Anzeigen	 im	„General-Anzeiger	Bonn“,	wie	der	Aufruf	 zum	Boykott	 am	1.	April	 1933	
oder	 die	 Mitteilung	 für	 den	 3.	 April	 1933,	 in	 der	 eine	 weitere	 Aktion	 gegen	 die	
„internationale	 jüdische	 Gräuelpropaganda“	 in	 der	 Beethovenhalle	 ankündigt	
wurde.369		
	 Bei	 den	 Plakatierungen	 von	 „jüdischen“	 Geschäften	 am	 Boykotttag	 wandte	 sich	
die	 antisemitische	 Hetze	 hingegen	 konkret	 gegen	 bestimmte	 Personen;	 Individuen	
wurden	 aus	 der	 Masse	 ausgewählt	 und	 anhand	 ihres	 „Beispiels“	 die	 antijüdische	
Propaganda	vor	Ort	umgesetzt.	Der	immaterielle	und	materielle	Schaden	traf	einzelne	
Juden. 370 	Teile	 der	 Gesellschaft,	 einzelne	 Gewerbetreibende,	 lokale	 Vereine	 u.	a.	
unterstützten	 die	 NSDAP-Mitglieder	 –	 und	 war	 es	 nur	 in	 Form	 von	
Informationsweitergabe.371	Ohne	 die	 Mitarbeit	 der	 lokalen	 NSDAP-Mitglieder	 wäre	
eine	solch	flächendeckende	und	umfassende	Aktion	wie	der	reichsweite	Boykott	nicht	
realisierbar	gewesen.	Obwohl	hier	die	Partizipation	der	NSDAP	mit	ihren	Gliederungen	










kamen.	 NSDAP-Mitglieder	 waren	 Nachbarn,	 Bekannte	 und	 in	 manchen	 Fällen	
Verwandte	 von	 Bonner	 Juden	 –	 ohne	 deren	 Partizipation	 wäre	 der	 Boykott	 vor	 Ort	
gescheitert,	der	sich	konkret	gegen	lokale	Geschäfte	wandte.		
	 Eine	aktive	und	direkte	Rolle	bei	der	 Inszenierung	des	Boykotts	übernahmen	SA-	
und	 SS-Männer,	 die	 sich	 vor	 „jüdischen“	 Geschäften,	 Praxen	 und	 Anwaltskanzleien	
positionierten.	 Sie	 repräsentierten	 den	 nationalsozialistischen	Willen	 auf	 der	 Straße	
und	waren	bereit,	den	Boykott	mit	Körperlichkeit	und	Einschüchterung	durchzusetzen.	
Sie	 interagierten	 sowohl	 mit	 den	 betroffenen	 Juden	 als	 auch	 mit	 dem	 kaufenden	
Publikum.	 Die	 Posten	 forderten	 die	 Käufer	 vor	 Ort	 auf,	 sich	 entsprechend	 der	
nationalsozialistischen	Vorstellungen	 zu	 verhalten,	 respektiv	wiesen	diese	 an,	wo	 sie	
als	 „Volksgenossen“	 nicht	 einzukaufen	 hätten.372	Obgleich	 sie	 von	 der	 NS-Führung	
angehalten	 waren,	 friedlich	 zu	 agieren,	 schufen	 sie	 durch	 ihre	 Präsenz	 eine	
Drohkulisse:373	SA-	 und	 SS-Männer	 stellten	 sich	 potenziellen	 Käufern	 in	 den	 Weg,	
sprachen	 diese	 direkt	 an	 und	 wiesen	 darauf	 hin,	 dass	 sie	 sich	 mit	 dem	 Kauf	 in	



















erlebbar. 376 	Juden	 bei	 einem	 alltäglichen	 Vorgang,	 der	 Berufsausübung,	 zu	
beschränken,	ließ	die	SA-	und	SS-Männer	an	Macht	partizipieren.	Gewaltanwendung	in	





In	 dem	 vorangegangen	 Abschnitt	 wurde	 die	 Bedeutung	 der	 lokalen	 NSDAP-
Ortsgruppen	sowie	der	SA-	und	SS-Männer	als	treibende	Akteure	des	Boykotts	vor	Ort	
identifiziert.	Aber	hätte	der	Boykott	seine	Wirkung	entfalten	können,	wenn	nicht	das	
Publikum	 vor	 Ort	 die	 antijüdische	 Aktion	 durch	 seine	 Anwesenheit	 bezeugt	 hätte?	
Instrumentalisierten	 die	 Nationalsozialisten	 das	 „kaufende	 Publikum“	 oder	 sollte	 es	
nicht	vielmehr	als	wichtiger	Akteur	neben	Parteibasis	und	-gliederung	wahrgenommen	
werden, 378 	der	 aufgrund	 seiner	 meist	 nicht	 genutzten	 Handlungsoptionen	 einen	
aktiven	 Part	 in	 der	 Rezeption	 und	 längerfristigen	 Bedeutung	 des	 Boykotts	 bei	 der	
Judenverfolgung	gespielt	hat?	Es	 ist	zunächst	zu	konstatieren,	dass	sich	mehr	Bonner	
am	 1.	 April	 1933	 in	 den	 zentralen	 Einkaufsstraßen	 aufhielten	 als	 an	 einem	




der	 nationalsozialistischen	 Inszenierung	 eine	 Bühne. 381 	Indem	 Bonner	 den	
Anweisungen	 der	 Posten	 folgten,	 „jüdische“	 Geschäfte	 nicht	 zu	 betreten	 bzw.	 dort	
nicht	einzukaufen,	akzeptierten	sie	den	Boykott	–	sie	ließen	ihn	zu	und	nahmen	daran	











dadurch	 die	 ihnen	 zugedachte	 Funktion. 382 	Ihre	 Anwesenheit	 stellte	 ein	
entscheidendes	 Element	 des	 Boykotts	 dar;	 das	 Zulassen	 wurde	 von	 den	
Nationalsozialisten	 als	 Affirmation	 ihrer	 Handlungen	 und	 Aufforderung	 für	 weitere	
antijüdische	 Aktionen	 gedeutet. 383 	Das	 kollektive	 Verhalten	 zeigte	 seine	




zu	 einem	 politischen	 Akt.	 […]	 [D]as	 Kaufen	 in	 als	 „jüdisch“	
abgestempelten	 Geschäften	 wurde,	 ob	 gewollt	 oder	 nicht,	 zu	 einer	





Praxis	 zu	 etablieren.	 Herauszustellen	 ist,	 dass	 insbesondere	 zu	 diesem	 frühen	
Zeitpunkt	die	Handlungen	der	Menschen	nicht	determiniert	waren.	Die	Bonner	waren	
nicht	 gezwungen,	 die	 Innenstadt	 aufzusuchen.	 Sie	 hätten	 der	 nationalsozialistischen	
Inszenierung	fernbleiben	und	durch	ihr	kollektives	Nichterscheinen	ihre	Ablehnung	des	
Boykotts	 ausdrücken	 können.	 Die	 Situation	 war	 noch	 ergebnisoffen,	 es	 gab	 keinen	




wäre,	 zeigen	 die	 vereinzelten	 Aktionen,	 in	 denen	 sich	 Bonner	 den	
nationalsozialistischen	 Anweisungen	 widersetzten.	 Auch	 hier	 gab	 es	 ein	 breites	








Geschenke.	 Solche	Handlungen	 sind	 für	Bonn	nur	bei	persönlichen	Beziehungs-	bzw.	
Vertrauensverhältnissen	belegt,	wie	beispielsweise	Arzt-Patienten-Beziehungen.386	Bei	
anonymeren	 Geschäftsbeziehungen	 konnten	 hierfür	 keine	 Nachweise	 gefunden	
werden;	dass	dies	per	se	möglich	gewesen	wäre,	zeigt	das	Beispiel	des	nahegelegenen	
Bornheims,	 wo	 sich	 nicht-jüdische	mit	 jüdischen	 Geschäftsleuten	 solidarisierten	 und	
aus	Protest	 ihre	 Läden	 schlossen.387	Sie	 setzten	ein	Zeichen	gegen	die	antisemitische	
Aktion	 und	 nahmen	 finanzielle	 Einbußen	 in	 Kauf.	 Derartige	 Gesten	 oder	 gar	
offenkundiges	 Zuwiderhandeln	 gegen	 nationalsozialistische	 Handlungs-	 bzw.	
Verhaltensmaximen	wurden	über	die	Jahre	immer	seltener,	bis	sie	schließlich	nur	noch	
eine	Rarität	darstellten.388	Anscheinend	wurde	die	Entscheidung	maßgeblich	dadurch	






in	 direkter	 Konkurrenz	 zu	 den	 Boykottierten	 standen?	Manche	 von	 ihnen	 handelten	
opportunistisch.	 Sie	 nutzten	 die	 politische	 Lage,	 um	 jüdische	 Mitbewerber	 zu	
verunglimpfen	 bzw.	 aus	 dem	 Markt	 zu	 verdrängen. 389 	So	 unterstützten	 Bonner	
Geschäftsleute	die	Nationalsozialisten,	 indem	sie	 jüdische	Geschäftsinhaber	ausfindig	
machten	 oder	 bekannte	 jüdische	 Geschäfte	 auflisteten.	 Auch	 nutzte	 der	 Leiter	 des	
„Kampfbundes	für	Handwerk	und	Gewerbe“,	Riemer,	die	„Protestkundgebung“	am	3.	
April	1933	 in	der	Beethovenhalle,	um	einerseits	 für	den	gewerblichen	Mittelstand	zu	











„Der	 Kampf	 gegen	 den	 Juden	 [sei]	 ein	 Kampf	 gegen	 die	 fremde	 Rasse	
und	 ihre	 dem	 Deutschen	wesensfremde	 Eigenschaften.	 Sauberkeit	 und	






	 Doch	 es	 gab	 noch	 weitere	 Möglichkeiten,	 von	 der	 Situation	 zu	 profitieren.	
Geschäftsleute	 nutzten	 die	 vom	 „Kampfbund	 für	 Handwerk	 und	 Gewerbe“	
herausgegebenen	 Plakate,	 um	 sich	 von	 „jüdischen	 Geschäften“	 abzugrenzen. 391	
Hierbei	 handelte	 es	 sich	 um	 eine	 bewusste	 Vorteilsnahme,	 denn	 die	
Nationalsozialisten	 zwangen	 niemanden,	 Plakate	 anzubringen.	 Hingegen	 hätten	 sie	
durch	ein	Nichtanbringen	zumindest	ein	kleines	Zeichen	gesetzt	und	sich	nicht	an	der	
nationalsozialistischen	 Inszenierung	 des	 Boykotts	 beteiligt.	 Die	 Motive	 der	 nicht-
jüdischen	Geschäftsleute	können	retrospektiv	nicht	nachvollzogen	werden.	Handelten	
sie	aufgrund	von	wirtschaftlichen	Überlegungen	und	Konkurrenzdenken	oder	spielten	
antisemitische	 Ressentiments	 eine	 Rolle?	 Letztlich	 war	 ihr	 Verhalten	 entscheidend.	
Indem	 sie	 ihre	 Geschäfte	 als	 „nicht-jüdisch“	 kennzeichneten,	 schlossen	 sie	 jüdische	
Geschäftsleute	aus	ihrer	Gemeinschaft	aus.		
	 Um	 ihre	 wirtschaftlichen	 Beziehungen	 zu	 ausländischen	 Partnern	 nicht	 zu	
gefährden,	 stellten	 sich	 einige	 Bonner	 Firmen	 (u.	a.	 die	 Ringsdorff-Werke,	 die	
Rheinische	 Chamotte,	 die	 Dinas-Werke	 oder	 die	 Godesia)	 in	 den	 Dienst	 der	
nationalsozialistischen	 Propaganda,	 verharmlosten	 antijüdische	 Aktionen	 und	
übernahmen	 nicht	 zuletzt	 die	 antisemitische	 Rhetorik	 der	 Nationalsozialisten.	 In	
teilweise	schon	vor	dem	1.	April	1933	verfassten,	nahezu	gleich	lautenden	Schreiben,	
versicherten	sie	ihren	ausländischen	Geschäftspartnern,	dass	der	Boykott	lediglich	als	






Judenverfolgung	per	 se	 gebe.392	Dabei	 gingen	 sie	 vereinzelt	 bei	 ihrer	Wortwahl	 über	
eine	 reine	 Beschönigung	 der	 Lage	 hinaus	 und	 ließen	 sich	 zu	 antisemitischen	
Äußerungen	hinreißen.	 In	dem	Schreiben	des	 Imperia-Fahrzeugwerks	Bad	Godesberg	
an	 holländische	 und	 englische	 Geschäftspartner	 wird	 der	 Boykott	 beispielsweise	
folgendermaßen	beschrieben:		
	
„1)	 In	 Deutschland	 herrscht	 größte	 Ordnung	 und	 Disziplin.	 2)	 Es	 ist	
keinem	 Juden	 bisher	 ein	 Leid	 geschehen.	 3)	 Der	 Boykott	 jüdischer	
Geschäfte,	Aerzte	und	Rechtsanwälte,	der	als	Abwehrmassnahme	am	1.	
April	 1933,	 vormittags	 10	 Uhr	 beginnt,	 wird	 sich	 ganz	 diszipliniert	
vollziehen	und	solange	dauern,	wie	die	Juden	im	Auslande	ihre	Hetzlügen	
fortsetzen	 bezw.	 die	 ausländischen	 Regierungen	 es	 ablehnen,	 die	
deutsche	Regierung	in	ihrem	Abwehrkampf	zu	unterstützen	[...]“393.	
	
Das	 Schreiben	 folgte	 der	 nationalsozialistischen	 Darstellung	 des	 Boykotts.	 Auch	 hier	
werden	 die	 Bonner	 Juden	 nicht	 zugehörig	 zur	 deutschen	 Gesellschaft	 gesehen,	
sondern	 als	 Teil	 einer	 anderen	 Gruppe	 bzw.	 „Rasse“,	 die	 die	 Kollektivstrafe	 wegen	
angeblicher	 antideutscher	 Propaganda	mitzutragen	 hatte.	Mit	 diesen	 und	 ähnlichen	
Schreiben	 suchten	 die	 Godesberger	 Unternehmen	 sicherzustellen,	 dass	 sich	 für	 sie	
keine	 negativen	 wirtschaftlichen	 Konsequenzen	 aus	 dem	 Boykott	 ergaben. 394 	Sie	





Der	 Boykott	 als	 Arena	 sozialer	 Praxis	 bot	 eine	 Bühne	 für	 gesellschaftliche	
Aushandlungsprozesse	 und	 einen	 Interaktionsraum	 für	 Juden	 und	 Nicht-Juden.	 Hier	








„Volksgemeinschaft“	 gehören	 sollte.	 Bonner	 waren	 in	 unterschiedlicher	 Form	 daran	
beteiligt,	 den	 „von	 oben“	 initiierten	 Boykott,	 insbesondere	 in	 seiner	 langfristigen	
Wirkung,	 zu	 einem	 Erfolg	 im	 nationalsozialistischen	 Sinne	 zu	 machen:	 Geschäfte	
jüdischer	Inhaber	waren	in	der	Topographie	der	Stadt	kenntlich	gemacht	und	Bonner	
Juden	 als	 Gruppe	 exponiert	 worden.	 Zudem	 hatte	 die	 Bonner	 Gesellschaft	 der	
nationalsozialistischen	 Inszenierung	 nur	 selten	 abweichendes	 oder	 widerständiges	
Verhalten	 entgegengesetzt.	 Dabei	 konnten	 die	 Handlungen	 der	 Bonner	 in	 Grad	 und	




Vielzahl	 von	Wahl-	 und	Handlungsmöglichkeiten,	 auf	 den	 Boykott	 zu	 reagieren	 bzw.	
ihn	 mitzugestalten	 –	 wenige	 nutzten	 Vermeidungsoptionen.	 Nicht	 nur	 die	 aktiv	 am	
Boykott	 Beteiligten,	 sondern	 auch	 diejenigen,	 die	 durch	 ihre	 Schaulust	 den	
Nationalsozialisten	 eine	 Bühne	 boten,	 trugen	 zumindest	 eine	 moralische	
Verantwortung	 bei	 dessen	 Rezeption;	 denn	 das	 Mitwirken	 Vieler	 suggerierte	
gesellschaftliche	 Akzeptanz.	 Auf	 die	 antisemitische	 Aktion	 folgte	 keine	 kollektive	
Reaktion:	 Das	 Gros	 der	 Bonner	 hinterfragte	 nicht	 die	 Gründe	 für	 den	 Boykott.	 Der	
nationalsozialistische	 Vorwand	 der	 ausländischen	 „Gräuelpropaganda“	 wurde	 als	
Begründung	 für	 die	 antijüdische	 Aktion	 hingenommen.	 Dies	 impliziert,	 dass	 man	
Bonner	 bzw.	 deutsche	 Juden	 mit	 ausländischen	 Juden	 gleichsetzte	 und	 als	 eine	
homogene	Gruppe	ansah;	dieser	absurden	Logik	folgend	waren	Bonner	Juden	für	das	
Verhalten	 anderer	 Juden	 mitverantwortlich	 und	 mussten	 als	 Gruppe	 die	 negativen	
Konsequenzen	tragen.	Es	gab	keinen	gemeinschaftlichen	Konsens	der	nicht-jüdischen	
Bonner,	gegen	die	antisemitische	Aktion	zu	protestieren.	Letztlich	war	es	genau	diese,	
wie	Michael	Wildt	 es	 formulierte,	 „mehr	 oder	weniger	 geheime	 Komplizenschaft	 vor	









Der	 Boykott	 vom	 1.	 April	 1933	 endete	 formal	 nach	 nur	 einem	 Tag.	 Das	 weitere	
Vorgehen	gegenüber	Juden	in	der	Wirtschaft	war	gekennzeichnet	durch	den	Dualismus	
von	 NSDAP-Führung	 einerseits	 und	 den	 NSDAP-Ortsgruppen	 andererseits,	 die	 sich	
häufig	 diametral	 zueinander	 verhielten.	 Die	 nationalsozialistische	 Regierung	 sprach	
sich	 in	 der	 Öffentlichkeit	 zwar	 deutlich	 gegen	 nicht	 abgestimmte,	 lokal	 initiierte	
antijüdische	 Aktionen	 aus,	 trieb	 die	 Unterscheidung	 und	 Separierung	 von	 „nicht-
jüdischen“	 und	 „jüdischen“	 Geschäften	 aber	 in	 verschiedenen	 Bereichen	 und	 auf	
unterschiedliche	Weise	 voran.	 So	 führte	 die	 nationalsozialistische	 Parteizeitung	 „Der	
Stürmer“	 beispielsweise	 seine	 antisemitische	 Hetze	 fort.	 Lokale	 Parteiaktivisten	
praktizierten	 hingegen	 trotz	 anderslautender	 Anweisung	 einen	 dauerhaften	 Boykott	
„jüdischer“	 Geschäfte. 396 	Die	 Ausgrenzung	 und	 Diskriminierung	 jüdischer	
Geschäftsleute	 setzte	 sich	 vielerorts	 fort	 und	 wurde	 gesellschaftliche	 Realität. 397	





Die	 Lage	war	 unübersichtlich,	 die	 Schwere	 und	Konsequenz	 der	 Boykottmaßnahmen	
waren	von	Ort	zu	Ort	unterschiedlich	und	letztlich	bestimmt	durch	das	Verhalten	der	














herausgriffen	 wurden,	 um	 diese	 zu	 diskreditieren,	 oder	 allgemein	 dazu	 aufgerufen	
wurde,	nur	 in	„nicht-jüdischen“	Geschäften	einzukaufen.	Diese	Boykottaufrufe	waren	
noch	nicht	mit	physischer	Gewalt	verbunden,	vielmehr	führte	die	nationalsozialistische	
Propaganda	 zunächst	 den	 „Kampf	 um	 die	 Deutungsmacht	 der	 Begriffe	 ‚jüdisch‘,	
‚deutsch‘	 und	 ‚christlich‘“	 399 	weiter	 und	 nutzte	 sie	 als	 Mittel,	 Juden	 aus	 der	
„Volksgemeinschaft“	zu	exkludieren.	So	beschuldigte	der	„Westdeutsche	Beobachter“	
Ende	April	1933	den	jüdischen	Gesellschafter	einer	Koksvertriebsgesellschaft,	Dr.	Levy,	
den	 deutschen	 Handel	 zu	 schädigen,	 indem	 er	 ausländisches	 Koks	 verkaufe.	 Zudem	
echauffierte	 sich	 der	 Autor,	 dass	 an	 den	 Lastwagen	 der	 Firma	 schwarz-weiß-rote	
Flaggen	angebracht	waren:	„Abgesehen	von	dieser	Gesinnungslumperei,	liegt	in	dieser	
Tatsache	 eine	grenzenlose	Geschmacklosigkeit,	wie	 sie	 sich	 eben	nur	 ein	 Jude	 leisten	
kann.“400	Damit	griff	er	die	antisemitische	Beschuldigung	auf,	dass	sich	deutsche	Juden	
mit	dem	Ausland	gegen	die	deutsche	Wirtschaft	verbünden	würden	und	sprach	Levy	
gleichzeitig	 seine	 Zugehörigkeit	 zur	 „Volksgemeinschaft“	 ab. 401 	In	 den	 nächsten	
Monaten	 wurden	 die	 Bonner	 immer	 wieder	 ermahnt,	 in	 lokalen	 „nicht-jüdischen“	
Geschäften	 einzukaufen,	 um	 so	 nicht-jüdische	 Bonner	 Handwerker	 und	
Gewerbetreibende	 zu	 unterstützen.	 Diesbezügliche	 Aufrufe	 des	 Oberbürgermeisters	
Rickert	und	des	Stadtverordneten	und	NSDAP-Kreisleiter	Hausmann402	veröffentlichte	
Anfang	 Mai	 1933	 der	 „General-Anzeiger	 Bonn“	 wie	 auch	 einen	 Appell	 des	 NSDAP-
Ortsgruppenleiters	Klamp	 im	Januar	1934.403	Dass	die	antisemitische	Propaganda	nur	
einen	 begrenzten	 Einfluss	 auf	 das	 Kaufverhalten	 der	 Bonner	 hatte,	 zeigen	 die	
Ermahnungen,	 zu	 denen	 sich	 NSDAP-Ortsgruppenleiter	 wiederholt	 gegenüber	 ihren	
















weil	 er	 Schwemmsteine	 bei	 einem	 jüdischen	 Vertreter	 gekauft	 hatte.404	Zwischen	
Hausmann	und	dem	Metzgermeister	Heinrich	 Schlief,	Mitglied	der	NSDAP	 seit	 1931,	
eskalierte	 ein	 Streit,	 der	 für	 Schlief	 in	 einer	 Klage	 vor	 dem	 Parteigericht	 endete.	
Letzterer	 hatte	 weiterhin	 bei	 den	 jüdischen	 Viehhändlern	 Arnsberg	 und	 Daniels	
eingekauft.	 Seiner	 Entnazifizierungsakte	 zufolge	 begründete	 Schlief	 seine	 Haltung	
damit,	 dass	 bei	 diesen	 bestes	 Vieh	 zu	 kaufen	 sei	 und	 er	 sein	 Kaufverhalten	 nicht	
ändern	 würde,	 solange	 nicht-jüdische	 Händler	 nicht	 die	 gleiche	 Qualität	 bieten	
würden.	Er	müsse	auf	dem	Markt	weiterhin	konkurrenzfähig	bleiben.405	Auch	der	SA-
Standartenarzt	Dr.	Grozechowiak	wurde	1934	beobachtet,	wie	er	mit	seiner	Frau	das	
Geschäft	 der	 Geschwister	 Cahn	 in	 der	 Remigiusstraße	 verließ.	 Der	 SA-Mann	
Montkowski	 wies	 ihn	 daraufhin	 zurecht,	 „wenn	 er	 der	 SA	 oder	 sonstigen	
Parteimitgliedern	verbiete,	beim	Juden	zu	kaufen,	dann	dürfe	er	es	als	Standartenarzt	
an	erster	Stelle	nicht.“406	
	 Wenngleich	 die	 Boykottmaßnahmen	 der	 Nationalsozialisten	 bis	 1935	 noch	 nicht	




die	 13.700	 RM,	 so	 ging	 es	 im	 Jahr	 1933	 auf	 ca.	 10.000	 RM	 zurück,	 um	 in	 den	
kommenden	 Jahren	 weiter	 zu	 sinken. 407 	Auch	 das	 Möbelgeschäft	 der	 Familie	
Holzenheuer	 war	 aufgrund	 der	 jüdischen	 Abstammung	 von	 Else	 Holzenheuer	
betroffen.	Den	 Lebenserinnerungen	 ihrer	Tochter	 zufolge	hatte	die	Mutter	 vermehrt	
mit	antisemitischen	Anfeindungen	und	dem	Verlust	 von	Kunden	 zu	kämpfen.	Zudem	
erhielt	Else	Holzenheuer	von	den	Nationalsozialisten	ein	Ladenverbot	und	durfte	nicht	









Ehestandsdarlehen	 entzogen,	 was	 deren	 wirtschaftliche	 Lage	 erheblich	
verschlechterte.408		
	 Ebenso	 führten	 die	 antijüdischen	 Agitationen	 zu	 Geschäftsaufgaben:	 Seit	 1906	
bestand	 das	 Konfektionsgeschäft	 von	 Bernhard	 Levy	 in	 Bonn,	 zu	 dessen	 Kunden	
Großteils	 Beamte	 und	 Studenten	 zählten.	 Nach	 der	 Machtübernahme	 der	
Nationalsozialisten	ging	der	Umsatz	seines	Ladens	signifikant	zurück,	da	insbesondere	
Beamte	angehalten	waren,	nicht	mehr	bei	 Juden	 zu	kaufen.	 Levy	 sah	 sich	bereits	 im	
Mai	1934	gezwungen,	sein	Geschäft	aufzulösen.409	Erich	Heimann	führte	seit	1925	das	
elterliche	Maler-	und	Anstreichgeschäft	in	der	Marxstraße.	Auch	er	musste	bereits	im	
Jahr	 1934	 seinen	 Betrieb	 schließen,	 da	 er	 durch	 die	 Boykottmaßnahmen	 weder	 an	
öffentlichen	 Ausschreibungen	 teilnehmen	 durfte,	 noch	 bei	 städtischen	 Aufträgen	
berücksichtigt	wurde.410	Ähnlich	erging	es	Oscar	Moses.	1934	musste	er	seine	Teilhabe	
und	 den	 Posten	 des	 stellvertretenden	 Geschäftsführers	 bei	 der	 Bonner	 Eisfabrik	
Schoppe	 &	 Co	 aufgeben.	 Seine	 Ledergroßhandlung,	 bei	 der	 Anfang	 1933	 noch	 vier	
Personen	 angestellt	 waren,	 konnte	 er	 bereits	 im	 April	 1936	 wegen	 anhaltender	
Boykottierungen	 nicht	 mehr	 weiterführen.	 So	 sah	 sich	 das	 Ehepaar	 Moses	 bis	 zur	
seiner	 Internierung	 im	 Arbeits-	 und	 Wohnlager	 „Kapellenstraße	 6“	 gezwungen,	 von	
Ersparnissen	zu	leben.	411	
	 Die	 Wirkung	 der	 antisemitischen	 Propaganda	 in	 Bonn	 muss	 unter	 zweierlei	
Gesichtspunkten	beurteilt	werden:	 dem	wirtschaftlichen	und	dem	gesellschaftlichen.	
Das	 Kaufverhalten	 der	 nicht-jüdischen	 Bonner	 kann	 aufgrund	 der	 Politischen	
Lageberichte	 hinlänglich	 nachvollzogen	 werden.	 Im	 Dezember	 1934	 befand	
Oberbürgermeister	 Rickert,	 dass	 es	 trotz	 anfänglicher	 monetärer	 Einbußen	 für	
„jüdische“	 Geschäfte	 noch	 nicht	 den	 gewünschten	 grundlegenden	 Wandel	 im	
Kaufverhalten	der	Bonner	gäbe.412	Die	in	der	Vorweihnachtszeit	1934	von	der	NS-Hago	

















ausginge,	 dass	 diese	 aufgrund	 der	 schärferen	 Kontrollen	 der	 Behörden	 günstigere	
Preise	 anböten. 416 	Demzufolge	 widersetzte	 sich	 das	 „kaufende	 Publikum“	 der	
nationalsozialistischen	 Aufforderung,	 „deutsch“	 zu	 kaufen,	 nicht,	 um	 Solidarität	
gegenüber	der	 jüdischen	Minderheit	zu	demonstrieren,	sondern	aufgrund	monetärer	
Überlegungen.	 Trotz	 dieser	 Einschätzung	 Rickerts	 ist	 zu	 konstatieren,	 dass	 einzelne	
Juden	 –	 wie	 bereits	 beschrieben	 –	 vom	 Boykott	 betroffen	 waren	 und	 teils	 schwere	
wirtschaftliche	 Einbußen	 zu	 verkraften	 hatten.	 Festzuhalten	 ist	 zudem,	 dass	 das	
Kaufverhalten	im	Gegensatz	zu	persönlichen	Beziehungen	stand,	bei	denen	sich	Nicht-





als	 Gruppe	 exponiert	 und	 wurden	 sukzessive	 als	 „gemeinschaftsfremd“	




















Anfang	 April	 1935	 entschlossen	 sich	 die	 Nationalsozialisten	 reichsweit,	 die	
diffamierende	 Kampagne	 gegen	 jüdische	 Geschäftsleute	 auszuweiten. 417 	In	 den	
vorausgegangenen	Monaten	waren	 vermehrt	 antisemitische	 Stereotype	 in	 die	 lokale	
Berichterstattung	 eingeflossen:	 so	 beispielsweise	 der	 Begriff	 des	 „jüdische[n]	
Geschäftsmacher[s]“ 418 	oder	 die	 Aussage,	 dass	 „Juden	 an	 der	 verheerenden	
[Wirtschafts-]	 Krise	 profitiert	 hätten,	 als	 alle	 anderen	 Volksgenossen	 am	 Ende	 ihrer	
wirtschaftlichen	und	moralischen	Kraft	gewesen	seien.“419		
	 Im	 Frühling	 1935	 eskalierte	 dann	 die	 antisemitische	 Hetze;	 sie	 wurde	 von	 der	
NSDAP-Ortsgruppenleitung	 vor	 Ort	 gesteuert	 und	 mit	 umgesetzt.	 Im	 März	 1935	
druckte	 der	 „Westdeutsche	 Beobachter“	 eine	 „Berichtigung“.	 Nachdem	 in	 einem	
Handwerksverzeichnis	 Bonner	 Juden	 aufgeführt	 worden	 waren,	 wurden	 diese	 nun	
namentlich	 genannt	 und	 sollten,	 so	 der	 Appell,	 boykottiert	 werden:	 „Deutsche	
Volksgenossen!	Meidet	 die	 Juden	 im	Geschäft	 und	Handwerk!“.420Auf	 dem	 zentralen	
Münsterplatz	 war	 im	 „Stürmerkasten“	 zu	 lesen:	 „Die	 Juden	 sind	 unser	 Unglück“.421	
Auch	 der	 „General-Anzeiger	 Bonn“	 ging	 mehr	 und	 mehr	 dazu	 über,	
nationalsozialistische	 Formeln	 unreflektiert	 zu	 übernehmen.	 Doch	 die	
Nationalsozialisten	beschränkten	 sich	bei	 ihrer	 antisemitischen	Hetze	nicht	mehr	 auf	
die	Medien	allein,	sie	nutzten	nun	zusätzlich	auch	den	öffentlichen	Raum.	Über	Bonner	
Straßen	 wurden	 große	 Transparente	 angebracht	 mit	 Aufschriften	 wie	 „Der	 Jude	 ist	

















	 Der	 Boykott	 gegenüber	 jüdischen	 Geschäftsleuten	 erreichte	 mit	 diesen	
Maßnahmen	 eine	 neue	 Qualität:	 Die	 Nationalsozialisten	 gingen	 über	 die	
Kennzeichnung	 und	 Stigmatisierung	 „jüdischer“	Geschäfte	 und	 deren	 Abgrenzung	 zu	
„deutschen“	Geschäften	hinaus.	 Sie	 griffen	 Kunden	 „jüdischer	Geschäfte“	 direkt	 und	
öffentlich	 an.	 Auf	 lokaler	 Ebene	 überwachten	 die	 Bonner	 NSDAP-Ortsgruppen	 die	
Bevölkerung	 und	 versuchten,	 soziale	 Kontrolle	 auszuüben.424 	Die	 Teilhabe	 an	 der	
nationalsozialistischen	 „Volksgemeinschaft“	 sollte	 hier	 unmittelbar	 entschieden	
werden;	 wer	 nicht	 gegen	 Juden	 war,	 sollte	 auch	 nicht	 Teil	 der	 „Volksgemeinschaft“	
sein.425	„Konsumverhalten	 wurde	 in	 der	 rassistisch	 definierten	Mehrheitsgesellschaft,	
die	Volksgemeinschaft	genannt	wurde,	zum	Gesinnungstest	erklärt.“426		
	 Im	 Gegensatz	 zur	 Boykottaktion	 vom	 1.	 April	 1933,	 bei	 welcher	 „deutsches“	
Kaufverhalten	lediglich	angemahnt	worden	war,	drohte	man	nun	bei	Nichtbefolgen	der	
Handlungsanweisung	mit	Exklusion.	Genau	hier	 liegt	der	Unterschied	zum	Boykotttag	
1933:	 Standen	damals	die	 Juden	 im	Fokus	der	Nationalsozialisten,	 so	waren	es	1935	
die	 Nicht-Juden,	 die	 in	 „jüdischen“	 Geschäften	 einkauften.	 Die	 Nationalsozialisten	
griffen	sie	wegen	einer	Handlung	–	dem	Kaufen	–	direkt	an.	Nach	Popitz	handelt	es	sich	
bei	der	‚Drohung’	um	ein	Machtinstrument.	Der	Drohende	gibt	dem	Bedrohten	nur	die	
Option,	 sich	 innerhalb	 eines	 bestimmten	 Kontextes	 zwischen	 Fügsamkeit	 und	Nicht-
Fügsamkeit	 zu	 entscheiden.	 Damit	 oktroyiert	 er	 den	 Bezugsrahmen	 für	 den	
Rezipienten	 und	 schreibt	 dessen	 Handeln	 einen	 Sinn	 zu,	 den	 dieser	 in	 seinem	
Verhalten	nicht	zwangsläufig	intendiert	hatte.	Gleichzeitig	beansprucht	der	Drohende	
die	 Deutungshoheit	 für	 das	 „richtige“	 Handeln.	 Dennoch	 betont	 Popitz:427	„Wer	 die	















	 Abermals	 zeigt	 sich	 die	 Bedeutung	 der	 lokalen	 Akteure	 für	 die	 antisemitische	
Politik	des	NS-Staates.	Soziale	Kontrolle	konnte	nur	vor	Ort	ausgeübt	werden.	Wer	 in	
welchen	 Geschäften	 einkaufte,	 konnte	 nur	 vor	 Ort	 überprüft	 werden.	 Die	 NSDAP-
Führung	 war	 auf	 lokale	 Unterstützung	 angewiesen,	 um	 ihre	 Maßnahmen	 wirksam	
umzusetzen.		
	 Wie	 reagierte	 die	 Bonner	 Gesellschaft	 auf	 diesen	 antisemitischen	
Werbefeldzug?429	Rickert	 konstatierte	 in	 seinem	 Politischen	 Lagebericht	 vom	 April	
1935,	dass	diese	Form	der	Propaganda	nicht	nur	bei	Bonnern	im	Allgemeinen,	sondern	
ebenso	 bei	 vielen	 NSDAP-Mitgliedern	 Empörung	 hervorrief;	 das	 Missfallen	 wäre	 so	
groß,	dass	er	sogar	Protestschreiben	erhielte.	Er	zitierte	als	Beispiel	folgenden	Brief:	
	
„Seit	 zwei	Wochen	 befinden	 sich	 Plakate	 in	 den	 Straßen	 der	 Stadt,	 die	
eine	 des	 XX.	 Jahrhunderts	 unwürdige	 Judenhetze	 enthalten,	 besonders	





























so	 genannte	 ‚Einzelaktionen’	 und	 gewaltsame	 Übergriffe	 auf	 Juden	 als	 Störung	 der	
öffentlichen	Ordnung	ab[lehnte]	und	entsprechend	negativ	auf	antisemitische	Aktionen	
[reagierte],	wie	sie	von	der	NSDAP	 im	Frühjahr/Sommer	1935	 initiiert	wurden.“434	Die	
Autorin	 der	 vorliegenden	 Arbeit	 sieht	 einen	 anderen	 Grund	 als	 vorrangig	 für	 die	
mehrheitliche	 Ablehnung.	 Die	 nicht-jüdischen	 Käufer	 wurden	 persönlich	 angegriffen	
und	 bedroht.	 Sie	 sahen	 sich	 selbst	 der	 Gefahr	 ausgesetzt,	 aus	 der	
nationalsozialistischen	„Volksgemeinschaft“	exkludiert	zu	werden.		
	 Diese	 Einschätzung	 vertrat	 auch	 Rickert,	 der	 die	 Ablehnung	 nicht	 darauf	
zurückführte,	 dass	 sich	 Bonner	mit	 Juden	 solidarisierten,	 sondern	 dass	 vielmehr	 die	
aggressive	Form	der	Propaganda	mit	seinen	Drohungen	gegen	das	kaufende	Publikum	
Unverständnis	 auslöste. 435 	Ihm	 zufolge	 wären	 Plakate	 mit	 Aufschriften	 wie	
„Unterstützt	 die	 deutschen	 Kaufleute,	 die	 deutschen	 Handwerker“	 eingängiger	 und	
erfolgsversprechender	 gewesen.	Darüber	 hinaus	 fürchtete	 er	wegen	 der	 aggressiven	
Propaganda	 negative	 Auswirkungen	 für	 den	 Tourismus	 in	 Bonn.436	Die	 weitgehend	
ablehnende	Haltung	der	Bonner	gegenüber	der	antisemitischen	Aktion	blieb	zunächst	
bestehen.	Man	kaufte	weiterhin	in	„jüdischen“	Geschäften	ein.437	Ähnliche	Reaktionen	
der	 Bevölkerung	 konnte	 auch	 Longerich	 in	 seiner	 Auswertung	 der	 politischen	
Lageberichte	 beobachten. 438 	Den	 Nationalsozialisten	 war	 es	 trotz	 verstärkter	
Boykottaufrufe	und	-aktionen	nicht	gelungen,	das	Kaufverhalten	des	Gros	der	Bonner	











günstigeren	 Preise	 weiterhin	 in	 ihren	 Geschäften	 ein.	 Damit	 kann	 die	 vorliegende	
Arbeit	 Ahlheims	 Analyse	 auf	 lokaler	 Ebene	 verifizieren.	 Für	 Bonn	 lässt	 sich	
konstatierten,	 dass	 die	 antijüdischen	Aktionen	 nicht	 vom	Gros	 der	Gesellschaft	 oder	
einer	 radikal	 antisemitischen	 Stimmung	 getragen,	 sondern	 eher	 von	 radikalen	
Nationalsozialisten	durchgeführt	wurden.439		
	 Am	15.	Mai	1935	mahnte	der	„Westdeutsche	Beobachter“	nochmals:	„Eine	letzte	
Warnung.	 Kauft	 nicht	 beim	 Juden!“.	 Dem	 Artikel	 zufolge	 wurden	 Bonner	 dabei	
beobachtet,	 wie	 sie	 im	 Warenhaus	 Tietz	 einkauften;	 unter	 konkreter	 Nennung	 des	
Wohnorts,	 Gerhard-Rohlfs-Straße	 (9),	 warnte	 die	 Zeitung	 sie,	 eine	 solche	 „geradezu	
verbrecherische	 Handlung	 [wieder	 zu]	 begehen“. 440 		 Das	 direkte	 Ansprechen	 von	
Personen,	 die	 sich	 nicht	 den	 nationalsozialistischen	 Handlungsaufforderungen	
entsprechend	 verhielten,	 knüpfte	 an	 die	 Voraktionen	 vom	März	 1933	 an.	 Allerdings	
ging	 man	 nun	 einen	 Schritt	 weiter,	 indem	 man	 nicht-konformes	 Verhalten	
kriminalisierte.	 Dies	 stellte	 den	 Auftakt	 zur	 Veröffentlichung	 von	 Namenslisten	 von	
Bonnern	dar,	die	in	„jüdischen“	Geschäften	einkauften.441		
	 Im	 August	 1935	 nutzten	 die	 Nationalsozialisten	 die	 Verhaftung	 von	 Leo	
Grüneberg,	 um	 Bonner,	 die	 weiterhin	 in	 „jüdischen“	 Geschäften	 einkauften,	 zu	
disziplinieren:	Der	in	Beuel	gebürtige	Metzger	Leo	Grüneberg	war	am	10.	August	1935	
wegen	 angeblicher	 Devisenvergehen 442 	von	 der	 Polizei	 verhaftet	 worden;	 dabei	
beschlagnahmte	 sie	 auch	eine	 Liste	mit	 den	Namen	 seiner	Geschäftskunden.	 Bereits	
am	 19.	 August	 1935	 berichtete	 der	 „Westdeutsche	 Beobachter“	 von	 Grünebergs	
Verhaftung	 und	 stellte	 diesen	 Fall	 als	 beispielhaft	 für	 das	 „generelle	 Fehlverhalten“	
jüdischer	 Geschäftsleute	 dar.	 Zudem	 nutzte	 die	 Zeitung	 die	 Gelegenheit	 erneut,	 das	
Kaufverhalten	 der	 Bonner	 als	 eine	 politisch-ideologische	Handlung	 zu	 interpretieren:	
“Diese	Leute	können	sich	jedoch	nicht	hinter	der	Ausrede	verbergen,	daß	sie	die	Gefahr	
der	 jüdischen	Geschäftsmethoden	für	das	deutsche	Volk	nicht	gekannt	hätten.“443	Die	











bleibt	 Jud“444	mit	 einer	 Auswahl	 von	 Personen	 um.	 Weitere	 Namen	 folgten	 in	 der	
Ausgabe	 vom	 24.	 August	 1935,	 die	 dort	 angedrohte	 Fortsetzung	 wurde	 nicht	
realisiert.445	Auch	 im	 „Stürmerkasten“	 auf	 dem	 Münsterplatz	 wurden	 ausgewählte	
Personen	 namentlich	 genannt	 und	 als	 „Judenknechte“	 geschmäht. 446 	Unter	 den	
betroffenen	Bonnern	befand	sich	auch	Josef	Weiden.	Dieser	hatte	seiner	Aussage	nach	
bereits	seit	Ende	November	1934	Drohungen	lokaler	Nationalsozialisten	wegen	seines	
anhaltenden	 geschäftlichen	 Kontaktes	mit	 Juden,	 u.	a.	mit	 Leo	 Grüneberg,	 Hermann	
Hirsch	und	Moses	Herz,	erhalten.	 Im	 Januar	1935	wurde	sein	Haus	mit	 roten	Zetteln	




	 Die	 öffentliche	 und	 namentliche	 Anprangerung	 von	 Käufern	 stellte	 eine	 neue	
Qualität	 in	den	Boykott-	und	Disziplinierungsmaßnahmen	der	Nationalsozialisten	dar:	
Der	Kontakt	zwischen	Juden	und	Nicht-Juden	wurde	nun	öffentlich	angeprangert.	Jene	
Bonner,	 die	 noch	 in	 „jüdischen“	 Geschäften	 einkauften,	 sollten	 durch	 die	
Zurschaustellung	 eingeschüchtert	 und	 durch	 öffentlichen	 Druck	 zur	 Konformität	
gezwungen	werden.449	Als	Konsequenz	für	anhaltenden	Ungehorsam	wurde	ihnen	mit	
dem	Ausschluss	aus	der	„Volksgemeinschaft“	gedroht.	Die	mögliche	Exklusion	aus	der	
dieser	war	auch	 für	nicht-jüdische	Personen	negativ	 konnotiert,	 insbesondere	da	die	
nationalsozialistische	 Propaganda	 Begriffe	 wie	 „Volksverräter“	 benutzte	 und	 die	



















Das	 Jahr	 1935	markierte	 nicht	 nur	 eine	 Eskalation	 der	 antijüdischen	wirtschaftlichen	
Propaganda,	 sondern	 auch	 der	 antisemitischen	 Zwischenfälle	 in	 Bonn. 451 	In	 der	
Ausgabe	 vom	 15.	 Mai	 1935	 hatte	 der	 „Westdeutsche	 Beobachter“	 den	 jüdischen	
Metzgermeister	 Appel	 beschuldigt,	 verdorbenes	 Fleisch	 zu	 verkaufen.452	Daraufhin	
versammelten	sich	am	Nachmittag	desselben	Tages	Bonner453	vor	seinem	Laden	in	der	




„Mit	 der	 Demonstration	 der	 großen	 Volksmenge	 [....]	 hat	 die	 oberste	
zuständige	 Instanz,	das	Volk	geurteilt.	Mit	berechtigter	Abscheu	hat	es	






















	 Genau	 diese	 Form	 der	 Selbstermächtigung	 eskalierte	 im	 Fall	 des	 jüdischen	
Metzgermeisters	 Josef	 Levy.	 Auch	 vor	 seinem	 Geschäft	 war	 im	 Sommer	 1935	 ein	
Boykottaufruf	 angebracht	 worden.	 Die	 Ringsdorff-Werke	 als	 größter	 Arbeitgeber	 in	
Bad	 Godesberg	 beteiligten	 sich	 zudem	 an	 der	 nationalsozialistischen	 Propaganda,	
indem	 in	 den	 Werkshallen	 antisemitische	 Plakate	 aufgehängt	 wurden.	 Über	 diese	
Aktion	echauffierte	sich	Levy	öffentlich.	Er	drohte	angeblich	damit,	seine	Bekannten	in	
den	 Niederlanden	 aufzufordern,	 keine	 Ringsdorffprodukte	 mehr	 zu	 kaufen,	 falls	 die	
Plakate	 nicht	 entfernt	 würden.	 Soweit	 bekannt,	 wandte	 sich	 daraufhin	 der	







Metzgergeselle	Wilhelm	Nettekoven	 am	 nächsten	 Tag	 Levy	misshandelt	 und	 schwer	
verletzt	 in	einer	 verriegelten	Räucherkammer	auffand,	 in	die	Gas	eingeleitet	worden	
war.	Kurz	nach	Eintreffen	von	Arzt	und	Polizei	 verstarb	 Levy.	Von	offizieller	 Seite	als	
Suizid	 dargestellt,	 lehnte	 es	 der	 Mehlemer	 Arzt	 Dr.	 Wald	 ab,	 den	 Totenschein	 auf	
Freitod	auszustellen:	 „nicht	nur	 [dass	der	 Freitod]	nicht	eindeutig	 festgestellt	werden	
[könne],	auch	wäre	der	Verstorbene,	wenn	er	sich	durch	Gas	vergiftet	hätte,	in	den	Tod	
gehetzt	worden	und	nicht	freiwillig	aus	dem	Leben	geschieden.“459	Er	widersetzte	sich	
damit	 der	 Handlungsaufforderung	 offizieller	 Stellen,	 die	 ungeklärten	 Umstände	 von	
Levys	Tod	anhand	von	Fakten	zu	vertuschen.	Das	Verhalten	von	Dr.	Wald	ist	zum	einen	
ein	Beispiel	für	Zivilcourage	in	einer	schwierigen	Lage	und	zeigte	zum	anderen,	welche	
Handlungsoptionen	 auch	 1935	 noch	möglich	 waren.	 Polizeiliche	 Ermittlungen	 in	 der	








Bonner,	 zu	 keinen	 schlüssigen	 Ergebnissen.460	Dieser	 Fall	 stellte	 einen	 Bruch	 zum	
bisherigen	 Verhalten	 der	 Nationalsozialisten	 in	 Bonn	 dar.	 Zwar	 begleiteten	
Diskriminierung	 und	 Ausgrenzung	 die	 Bonner	 Juden	 im	 Alltag;	 ihre	 zunehmende	
Rechtlosigkeit	 gegenüber	 dem	 nationalsozialistischen	 Staat	 wurde	 ihnen	 jedoch	







Betrachtet	 man	 die	 Monate	 ab	 April	 1935,	 erhöhten	 die	 lokalen	 Parteiaktivisten	
zunehmend	den	Druck	auf	jüdische	Geschäftsleute	und	das	kaufende	Publikum.462	Ziel	
war	 es,	 das	 Kaufverhalten	 der	 Nicht-Juden	 durch	 verschiedene	 Maßnahmen	 so	 zu	
beeinflussen,	dass	diese	nicht	mehr	in	„jüdischen“	Geschäften	verkehrten.	Dies	gelang	
den	Nationalsozialisten	bis	September	1935	 jedoch	nicht	 in	gewünschtem	Maße,	wie	
auch	 den	 Politischen	 Lageberichten	 zu	 entnehmen	 ist.463 	Mit	 der	 Einführung	 der	
„Nürnberger	 Gesetze“	 veränderten	 sich	 jedoch	 nicht	 nur	 die	 zwischenmenschlichen	
Beziehungen	 zwischen	 Nicht-Juden	 und	 Juden	 maßgeblich,	 sondern	 auch	 deren	
geschäftliche	 Kontakte.464	Waren	 die	 Boykottaufrufe	 gegen	 „jüdische“	 Geschäfte	 bis	
dato	 von	begrenztem	Erfolg	 gewesen,	 berichtete	Rickert	 ab	Oktober	 1935,	 dass	 sich	
















jüdische	 Hände	 übergingen.466	Mehrere	 Fälle	 von	 Geschäftsaufgaben	 im	 Jahr	 1936	
bestätigen	 Rickerts	 Einschätzung:	 So	 hatte	 die	 Godesberger	 Fleischwarenfabrik	 von	
Jeanette	Daniel,	in	der	auch	ihre	drei	Kinder	Josef,	Robert	und	Martha	arbeiteten,	bis	
zur	Machtübernahme	 einen	 jährlichen	Umsatz	 von	 ca.	 250.000	 RM	bis	 300.000	 RM.	
Infolge	des	rückläufigen	Umsatzes	sah	sie	sich	gezwungen,	ihren	Betrieb	im	Jahre	1936	
zum	Preis	von	ca.	30.000	RM	zu	veräußern.467	Ebenso	war	das	Maßschneidergeschäft	
der	 Gebrüder	 Herz	 und	 Alfred	 Gaertners	 in	 der	 Arestraße	 	 betroffen.	 Das	 Geschäft	
wurde	vornehmlich	von	wohlhabenden	Bevölkerungskreisen	Bonns	 frequentiert,	und	
der	 jährliche	 Reingewinn	 betrug	 für	 jeden	 Teilhaber	 rund	 11.000	 RM.	 Durch	 die	
Boykottmaßnahmen	 der	 Nationalsozialisten	 musste	 das	 Geschäft	 erhebliche	
Umsatzrückgänge	 verkraften,	 bis	 es	 schließlich	 1936	 vollständig	 zum	 Erliegen	 kam,	
liquidiert	und	das	vorhandene	Warenlager	unter	Preis	verkauft	wurde.468	Rickert	selbst	
führte	 in	 seinem	Politischen	 Lagebericht	 noch	die	Herrenkonfektionshäuser	 Kaiser	&	
Co.	 und	 Stern,	 das	 Möbelhaus	 Pollack	 sowie	 das	 Textilhaus	 Cahn	 auf.469	Er	 schloss	
seinen	 Bericht	mit	 den	Worten:	 „[…]	 zu	 erwähnen	 ist	 nur,	 daß	 immer	mehr	 größere	
Geschäfte	 in	 arische	Hände	 übergehen,	 sodaß	 damit	 gerechnet	werden	 kann,	 daß	 in	
absehbarer	Zeit	kaum	noch	jüdische	Geschäfte	bestehen.“470	
	 Das	 veränderte	 Kaufverhalten	 der	 Bonner	 innerhalb	 eines	 Jahres	 wird	 auch	
anhand	der	Formulierungen	in	den	Politischen	Lageberichten	von	März	1935	bis	März	
1936	fassbar.	Von	„ein	großer	Teil	der	Bevölkerung	kauft	bei	Juden“	über	„ein	Teil	der	
Bevölkerung	kauft	bei	 Juden“	 zu	„immer	weitere	Kreise	der	Bevölkerung	 [rücken]	von	
den	Juden	[ab]“	 lässt	sich	die	zunehmende	Distanzierung	der	nicht-jüdischen	von	den	














bestätigt	 werden:	 „Ein	 ‚normaler’	 und	 gleichberechtigter	 Geschäftsverkehr	 zwischen	
jüdischen	und	nichtjüdischen	Deutschen	war	kaum	noch	möglich.“472		
	 Avraham	 Barkais	 Auffassung	 nach	 können	 „die	 Nürnberger	 Gesetze	 [nicht]	 als	
Zäsur	 oder	 als	 Richtungsänderung	 im	 Prozeß	 der	 wirtschaftlichen	 Verdrängung	 der	
Juden	angesehen	werden.“473	Die	ausgewerteten	Quellen	für	Bonn	bestätigen	Barkais	
Einschätzung	nicht.	In	der	Tat	dauerte	es	noch	einige	Jahre	–	siehe	Kapitel	5.1.2	–	bis	
keine	 „jüdischen“	 Geschäfte	 mehr	 im	 Stadtbild	 Bonns	 existierten.	 Der	 Einschnitt	 im	
Kaufverhalten	 der	 Bonner	 war	 aber	 gerade	 nach	 Verkündung	 der	 „Nürnberger	
Gesetze“	 signifikant.	 Bezüglich	 der	 Ausgrenzung	 der	 Juden	 aus	 der	
„Volksgemeinschaft“	 konstatiert	Ahlheim,	dass	das	 Jahr	1935	wenn	nicht	 als	 „’harte’	
Zäsur,	 [so	wenigstens	als]	eine	entscheidende	Station“474	zu	sehen	 ist.	Diese	Meinung	
kann	 durch	 die	 Bonner	 Quellen	 unterstützt	 werden.	 Nicht-jüdische	 Bonner	
unterwarfen	 sich	 der	 nationalsozialistischen	 Handlungsaufforderung,	 nicht	 mehr	 in	
„jüdischen“	 Geschäften	 einzukaufen.	 Damit	 einher	 ging	 die	 verminderte	 soziale	
Teilhabe	 und	 zunehmende	 gesellschaftliche	 Isolation	 der	 Bonner	 Juden,	
Kontaktmöglichkeiten	schwanden,	die	 Interaktionen	zwischen	 Juden	und	Nicht-Juden	
nahmen	 im	 Alltag	 sukzessive	 ab.	 Die	 Folgen	 der	 „Nürnberger	 Gesetze“	 für	 das	
Zusammenleben	 von	 Juden	 und	 Nicht-Juden	 sind	 in	 den	 Abschnitt	 4.3	 und	 4.5	
dargestellt.	
	 Die	 Nationalsozialisten	 konnten	 die	 Boykottkampagne	 in	 mehrerlei	 Hinsicht	 als	
Erfolg	 verbuchen:	 Sie	 hatten	 das	 gesellschaftliche	 Verhalten	 nach	 ihrem	 Willen	
beeinflusst	und	die	Juden	in	einem	öffentlichen	Prozess	zunehmend	stigmatisiert	und	
isoliert.	Sie	selbst	wurden	trotz	ihrer	antisemitischen	Hetze	und	Drohungen	gegen	das	












„Das	 ist	 die	 Grenze.	 Einen	 Schritt	 weiter	 und	 du	 bist	 in	 einer	 anderen	










Zutritt	 zu	 öffentlichen	 Orten	 wie	 Schwimmbädern,	 Sportplätzen,	 Bibliotheken	 und	
Krankenhäusern	 erschwert	 oder	 ganz	 verwehrt. 479 	Kontakte	 bzw.	 Interaktionen	
zwischen	 Juden	 und	 Nicht-Juden	 wurden	 zunehmend	 zur	 Zielscheibe	
nationalsozialistischer	 Propaganda	 und	 von	 dieser	 stigmatisiert	 und	 diffamiert.	
Sexuelle	 Beziehungen	 sollten	 unterbunden	 werden.	 Mancherorts	 stellten	 NSDAP-
Aktivisten	 die	 jüdischen	 Partner	 von	 „gemischten“	 Beziehungen	 in	 öffentlichen	
„Prangerumzügen“	bloß	und	demütigten	sie	vor	Nachbarn	und	Bekannten.480	Begleitet	

















der	 Begriff	 überwiegend	 auf	 die	 sexuellen	 Handlungen	 zwischen	 Deutschen	 und	
„Fremden“	 bezog,	 wandten	 ihn	 die	 Nationalsozialisten	 vornehmlich	 auf	 jüdische	






In	 Bonn	 wurde	 die	 sexualisierte	 antisemitische	 Propaganda	 vom	 „Westdeutschen	
Beobachter“	 im	 September	 1935	 aufgegriffen.484	So	 beschuldigte	 die	 Zeitung	 am	 29.	
August	 1935	 unter	 dem	 Titel	 „Ohrfeigen	 für	 Jud	 L. 485 “	 einen	 Bonner	 Juden	 der	
„Rassenschande“. 486 	Dem	 Artikel	 zufolge	 konfrontierte	 ein	 Ehepaar	 den	
Firmenteilhaber	L.	 im	Manufaktur-	und	Modewarengeschäft	„Geschwister	Cahn“.	Die	
Frau	 warf	 ihm	 unsittliche	 Nachstellungen	 und	 Vergewaltigung	 während	 ihres	
Dienstverhältnisses	vor,	welche,	ihrer	Aussage	nach,	vor	Jahren	in	Trier	stattgefunden	
hatten.	 Nachdem	 der	 Ehemann	 L.	 geschlagen	 und	 als	 „Rassenschänder“	 beschimpft	
hatte,	 erstatteten	 sie	 Anzeige	 bei	 der	 Polizei.	 L.	 wurde	 daraufhin	 in	 „Schutzhaft“	
genommen.	Der	„Westdeutsche	Beobachter“	fasste	zusammen:		
	
„Das	 Ehepaar,	 das	 den	 rassenschänderischen	 Juden	 in	 dieser	 knappen,	





















1936	 arbeitete.	 [...]	 Er	 passierte	 folgendes,	 welches	 ich	 nie	 vergessen	
kann–	 Eines	 Tages	 kam	 eine	 sehr	 korpulente	 Frau	 von	 ungefaehr	 250	
Pfund	mit	2	Detectieve	ins	Geschäft	und	verhafteten	den	ungewoehnlich	
kleinen	Herrn	 L.	Diese	 Frau	behauptete	das	 Sie	 von	dem	kleinen	Mann	
vergewaltigt	wurde,	war	ganz	unmöglich	in	meinem	Sinne	[sic].“488		
	
Zwei	 Aspekte	 der	 Berichterstattung	 sind	 jedoch	 herauszustellen:	 Erstens	 wurde	 der	
Vorfall	zu	einer	Zeit	veröffentlicht,	als	die	nationalsozialistische	Propaganda	vermehrt	
über	angebliche	sexuelle	Übergriffe	von	Juden	auf	Nicht-Juden	berichtete.	Dies	kann,	
muss	 aber	 nicht	 in	 einem	 Zusammenhang	 stehen.	 Zweitens	 wurde	 L.	 als	
„Rassenschänder“	bezeichnet,	 zu	einem	Zeitpunkt	als	 sexuelle	Beziehungen	zwischen	
Juden	 und	 Nicht-Juden	 noch	 keinen	 strafrechtlichen	 Tatbestand	 darstellten.	 Der	
„Westdeutsche	 Beobachter“	 verknüpfte	 eine	 vermeintliche	 oder	 tatsächliche	




Juden	 und	 Nicht-Juden	 und	 versuchten	 mit	 mehrheitlich	 unbegründeten	
Anschuldigungen,	 die	 Exklusion	 der	 Juden	 weiter	 voranzutreiben	 und	 in	 der	
gesellschaftlichen	Realität	zu	etablieren.489	Dabei	trug	die	lokale	Berichterstattung	mit	









diffamieren.490	So	 konstatierte	 Przyrembel:	 „Bis	 zur	 Verabschiedung	 der	 ‚Nürnberger	
Gesetze’	diente	das	Stigma	der	‚Rassenschande’	der	Disziplinierung	und	Terrorisierung	
der	jüdischen	Bevölkerung	im	Deutschen	Reich.“491		
	 Im	 Zuge	 der	 vermehrten	 antijüdischen	 Agitationen	 wurden	 die	 „Nürnberger	





Die	 „Nürnberger	 Gesetze“	 stellten	 eine	 neue	 Qualität	 in	 der	 nationalsozialistischen	
Verfolgung	 der	 Juden	 dar;	 sie	 zementierten	 die	 Grenze	 zwischen	 Juden	 und	 Nicht-
Juden	 auf	 legislativer	 Ebene:	 durch	 das	 „Reichsbürger	 Gesetz“	 wurden	 Juden	 zu	
Bürgern	 zweiter	 Klasse	 erklärt,	 im	 „Blutschutzgesetz“	 war	 das	 Verbot	 der	 Heirat	





Das	 Glaubensbekenntnis	 des	 Einzelnen,	 ob	 jüdisch,	 katholisch	 oder	 evangelisch,	war	



















Jahre	 später,	 am	 6.	 Juli	 1938,	 wurden	 durch	 das	 „Gesetz	 zur	 Vereinheitlichung	 des	
Rechts	 der	 Eheschließung	 und	 der	 Ehescheidung“	 rassische	 Gründe	 als	
Scheidungsgrund	 für	 zulässig	 erklärt. 495 	Intime,	 persönliche	 aber	 auch	 soziale	
Beziehungen	 zwischen	 Juden	 und	 Nicht-Juden	 zu	 zerstören,	 war	 die	
nationalsozialistische	 Intention	 hinter	 den	 „Nürnberger	 Gesetzen“.496	In	 Bonn	 lebten	
zur	 Volkszählung	 von	 1939	 nach	 nationalsozialistischen	 Kriterien	 noch	 464	
„Glaubensjuden“,	 48	 „Volljuden“	 sowie	 152	 „Mischlinge	 1.	 Grades“	 und	 130	
„Mischlinge	2.	Grades“.497			
	 Welche	Stellung	die	„Nürnberger	Gesetze“	im	Rahmen	der	nationalsozialistischen	
Judenverfolgung	 und	 der	 Bildung	 einer	 exkludierenden	 „Volksgemeinschaft“	
einnahmen,	 wird	 in	 der	 Forschung	 differierend	 beurteilt.	 So	 sieht	 Brechtken	 sie	




langfristig	 auf	 die	 soziale	 Praxis	 vor	 Ort	 auswirkte.499 	Ob	 und	 inwiefern	 sich	 das	
gesellschaftliche	 Verhalten	 der	 Bonner	 nach	 der	 Verkündung	 der	 „Nürnberger	
Gesetze“	verändert	hat,	wird	im	Nachfolgenden	überprüft.	Gerade	hier	eignet	sich	die	
Mikroebene	 als	 Korrektiv	 gegenüber	 der	 überregionalen	 Forschung.	 Betrachtet	
















Von	 September	 1935	 bis	 zum	 Ende	 der	 NS-Herrschaft	 wurden	 im	 Deutschen	 Reich	
tausende	 Ermittlungsverfahren	 gegen	 „Rassenschänder“	 geführt	 und	 circa	 2.000	
jüdische	 und	 nicht-jüdische	 Männer	 verurteilt.500	Die	 gängige	 Praxis	 der	 sexuellen	
Beziehungen	 und	 des	 sozialen	Miteinanders	 zwischen	 Juden	 und	Nicht-Juden	wurde	
kriminalisiert,	es	„entstand	ein	sehr	spezifischer	Kommunikations-	und	Handlungsraum,	
der	 das	 gewachsene	 Miteinander	 [...]	 im	 Alltag	 zur	 Disposition	 stellte.“501	Anhand	
folgender	Fälle	aus	Bonn	soll	dies	illustriert	werden.			
	 Albert	 Kussel	 wurde	 im	 April	 1936	 zu	 einem	 Jahr	 und	 zwei	Monaten	 Gefängnis	
wegen	„Rassenschande“	verurteilt.	Die	Haftzeit	saß	er	 in	Bonn	und	Wittlich	ab.	Mitte	
Juni	 1938	 wurde	 er	 erneut	 verhaftet	 und	 als	 „Asozialer“	 in	 das	 Konzentrationslager	
Sachsenhausen	 eingeliefert,	 von	wo	 er	 Anfang	August	 1938	 entlassen	wurde.	 Kussel	
war	 als	 „Asozialer“	 klassifiziert	 worden,	 weil	 er	 als	 Jude	 wegen	 „Rassenschande“	
vorbestraft	war	und	 somit	 nach	nationalsozialistischer	Rechtsauffassung	als	 kriminell	
galt.	 Die	 genaueren	 Hintergründe	 des	 Falles	 sind	 aus	 der	 Wiedergutmachungsakte	
nicht	 ersichtlich.502	Der	 Friseur	 Erich	 Schlauss	 aus	 Bad	 Godesberg	 –	 er	 war	 nach	
nationalsozialistischer	Definition	ein	so	genannter	Geltungsjude	–	wurde	am	1.	Februar	


















berichtete	 „Der	 Stürmer“	 unter	 dem	 Titel	 „Rassenschande	 ohne	 End“,	 dass	 der	
jüdische	 Bonner	 Julius	 Nathan	 zu	 drei	 Jahren	 Zuchthaus	 verurteilt	 wurde. 505 	Die	
Veröffentlichung	 der	 Namen,	 oftmals	 einhergehend	 mit	 einer	 Schilderung	 des	
angeblichen	Tatbestandes,506	führte	nicht	nur	 zu	einer	weiteren	Diffamierung	 für	die	




einer	 in	 Königswinter	 wohnenden	 Jüdin 507 	gehabt	 zu	 haben. 508 	Arthur	 Samuel	
berichtete	 in	seinen	Lebenserinnerungen	von	einem	 ihm	bekannten	Ehepaar:	Bereits	
vor	1933	geheiratet,	 blieb	es	 trotz	 zunehmender	 Schwierigkeiten,	wie	beispielsweise	
der	 Kündigung	 des	 jüdischen	 Ehemannes	 und	 seiner	 andauernden	 Erwerbslosigkeit	
zusammen.	Als	er	jedoch	eine	Affäre	mit	einer	anderen,	nicht-jüdischen	Frau	begann,	
informierte	seine	Ehefrau	die	Gestapo.	Der	Mann	wurde	„in	flagranti	gestellt“	und	im	
anschließenden	 Prozess	 wegen	 „Rassenschande“	 mit	 acht	 Jahren	 Zuchthaus	
bestraft.509	Obgleich	die	Hintergründe	 für	die	oben	beschriebenen	Fälle	aufgrund	der	
schwierigen	Quellenlage	nur	bis	zu	einem	gewissen	Grad	rekonstruierbar	sind,	 lassen	
sich	 zwei	 Aspekte	 herausarbeiten.	 Erstens	 führte	 „Der	 Stürmer“	 wie	 auch	 der	
„Westdeutsche	 Beobachter“	 sowohl	 den	 nicht-jüdischen	 als	 auch	 den	 jüdischen	
Bonnern	 wiederholt	 und	 anhand	 konkreter	 Beispiele	 aus	 ihrer	 unmittelbaren	
Umgebung	die	Konsequenzen	von	gemeinsamen	sexuellen	Beziehungen	vor	Augen.	Ob	
und	 inwieweit	die	Kampagne	des	„Stürmers“	die	 intendierte	Verhaltensänderung	bei	













Bekannten	 oder	 Nachbarn	 denunziert	 wurden.510	Nur	 diese	 hatten	 Einblick	 in	 die	
Lebensumstände	der	Paare.	Ähnlich	sieht	es	Przyrembel,	die	feststellte,	dass	nicht	nur	





nicht	 gekannte	 und	 neu	 gezogene	Grenze	 überschritten.	 Ihre	 sexuellen	 Beziehungen	
stellten	fortan	ein	strafrechtliches	Vergehen	dar	und	sie	wurden	öffentlich	diffamiert.	
Die	 Inhaftierung	 der	 Betroffenen	 in	 Zuchthäusern	 und	 Konzentrationslagern	war	 die	
juristische	 Konsequenz.	 Die	 Bonner	 Kriminalpolizei	 setzte	 die	 antisemitische	
Gesetzgebung	 um.	Norbert	 Schloßmacher	 bemerkte,	 dass	 „den	Beamten	 vor	Ort	 zur	
Durchführung	 der	 Erlasse	 große	 Freiräume	 für	 eigenmächtiges	 Handeln	 und	
Eigeninitiative	zugestanden	[wurde].	Nicht	nur	setzten	sie	die	Erlasse	konsequent	um,	
vielmehr	trafen	diese	auf	breite	Zustimmung	innerhalb	der	Behörde.“512				
	 Das	 „Blutschutzgesetz“	 schränkte	 die	 persönliche	 Freiheit	 der	 Juden	 und	 deren	
Interaktionen	mit	 den	 nicht-jüdischen	 Bonnern	 erheblich	 ein;	 es	 entwickelte	 sich	 zu	
einem	 Instrument	der	Unterdrückung	und	 Exklusion	der	 jüdischen	Minderheit.	Denn	
der	 Vorwurf	 der	 „Rassenschande“	 konnte	 leichtfertig	 erhoben	 werden	 und	 schuf	 in	
zwischenmenschlichen	 Beziehungen	 ein	 Klima	 der	 Unsicherheit	 und	 Angst	 –	 das	
gesellschaftliche	Miteinander	veränderte	sich	spürbar,	wie	in	den	Abschnitten	4.3	und	
4.5	 gezeigt	 wird.	 Nachfolgend	 soll	 zunächst	 untersucht	 werden,	 wie	 nicht-jüdische	




















worden,	 Paaren	 mit	 jüdischer	 und	 nicht-jüdischer	 Herkunft	 eindringlich	 von	 der	
geplanten	Eheschließung	abzuraten.514		
	 Das	 einzelne	 Bonner	 schon	 früh	 versuchten,	 die	 veränderte	 politische	 Lage	 zu	
ihren	Gunsten	zu	nutzen,	zeigt	der	Fall	des	Bonner	Amtsgerichts-	und	Universitätsrats	
Dr.	 Wildt.	 Er	 bemühte	 sich	 bereits	 im	 Spätsommer	 1933	 auf	 jegliche	 Weise,	 die	
Eheschließung	 seine	 Sohnes	 Walter	 Wildt	 mit	 Hanny	 Naschesky	 zu	 verhindern.	
Naschesky	war	 jüdischer	Abstammung	und	nach	dem	Ersten	Weltkrieg	aus	Polen	 ins	




So	 schrieb	 er	 im	 Spätsommer	 und	 Herbst	 1933	 mehrere	 Briefe	 an	 das	 Standesamt	
Bonn	in	denen	er	auch	die	jüdische	Abstammung	Nascheskys	als	Hinderungsgrund	für	
die	 geplante	 Heirat	 anführte.	 Wildt	 argumentierte,	 dass	 die	 Gesetzgebung	 der	
Nationalsozialisten	ohnehin	zu	einem	Verbot	der	Ehe	zwischen	Juden	und	Nicht-Juden	




	 „Gegen	 die	 Jüdin	 Naschesky	 schwebt	 ein	 Ausweisungsverfahren,	 was	











Wildt	 versuchte,	 die	 veränderte	 politische	 Lage	 für	 seine	 Zwecke	 zu	 nutzen	 und	
instrumentalisierte	 den	 staatlich	 sanktionierten	 Antisemitismus.	 Hierbei	 griff	 er	 in	
seiner	 Argumentation	 den	 „Nürnberger	 Gesetzen“	 vom	 September	 1935	 vor.	 Dass	
seine	üble	Nachrede	 für	 ihn	keinerlei	Konsequenzen	hatte,	war	auch	ein	Zeichen	 für	
den	 beginnenden	 Wandel	 der	 Bonner	 Gesellschaft	 hin	 zur	 nationalsozialistischen	
„Volksgemeinschaft“.	517	
	 Knapp	zwei	 Jahre	später	sollte	sich	die	Vorhersage	Wildts	bewahrheiten.	Am	15.	
September	 1935	 wurden	 die	 „Nürnberger	 Gesetze“	 erlassen.	 Weitere	 drei	 Jahre	
später,	am	6.	Juli	1938,	wurden	durch	das	„Gesetz	zur	Vereinheitlichung	des	Rechts	der	
Eheschließung	 und	 der	 Ehescheidung“	 rassische	 Gründe	 als	 Scheidungsgrund	 für	
zulässig	 erklärt. 518 	Partnerschaften	 und	 auch	 bereits	 bestehende	 Ehen	 sahen	 sich	
zunehmendem	 Druck	 von	 staatlicher	 wie	 auch	 gesellschaftlicher	 Seite	 ausgesetzt.519	
Die	 nicht-jüdischen	 Partner	 reagierten	 auf	 unterschiedliche	 Weise,	 auf	 die	
nationalsozialistische	 Handlungsforderung	 sich	 zu	 trennen.	 Folgende	 Auswahl	 von	
Bonner	Paaren	soll	dies	veranschaulichen:520	
	 Therese	 Charlier	 führte	 in	 der	 Baumschulallee	 eine	Weinbar.	 Sie	war	mit	 ihrem	
jüdischen	 Geschäftsführer	 David	 Rapoport	 liiert.	 Nach	 der	 Machtübernahme	
boykottierten	 die	 örtlichen	 Nationalsozialisten	 das	 Lokal	 wegen	 ihrer	 Beziehung.	
Rapoport	gab	schließlich	seine	Position	auf,	um	weitere	Aktionen	zu	verhindern.	Trotz	






















	 Ihrem	 Lebensbericht	 zufolge	 durfte	 sich	 Eva	 Loeb	 aufgrund	 der	 „Nürnberger	
Gesetze“	 nicht	 mit	 ihrem	 Verlobten	 Paul	 Glees	 vermählen.	 Im	 Dezember	 1935	
emigrierte	sie	nach	Holland,	wohin	ihr	Glees	im	Juli	1936	folgte.	Von	dort	aus	zogen	sie	
nach	England,	wo	sie	schließlich	heirateten.522		
	 Andreas	 Dotterweich	 und	 seine	 jüdische	 Ehefrau	 Charlotte	 betrieben	 seit	 1914	
einen	Friseurladen	mit	Parfümerie.	Die	ersten	Boykottmaßnahmen	gegen	das	Geschäft	
hatten	bereits	1931	begonnen,	steigerten	sich	jedoch	stark	im	Laufe	der	Jahre.	Große	
Teile	 der	 Kundschaft	 insbesondere	 der	 höheren	 Gesellschaftsschichten	 und	 die	 im	
öffentlichen	 Dienst	 arbeitenden	 Kunden	 blieben	 aus	 politischen	 Erwägungen	 dem	
Salon	fern.	Charlotte	Dotterweich	wurde	aus	dem	gemeinsamen	Geschäft	gedrängt,	als	
sich	eine	Angestellte	über	ihr	„inkorrektes“	Verhalten	beschwerte.	Trotz	gegenteiliger	
Zeugenaussagen	 konnte	 die	 Angestellte	 durchsetzen,	 dass	 es	 für	 sie	 nicht	 zumutbar	
sei,	unter	einer	Jüdin	zu	arbeiten.	Nach	dem	Novemberpogrom	wurde	an	das	Haus	der	
Familie	 ein	 Judenstern	 angebracht.	 Auch	 der	 gemeinsame	 Sohn	 wurde	 zunehmend	
diskriminiert	 und	 u.	a.	 in	 seinem	Ausbildungsbetrieb	AKG	 in	 Köln	 aus	 der	Werkschar	




dieses	 Zeitraums	 fast	 ausschließlich	 um	 seine	 Frau,	 die	 kurz	 vor	 einem	









	 Hildegard	 Sabo	 war	 mit	 (Vorname	 unbekannt)	 Sabo	 verheiratet.	 Als	 sie	 im	
Dezember	 1933	 die	 große	 juristische	 Staatsprüfung	 beim	 ersten	Mal	 nicht	 bestand,	
durfte	 sie	diese	als	 Jüdin	nicht	wiederholen.	 Sie	 eröffnete	daraufhin	 im	 Jahr	1934	 in	
Bonn	ein	Rechtsberatungsbüro,	wobei	 ihr	 diese	 Tätigkeit	 kurze	 Zeit	 später	 untersagt	
wurde,	 sodass	 sie	 ab	 diesem	 Zeitpunkt	 keinen	 Beruf	 mehr	 ausüben	 konnte.	 1943	
wurde	 sie	 zur	 Zwangsarbeit	 verpflichtet.	 Wie	 das	 Paar	 die	 Zeit	 bis	 Kriegsende	
verbrachte,	 konnte	 vom	Wiedergutmachungsamt	nicht	 abschließend	geklärt	werden.	
Gesichert	ist,	dass	ihr	Mann	während	der	gesamten	Zeit	des	Nationalsozialismus	stets	
zu	 ihr	 stand.524		 Jenny	 Annemarie	 Davids	 jüdischer	 Ehemann	 (Vornamen	 unbekannt)	
wurde	im	Mai	1944	in	das	Barackenlager	nach	Köln-Müngersdorf	eingewiesen	und	von	
dort	 aus	 zur	 Zwangsarbeit	 bei	 der	 Firma	 Glanzstoff	 verpflichtet.	 Im	 Rahmen	 seiner	
Arbeit	zog	er	sich	eine	Schwefelkohlenstoff-Vergiftung	zu,	weswegen	er	im	Juni	1944	in	
das	„jüdische	Krankenhaus“	verlegt	wurde.	Am	24.	September	1944	ermöglichte	Jenny	





heiratete	 im	 Oktober	 1945.526	Käthe	 Hamlet	 trat	 nach	 der	 Eheschließung	 mit	 ihrem	
Mann	 Louis	 zum	 jüdischen	 Glauben	 über.	 Der	 gemeinsame	 Sohn	 Rolf	 wurde	 1930	
geboren.	 Rolfs	 Erinnerungen	 zufolge	 wurde	 Käthe	 nach	 Erlass	 der	 „Nürnberger	
Gesetze“	 mehrfach	 nahegelegt,	 sich	 zu	 trennen.	 Sie	 weigerte	 sich.	 Um	 Druck	
















	 Viele	 der	 nicht-jüdischen	 Bonner,	 die	 in	 Beziehungen	 zu	 Juden	 waren,	 sei	 es	
aufgrund	einer	Partnerschaft	oder	Ehe,	 trennten	sich	 trotz	des	zunehmenden	Drucks	
von	nationalsozialistischer	wie	auch	gesellschaftlicher	Seite	nicht.	Abhängig	von	ihren	
Lebensumständen	 reagierten	 sie	 auf	 unterschiedliche	 Weise	 auf	 die	 „Nürnberger	




trennten	 sich	 nicht,	 auch	 wenn	 sie	 von	 den	 Behörden	 oder	 NSDAP-Parteiaktivisten	
wiederholt	 dazu	 aufgefordert	wurden.	 Sie	 ertrugen	 gemeinsam	 den	 immer	 prekärer	
werdenden	Alltag	 und	 erlitten	 oftmals	 signifikante	 finanzielle	 Einbußen.	 Dank	 dieser	




vor	 Repressionen	 ihr	 Liebesverhältnis	 zu	 einem	 nicht-jüdischen	 Mann. 529 	Ebenso	
scheiterte	die	Ehe	 ihres	Vaters	Ludwig	Waldmann	mit	 seiner	 zweiten	nicht-jüdischen	
Ehefrau	 Therese,	 geborene	 Spindler.	 Ludwig	 Waldmann	 war	 aus	 dem	 städtischen	
Orchester	Bonn	entlassen	worden	und	fortan	arbeitslos.530	Den	Trennungswunsch	von	
Therese	Waldmann	und	die	Scheidung	am	2.	Juli	1936	führte	Else	Waldmann	in	einem	
Zeitzeugeninterview	 darauf	 zurück,	 dass	 diese	 nach	 dem	 Erlass	 der	 „Nürnberger	
Gesetze“	 und	 aufgrund	 der	 Erwerbslosigkeit	 Waldmanns	 nicht	 mehr	 zu	 ihm	 stehen	
wollte.531	Auch	 die	 erste	 Ehe	 von	 Johanna	 Arensberg	 zerbrach.	 Ihr	 nicht-jüdischer	













geworden	 war.532	Samuel	 berichtete	 in	 seinen	 Lebenserinnerungen	 von	 einem	 ihm	
bekannten	Ehepaar,	bei	welchem	sich	der	nicht-jüdische	Ehemann	nach	1936	trennte.	
Die	Ehefrau	befürchtete,	die	 zwei	gemeinsamen	Kinder	 zu	verlieren	und	verweigerte	
die	 Scheidung.	 Samuels	 Aussage	 nach	 hatte	 der	 Mann	 jedoch	 Beziehungen	 zur	
örtlichen	 NSDAP	 und	 dem	 zuständigen	 Gericht.	 Er	 konnte	 die	 Scheidung	 zügig	
durchsetzen	 und	 auch	 die	 Kinder	 wurden	 ihm	 zugesprochen.533	Die	 antisemitische	
Gesetzgebung	stellte	also	nicht	nur	bestehende	Beziehungen	vor	vielfältige	Probleme	
und	 Herausforderungen,	 sondern	 diskriminierte	 zudem	 jüdische	 gegenüber	 nicht-
jüdischen	Partnern	in	Trennungsfällen	vor	dem	Gericht.534		
	 Für	 die	 dokumentierten	 Fälle	 in	 Bonn	 ist	 zu	 konstatieren,	 dass	 viele	 der	 nicht-
jüdischen	 zu	 ihren	 jüdischen	 Partnern	 hielten.	 Auch	 wenn	 eine	 vollständige	
Auswertung	für	Bonn	aufgrund	der	Quellenlage	nicht	mehr	möglich	ist,	scheint	sich	die	
Aussage	 Burleighs	 zu	 bestätigen,	 nach	 der	 verhältnismäßig	 wenige,	 nämlich	 sieben	
Prozent,	aller	„Mischehen“	 im	Deutschen	Reich	geschieden	wurden.535	Wie	bereits	 in	





Beziehungen	 von	 Bonnern	 in	 „gemischten“	 Beziehungen	 aufgrund	 der	 neuen	
gesetzlichen	 Situation	 verändert	 haben.	 Im	 nachfolgenden	 Kapitel	 soll	 überprüft	














Aufgrund	 der	 neuen	 Gesetzgebung	 zerbrachen	 nicht	 nur	 Partnerschaften;	 die	
zunehmende	 Distanzierung	 und	 Diskriminierung	 durchzog	 alle	 Bereiche	 der	
zwischenmenschlichen	Beziehungen	bis	hin	zum	geschäftlichen	Umgang	miteinander.	
In	 Abschnitt	 3.4.4	 wurde	 bereits	 dargelegt,	 wie	 das	 Gros	 des	 kaufenden	 Publikums	
nach	 Erlass	 der	 „Nürnberger	 Gesetze“	 auf	 den	 Einkauf	 in	 „jüdischen“	 Geschäften	
verzichtete.	 So	 berichtete	 Rickert	 bereits	 im	 Lagebericht	 von	 Oktober	 1935,	 dass	
diejenigen	Bonner,	die	bis	dato	noch	in	„jüdischen“	Geschäften	eingekauft	hatten,	sich	
merklich	 zurückzögen. 536 	Für	 Dezember	 1935	 konstatierte	 er,	 dass	 allgemein	 ein	
sichtbares	 Abrücken	 der	 nicht-jüdischen	 Bevölkerung	 gegenüber	 den	 Juden	 zu	
beobachten	 sei. 537 	Wie	 sich	 die	 Distanzierung	 auch	 in	 anderen	 Lebensbereichen	
manifestierte,	wird	im	Nachfolgenden	beschrieben.		
	 Die	Suggestion,	Juden	seien	anders	und	nicht	zugehörig	zur	nationalsozialistischen	
Volksgemeinschaft,	 aufs	 Genauste	 definiert	 durch	 das	 „Blutschutzgesetz“,	 führte	
zunehmend	 dazu,	 dass	 Nicht-Juden	 zu	 den	 „Bürgern	 zweiter	 Klasse“	 auf	 Distanz	
gingen.	 Grenzen	 wurden	 verschoben,	 neu	 festgeschrieben	 und	 zementiert.	 Die	
überwiegende	 Mehrheit	 nahm	 die	 „Nürnberger	 Gesetze“	 hin,	 und	 nur	 wenige	
Personen,	 die	 in	 persönlichen	Beziehungen	 zu	 Juden	 standen,	wiedersetzen	 sich	 der	
antisemitischen	 Politik.538	Andere	 entschieden	 sich	 hingegen	 über	 die	 gesetzlichen	
Rahmenbedingungen	 hinaus,	 Juden	 zu	 diskriminieren.	 Sie	 verweigerten	 selbst	 in	
scheinbar	alltäglichen	Situationen	den	Kontakt	zu	oder	die	 Interaktion	mit	 ihnen	und	
übernahmen	somit	aus	eigenem	Antrieb	eine	aktive	Rolle	bei	der	Exklusion	der	Juden	
aus	 der	 „Bonner	 Volksgemeinschaft“.539	Folgende	 Beispiele	 aus	 Bonn	 sollen	 dieses	












aufgeführten	 Bereichen	 noch	 ein	 möglichst	 breites	 Spektrum	 der	
Interaktionsmöglichkeiten	zwischen	Juden	und	Nicht-Juden	abdecken.	
	 Gisela	 Karpel	 wollte	 nach	 dem	 Besuch	 des	 Lyzeums	 ein	 Seminar	 für	
Kindergärtnerinnen	 in	Bonn	besuchen.	Zunächst	wurde	sie	dort	akzeptiert,	nach	dem	
Inkrafttreten	 der	 „Nürnberger	 Gesetze“	 wurde	 ihre	 Aufnahme	 aber	 mit	 der	
Begründung	 zurückgenommen,	 dass	 sie	 Jüdin	 sei.	 Sie	 war	 darauf	 ein	 Jahr	 als	
Haushälterin	tätig	und	bemühte	sich	erneut	um	den	Ausbildungsplatz,	wurde	aber	mit	
der	gleichen	Begründung	erneut	abgelehnt.540	Paula	Schmitz	arbeitete	als	Buchhalterin	
und	 Stenotypistin	 in	 verschiedenen	 Bonner	 Firmen.	 Ihre	 letzte	 Arbeitsstelle	 war	 die	
Firma	 Hans	 Zörner	 in	 Bonn.	 Ihr	 wurde	 am	 31.	 Dezember	 1935	mit	 der	 Begründung	
gekündigt,	dass	sie	„als	nicht	arische	Person	nicht	weiter	beschäftigt	werden	könne.“541		
	 Hermann	 Rosenthal,	 geboren	 am	 16.	 Februar	 1921,	 war	 „Mischling	 1.	 Grades“.	
Wegen	 seiner	 jüdischen	 „Abstammung“	wurde	 er	 von	Mitschülern	 des	 Ernst-Moritz-
Arndt	 Gymnasiums	 derart	 drangsaliert,	 dass	 er	 die	 Schule	 auf	 Anraten	 seines	
damaligen	 Klassenlehrers	 Dr.	 Sommer	 verließ. 542 	Günther	 Bucki	 wurde	 seinen	
Lebenserinnerungen	 zufolge	 nach	 dem	 Erlass	 der	 „Nürnberger	 Gesetze“	 vom	
Beethoven-Gymnasium	 verwiesen. 543 	Der	 „Mischling“	 Carl	 Nussbaum	 erklärte	 in	
seinem	 Lebensbericht,	 dass	 er	 zwar	 nicht	 von	 seiner	 Privatschule,	 dem	 Deutschen	
Kolleg	 in	 der	 Rheinallee,	 verwiesen	 wurde	 und	 sich	 weiter	 im	 Verein	 sportlich	
betätigen	 durfte,	 ihm	 aber	 „Deutsche	 Sportabzeichen“	 wegen	 seiner	 jüdischen	
Abstammung	verwehrt	wurden.544		
	 Die	soziale	Ausgrenzung	vor	Ort	manifestierte	sich	auch	in	Vereinen.	Die	„Lese	und	
Erholungsgesellschaft“	 existierte	 in	 Bonn	 nachweislich	 seit	 1788.	 Berühmte	 jüdische	
Mitglieder	 des	 Vereins	 waren	 u.	a.	 Prof.	 Dr.	 Felix	 Hausdorff	 oder	 Prof.	 Dr.	 Adolf	
Nussbaum,	 die	 in	 den	 Mitgliederlisten	 von	 1928	 und	 1934	 aufgeführt	 waren.	 1936	













mit	 dem	 Paragraph	 3	 nun	 auch	 eine	 exkludierende	 Komponente	 auf	 Grundlage	 der	




der	 „Gesellschaft	 der	 Freunde	 und	 Förderer	 des	 Rheinischen	 Landesmuseums“	 auf.	
Dies	 nahmen	 Landeshauptmann	 Haake	 und	 Kulturreferent	 Apffelstaedt	 zum	 Anlass,	
die	Mitgliederliste	auf	 Juden	sowie	„Mischlinge“	zu	überprüfen.	Am	23.	 Juli	erhielten	
Prof.	Dr.	Wilhelm	Levison	und	Prof.	Dr.	Rudolf	Hertz	Schreiben	mit	folgenden	Wortlaut	
von	 Apffelstaedt:	 „Im	 Zuge	 der	 Neugestaltung	 des	 ehemaligen	 Bonner	
Altertumsvereins	 erachte	 ich	 mit	 dem	 heutigen	 Tage	 ihre	 Mitgliedschaft	 als	
erloschen.“546		
	 Auch	 wenn	 manche	 Handlungen	 unbedeutend	 wirkten,	 so	 hatten	 auch	 sie	
Auswirkungen	 auf	 die	 soziale	 Praxis	 vor	 Ort.	 So	 lehnten	 es	 laut	 Aussage	 von	 Alois	
Schmehr	 Tankstellenwarte	 ab,	 dem	 „Mischling“	 Josef	 Koch	 wegen	 seiner	 jüdischen	
Abstammung	Bier	zu	verkaufen.547	Theo	Schafgans	berichtete	an	das	Rechtsamt	Bonn	
im	Januar	1947,	dass	der	Besitzer	des	Hotels	Stern,	Haupt,	ihn	und	seine	jüdische	Frau	
persönlich	 gebeten	 hatte,	 nicht	 mehr	 seine	 Gaststätte	 aufzusuchen.	 Sein	 Anliegen	
rechtfertigte	Haupt	mit	dem	Hinweis,	 dass	 ihn	ein	 anderer	Gast,	 der	Geschäftsmann	
Fritz	 Wilden,	 erklärt	 hatte,	 dass	 es	 nicht	 zumutbar	 sei	 mit	 einer	 Jüdin	 in	 einer	
Gaststätte	zu	sitzen.548	Obgleich	keinerlei	rechtliche	Grundlage	existierte,	folgte	Haupt	
der	 Handlungsaufforderung	 eines	 Gastes	 und	 diskriminierte	 dadurch	 die	 Familie	
Schafgans.	 Damit	 passte	 er	 sich	 der	 sozialen	 Praxis	 der	 Ausgrenzung	 an	 und	 trug	
gleichzeitig	zu	ihrer	Herstellung	bei.		
	 Exkludierende	 Handlungen	 gegenüber	 Juden	 nahmen	 in	 nahezu	 allen	










hinreichendes	 Argument,	 um	 über	 die	 Gesetzgebung	 hinaus	 Arbeitsverhältnisse	 zu	
beenden,	aber	auch	geringe	Dienstleistungen	zu	verweigern.		
	 Der	 nachfolgende	 Fall	 illustriert	 die	 unterschiedlichen	 Handlungsmöglichkeiten,	
die	 auch	noch	Mitte	 bzw.	 Ende	1936	bestanden:	 Jungbannführer	Heinz	Oedenkoven	
klagte	 den	 Lehrer	 Woelki	 aus	 Grau-Rheindorf	 am	 5.	 Juni	 1936	 wegen	 seiner	
„judenfreundlichen“	 Haltung	 beim	 Kreisschulrat	 Bonn-Stadt,	 der	 Kreisleitung	 der	
NSDAP	 und	 dem	Kreisamtsleiter	 des	Nationalsozialistischen	 Lehrerbundes	 an.	 Dieser	
hatte	 angeblich	 das	 Singen	 des	 Liedes	 „Es	 steht	 in	 der	 Westmark“	 wegen	 des	
Kehrreims	 „Parole	 sie	 bleibet:	 die	 Juden	 schmeisst	 raus“	 untersagt. 549 	Als	 der	
Kreisschulrat	 die	 Angelegenheit	 weiter	 untersuchte,	 stellte	 sich	 allerdings	 ein	
komplexerer	 Sachverhalt	 heraus.	 Die	 Jungen,	 die	 ihren	 Lehrer	 beschuldigt	 hatten,	





verbot	 derartiges	 Handeln.	 Das	 Kreisschulamt	 beklagte	 in	 der	 Stellungnahme	 an	
Rickert	 die	 „Disziplinlosigkeit“	 der	 Schüler	 und	 erklärte,	 dass	 die	 Vorwürfe	 der	
„Judenfreundlichkeit“	 gegen	 Woelki	 so	 nicht	 haltbar	 seien. 550 	Hierbei	 lassen	 sich	
mehrere	 Gesichtspunkte	 herausarbeiten:	 Zunächst	 scheinen	 die	 Jugendlichen	 die	
Degradierung	 der	 Bonner	 Juden	 durch	 die	 „Nürnberger	 Gesetze“	 sowie	 ihre	
zunehmende	 Exklusion	 aus	 dem	 Alltag	 wahrgenommen	 und	 derart	 interpretiert	 zu	
haben,	 dass	 sie	 sich	 daran	 beteiligten.	 Der	 sozialen	 Praxis	 entsprechend	 und	
einhergehend	 mit	 der	 weitgehenden	 Machtlosigkeit	 der	 Juden	 gegenüber	 solchen	
Übergriffen	 sahen	 sie	 sich	 in	 ihrem	Handeln	bestätigt	 und	nutzten	die	 Situation	aus.	
Darüber	hinaus	sollten	abweichende	Meinungen	von	Nicht-Juden	unterdrückt	werden.	
Für	 diese	 Interpretation	 spricht	 auch	die	Aussage	des	 Jungbannführers	Oedenkoven,	
der	 in	 seinem	 Schreiben	 erklärte:	 „Es	 ist	 wohl	 selbstverständlich,	 daß	 mit	 solchen	









war	 zumindest	 eines	 der	 Hauptargumente	 des	 Kreisschulrats	 wie	 auch	 Rickerts	
gegenüber	NSDAP-Kreisleiter	Weisheit.552	Daneben	 scheint	 es,	 dass	 „Einzelaktionen“,	
wie	die	der	Jugendlichen,	unerwünscht	waren.		
	 Die	 in	 diesem	 Abschnitt	 dargestellten	 Handlungen	 von	 Bonnern	 zeigen	 die	
gesamte	Bandbreite	auf,	die	laut	Popitz	zur	Minderung	sozialer	Teilhabe	führen:		
	
„[Sie]	 beginnen	 mit	 Distanzierungen,	 Nichtbemerken-Wollen,	
Kontaktvermeidung.	 Sie	 steigern	 sich	 zu	 Handlungen,	 die	 andere	
herabsetzten,	 verspotten	 [...]	 und	 dann	 weiter	 zu	 formellen	 Status-
Degradierungen.	 [...]	 Am	Ende	 steht	 der	 vollkommene	gesellschaftliche	
Ausschluß,	Vertreibung,	Einsperrung,	Entmündigung.“553		
	
Diejenigen	 nicht-jüdischen	 Bonner,	 die	 sich	 der	 Exklusion	 von	 Juden	 widersetzten,	
wurden	zunehmend	von	nationalsozialistischer	aber	auch	von	gesellschaftlicher	Seite	
unter	 Druck	 gesetzt.	 So	 nutzen	 Bonner	 Akteure	 beispielsweise	 den	 „Stürmer“	 oder	
städtische	 Instanzen,	 um	 nichtkonforme	 Interaktionen	mit	 Juden	 zu	 denunzieren.554	
Beispielsweise	berichtete	„Der	Stürmer“	1936,	dass	der	Bonner	Maximilian	Plück	und	
seine	 Frau	 die	 Synagoge	 in	 der	 alten	 Stadt	 Bonn	 „betreuten“;	 was	 der	 Autor	 unter	
“betreuen“	 verstand,	 ist	 aus	 dem	 Artikel	 nicht	 ersichtlich.	 Allerdings	 informierte	 er	














„Durch	 sofortige	 Kündigung	 gab	 aber	 der	 Betriebsverwalter	 der	 Firma	





Juden	 unter	 Beobachtung	 standen	 und	 registriert	 wurden:	 So	 bemerkte	 er	
beispielsweise	im	Jahr	1937,	„[d]er	Betriebsführer	des	Krankenhauses	B.	Brüder	in	Bonn	
kämpft	gegen	die	Aufklärung	des	Volkes	in	der	Judenfrage“556	oder	im	Jahr	1938,	„[im]	
Kaffee	 Viktor	 zu	 Bonn	 am	 Rhein	 werden	 Juden	 mit	 besonderer	 Vorliebe	
aufgenommen“557.		
	 Mehr	 Raum	 gab	 der	 „Der	 Stürmer“	 einem	 Leserbrief	 im	 Jahr	 1937.	 In	 diesem	
berichtete	ein	Bonner,	dass	sich	der	Jude	Hermann	Levy	an	der	Umfriedungsmauer	des	
NSDAP-Parteihauses	 erleichtert	 hatte.	 Dabei	 wurde	 er	 vom	 SA-Truppenführer	 Josef	
O.558	beobachtet	 und	 angezeigt.	 Levy	wurde	 daraufhin	 im	 Februar	 1937	 der	 Prozess	
gemacht.	Vor	Gericht	vertrat	ihn	der	Bonner	Anwalt	Wilhelm	Oedekoven	und	auch	ein	
nicht-jüdischer	 Arzt	 stellte	 ihm	 ein	 Zeugnis	 über	 seinen	 Gesundheitszustand	 aus.	
Letztlich	gelang	es	ihnen	nicht,	ihren	jüdischen	Mandaten	vor	drei	Wochen	Gefängnis	
zu	bewahren.559		
	 Dass	 sich	 die	 Nationalsozialisten	 bei	 der	 Durchsetzung	 der	 exkludierenden	
„Volksgemeinschaft“	 auf	 lokale	 Akteure	 verlassen	 konnten,	 beweist	 auch	 folgender	
Fall:	 Im	 März	 1938	 denunzierten	 der	 Verwaltungsanwärter	 Kraemer	 und	 der	
Kassenbote	 Nolden	 den	 Polizeisekretär	 der	 alten	 Stadt	 Bonn,	 Gedicke,	 bei	
Oberbürgermeister	Rickert,	weil	dieser	beim	Gemeindeball	 in	der	Beethovenhalle	mit	














Juden	 als	 nicht-konformes	 Verhalten	 im	 Sinne	 der	 exkludierenden	
„Volksgemeinschaft“	 gewertet	 wurden.562	Sie	 illustrieren	 auch,	 dass	 „Der	 Stürmer“	
bzw.	 die	 städtische	 Verwaltung	 auf	 lokale	 Akteure	 angewiesen	waren,	 die	 sich	 vom	




die	 Jüdin	 Charlotte	 Marburger.	 Im	 Zuge	 des	 Rechtsstreits	 wurde	 bei	 der	 anderen	
Partei,	 Jean	 Hoenscheid,	 Gegenstände	 gepfändet.	 Daraufhin	 griff	 Hoenscheid	 Grüne	
mit	folgenden	Worte	an:	
	
„Ich	 bitte	 sie	 diese	Gegenstände	 zur	 Versteigerung	 auszustellen,	 damit	
mir	 doch	 wenigstens	 hierdurch	 die	 Gelegenheit	 geboten	 wird,	 pro	
Publikation	 meinen	 Volksgenossen	 Aufklärung	 darüber	 zu	 geben,	 auf	
welche	 Art	 und	 Weise	 heute	 noch	 „Auchdeutsche“	 mit	 jüdisch-






















Pfänden	 seines	 Eigentums,	 zu	 diskreditieren	 und	 als	 verbrecherisch	 darzustellen.	
Zudem	 suggerierte	 er,	 dass	 Grüne	 aufgrund	 der	 rechtlichen	 Vertretung	 einer	 Jüdin	
nicht	mehr	Teil	der	„Volksgemeinschaft“	sei	bzw.	aus	ihr	ausgeschlossen	werden	sollte.	
Dabei	 griff	 Hoenscheid	 auf	 nationalsozialistische	 Propaganda	 zurück	 und	 versuchte,	
diese	 für	 seine	 Zwecke	 zu	 nutzen.	 Grüne	 stellte	 daraufhin	 einen	 Strafantrag	 wegen	
Beleidigung	 und	 Nötigungsversuch.	 Das	 Landgericht	 Bonn	 verurteilte	 Hoenscheid	 zu	
einer	Geldstrafe	von	300	RM;	aber	auch	die	Urteilsbegründung	ist	symptomatisch:	Das	
Gericht	 bezeichnete	 Hoenscheids	 Unterstellung	 von	 „jüdisch-marxistischen	







es	 wagen	 darf,	 einem	 deutschen	 Rechtswahrer	 Beziehungen	 zum	
Judentum	 vorzuwerfen.“	 [Der	 letzte	 Satz	war	 in	 der	Urteilsbegründung	
durchgestrichen,	Anmerkung	der	Autorin].565			
	
Die	 aufgeführten	 Beispiele	 belegen	 zweierlei	 Verhalten:	 Einerseits	 gab	 es	 noch	 eine	
Reihe	 von	 Bonnern,	 die	 trotz	 der	 geforderten	 Ausgrenzung	 von	 Juden	 mit	 diesen	
interagierten.	 Andererseits	 verweigerten	 viele	 Bonner,	 selbst	 in	 alltäglichen	
Begegnungen,	zunehmend	den	Kontakt	mit	Juden.	Manche	gingen	dabei	soweit,	nicht-














wer	 Jude	 oder	 „Mischling“	 war	 bzw.	 als	 solcher	 galt.	 Dies	 hatte	 zur	 Folge,	 dass	 auf	






Gestapostelle	 im	August	1935	damit	begonnen,	 so	genannte	 Judenkarteien	auf	Basis	
von	 Mitgliederlisten	 jüdischer	 Organisationen	 zu	 erstellen. 568 	Als	 die	 rassistische	
Gesetzgebung	 im	 September	 1935	 in	 Kraft	 trat,	 wurde	 jedoch	 eine	 weitere	
Ausdifferenzierung	notwendig.	Oberbürgermeister	 Rickert	 verfügte	 am	6.	März	 1936	
an	 alle	 städtischen	 Ämter,	 im	 Rahmen	 der	 „Bereinigung“	 von	 Wählerlisten	 die	
vorhandenen	Unterlagen,	soweit	möglich,	nach	Juden	und	jüdischen	„Mischlingen“	zu	
überprüfen.	 Im	 selben	 Schreiben	 erklärte	 er,	 dass	 das	 Einwohnermeldeamt	 Bonn	
bereits	mit	der	Aufgabe	betraut	sei,	sich	die	Erfassung	aber	insbesondere	in	Bezug	auf	
die	„Mischlinge“	als	schwierig	erwiese.569		
	 Auf	 Anweisung	 Rickerts	 erstellten	 die	 städtischen	 Stellen	 bis	 zum	 8.	 April	 1936	












1933	 aus	 dem	 öffentlichen	 Dienst	 entlassen	 worden.571	Im	 Zuge	 der	 „Nürnberger	
Gesetze“	wurden	nun	auch	die	Ehepartner	der	Beamten	in	der	Stadtverwaltung	Bonn	
evaluiert.	Am	9.	Oktober	1936	konnte	Rickert	berichten,	dass,	soweit	es	innerhalb	der	
kurzen	 Zeitspanne	 möglich	 gewesen	 sei,	 die	 Beamten	 den	 Nachweis	 der	 „arischen“	
Abstammung	 ihrer	 Ehepartner	 erbracht	 hätten.572	Am	 11.	 Januar	 1937	 folgte	 eine	
Aufstellung,	 in	 welcher	 durch	 ein	 Privatdienstverhältnis	 angestellte	 Personen	 der	
öffentlichen	Verwaltung	auf	 folgende	Kategorien	hin	überprüft	wurden:	„a)	Juden,	b)	






Die	 wenigen	 Juden	 die	 noch	 im	 öffentlichen	 Dienst	 verblieben	 waren,	 wurden	
aufgrund	 der	 1.	 Verordnung	 des	 „Reichsbürgergesetzes“	 zwangsweise	 in	 den	
Ruhestand	 versetzt.	 Davon	 betroffen	 waren	 an	 der	 Rheinischen	 Friedrich-Wilhelms-
Universität	 die	 Professoren	 Prof.	 Dr.	Wilhelm	 Levison,	 Prof.	 Dr.	 Felix	 Hausdorff	 und	
Prof.	 Dr.	 Otto	 Toeplitz. 575 	Letzterer	 bat	 aufgrund	 der	 Umstände,	 um	 seine	

















	 Bei	 der	 Entlassung	 von	 drei	 Musikern	 aus	 dem	 Städtischen	 Orchester	 waren	
Bonner	Akteure	aktiv	involviert	und	handelten	eigenmächtig.	Kurz	vor	dem	Erlass	der	
„Nürnberger	 Gesetze“,	 am	 6.	 August	 1935,	 kritisierte	 der	 NSDAP-Kreisleiter	 Hans	
Weisheit578	gegenüber	Oberbürgermeister	Rickert,	dass	 in	dem	Städtischen	Orchester	










über	 den	 persönlichen	 Hintergrund	 der	 drei	Musiker	 informieren	 und	 verfügte	 zwei	
Tage	 später	 und	 ohne	 rechtliche	 Grundlage,	 dass	 diese	mit	 sofortiger	Wirkung	 vom	




















nicht	 vereinbar	 ist.“ 580 	Die	 betroffenen	 Musiker	 legten	 gegen	 ihre	 Kündigungen	
Einspruch	 ein	 und	 zogen	 vor	 Gericht.	 Im	 November	 1936	 formulierte	 der	
Personaldezernent	 der	 Stadt	 Bonn	Graemer	 in	 einem	 Schriftverkehr	mit	Waldmanns	
Anwalt	 noch	 deutlicher	 als	 Rickert	 zuvor	 die	 Beweggründe	 für	 die	 Entlassungen	 und	
argumentierte	 auf	 Grundlage	 der	 „Nürnberger	 Gesetze“,	 die	 für	 die	 rechtliche	
Situation	allerdings	unerheblich	waren:		
	
„Heute	 [...]	 ist	 die	 Ausschaltung	 des	 Judentums	 aus	 dem	 öffentlichen	
Leben	eine	an	sich	gebieterisch,	mittlerweile	auch	für	die	Allgemeinheit	
selbstverständlich	gewordene	Notwendigkeit.	[...]	Hat	sich	so	bereits	das	
Volksempfinden	 umgestellt,	 so	 liegt	 es	 einem	 Behördenleiter	 in	 erster	
Linie	 ob,	 die	 nat.	 soz.	Weltanschauung	 zu	 beachten	 und	 als	 Folgerung	
hieraus	 die	 in	 den	 Nürnberger	 Gesetzen	 zum	 Ausdruck	 gebrachte	
Grundhaltung	 des	 Staates	 durchzuführen.	 Einen	 anderen	Weg	 als	 den	
der	fristlosen	Entlassung	gab	es	[nicht	mehr],	nachdem	die	beabsichtigte	
Zurruhesetzung	 an	 dem	 eigensüchtigen	 echt	 jüdischen	 Verhalten	 des	
Klägers	scheiterte.“	581	
	
Der	 rechtliche	 Prozess	 zog	 sich	 noch	 bis	 in	 das	 Jahr	 1937	 hinein.	 Die	 Einwände	 der	
betroffenen	 Musiker	 blieben	 erfolglos.	 Letztlich	 sorgte	 die	 veränderte	 Rechtslage	
dafür,	 dass	 die	 Anträge	 der	 drei	 Musiker	 abgelehnt	 wurden,	 in	 der	
Reichskulturkammer	 aufgenommen	 zu	 werden.	 Insbesondere	 Lieberz	 und	 Geese	
galten	 erst	 durch	 die	 Definitionen	 der	 „Nürnberger	 Gesetze“	 und	 weiterer	








Musikern	 jede	 Möglichkeit	 genommen	 wurde,	 ihren	 bisherigen	 Beruf	 weiter	
auszuüben.582		
	 Die	„Beweisführung“	Graemers	auf	Grundlage	der	„Nürnberger	Gesetze“	spiegelt	
das	 Verhalten	 von	 Teilen	 der	 Bonner	 Verwaltung	 wieder,	 die	 unabhängig	 von	 der	
gesetzlichen	 Grundlage	 bereit	 waren,	 die	 Handlungsaufforderung	 der	
nationalsozialistischen	Führung,	Juden	aus	dem	öffentlichen	Leben	auszugrenzen,	vor	
Ort	 eigenmächtig	 und	 mit	 vorauseilenden	 Gehorsam	 umsetzten.	 Ähnliche	 Vorgänge		






Bonner	 Behörden	 waren	 nach	 Inkrafttreten	 der	 „Nürnberger	 Gesetze“	 maßgeblich	
daran	beteiligt,	Juden	aus	dem	öffentlichen	Raum	zu	drängen.	Gruner	stellte	in	seiner	
Studie	fest,	dass	auf	lokaler	Ebene	exkludierende	Maßnahmen	eigeninitiativ	diskutiert	
und	 umgesetzt	 wurden,	 die	 oftmals	 der	 reichsweiten	 nationalsozialistischen	
Gesetzgebung	 	 vorgriffen.584	Bestätigt	 sahen	 sich	 die	 Akteure	 dabei	 durch	 die	 sich	
immer	 weiter	 verschärfende	 Gesetzgebung	 „von	 oben“.	 Gruners	 Erkenntnis	 kann	
durch	 die	 vorliegende	 Forschungsarbeit	 bestätigt	 werden.	 Anhand	 ausgewählter	




bei	 Oberbürgermeister	 Rickert.	 Der	 Bonner	 Stadtrat	 hatte	 zwar	 keine	











setzte	 sich	 aus	 NS-Funktionären,	 SA-Vertretern,	 „verdienten	 Bürgern“	 (nahezu	 alle	
waren	 NSDAP-Mitglieder),	 Vertretern	 der	Wirtschaft	 und	 städtischen	 Behörden	 und	
staatlichen	 Institutionen	 zusammen. 585 	Zunächst	 ist	 zu	 konstatieren,	 dass	 in	 den	
überlieferten	 Niederschriften	 der	 Ratsprotokolle	 erst	 nach	 den	 „Nürnberger	
Gesetzen“,	 konkret	 ab	 November	 1935,	 Juden	 und	 weitere	 Maßnahmen	 gegen	 sie	
erwähnt	 und	 thematisiert	 wurden.	 Anhand	 nachfolgender	 Beispiele	 wird	 ersichtlich,	
wie	 einzelne	 Ratsherren	 ihre	 Position	 zu	 nutzen	 suchten,	 um	 Bonner	 Juden	 auf	
unterschiedlichsten	Gebieten	zu	diskriminieren	oder	zu	exkludieren.		
	 Im	November	 1935	 stellte	 Ratsherr	 Saß	 zur	 Diskussion,	wie	 sich	 die	 Verwaltung	
verhalten	solle,	wenn	Beamte	oder	deren	Angehörige	weiterhin	bei	Juden	kauften.586	
Anscheinend	 spielte	er	 auf	 eine	 konkrete	Person	an,	denn	Rickert	 erklärte,	 dass	 ihm	
der	Fall	bekannt	sei	und	in	die	Personalakte	des	betreffenden	Beamten	aufgenommen	
würde.	 Eventuelle	 Konsequenzen,	 die	 Rickert	 nicht	 weiter	 ausführte,	 sollten	 folgen.	
Reinartz,	der	die	Positionen	des	SA-Standartenführers,	des	Bonner	Polizeidezernenten	
und	 eines	 Stadtrats	 innehatte,	 erklärte,	 dass	 er	 den	 Beamten	 befragt	 habe.	 Ihm	 sei	
versichert	 worden,	 dass	 der	 Einkauf	 ohne	 dessen	 Wissen	 durch	 eine	 Verwandte	
stattgefunden	 habe,	 während	 die	 Ehefrau	 im	 Krankenhaus	 lag. 587 	Mehrere	
Gesichtspunkte	 sind	 hieran	 interessant:	 Nicht	 einmal	 drei	 Jahre	 nach	 der	
Machtübernahme	 durch	 die	 Nationalsozialisten	 wurde	 einer	 eigentlich	 trivialen	
Handlung,	 dem	 Einkaufen	 in	 einem	 „jüdischen“	 Geschäft,	 eine	 derartige	Wichtigkeit	
beigemessen,	 dass	 in	 einer	 Stadtratssitzung	 darüber	 diskutiert	 wurde.	 Die	
aufgeführten	 Akteure	 versuchten	 die	 nationalsozialistische	 Handlungsaufforderung	
durchzusetzen,	 indem	 sie	 gegen	 den	 Beamten	 Disziplinarmaßnahmen	 erwogen.	
Reinartz	war	überdies	noch	direkt	mit	ihm	in	Kontakt	getreten	und	hatte	ihn	bedrängt.	
An	diesem	Beispiel	wird	ersichtlich	wie	die	Akteure	 ihre	Handlungsmöglichkeiten	vor	










	 Im	 Januar	 1936	 kritisierte	 NSDAP-Kreisleiter	 Weisheit,	 dass	 die	 Stadt	 für	
Religionsunterricht	 –	 auch	 den	 jüdischen	 –	 Geld	 zusteuere.	588	Jegliche	 Form	 von	
Unterstützung	 sollte	 seiner	Ansicht	nach	 für	 Einrichtungen	unterbleiben,	 die	nicht	 in	
das	Weltbild	 der	Nationalsozialisten	 passten.	 Rickert	 erklärte	 daraufhin,	 dass	 bereits	
alle	 Verpflichtungen	 unterbunden	worden	 seien,	 die	 nicht	 gesetzlich	 und	 vertraglich	
bindend	 waren. 589 	In	 einer	 weiteren	 Sitzung	 im	 September	 1936	 argumentierte	
Ratsherr	 Rüge	 in	 zwei	 voneinander	 unabhängigen	 Fällen	 gegen	 Juden.	 In	 der	 ersten	
Angelegenheit	 wurde	 sein	 Ansinnen	 abgelehnt,	 weil	 es	 sich	 bei	 dem	 von	 ihm	
diffamierten	Mann	um	den	Juden	Sartorsky	handelte,	der	polnischer	Herkunft	war	und	
laut	der	Ausführung	Rickerts	nicht	unter	die	deutsche	„arische“	Gesetzgebung	falle.	In	
der	 zweiten	 Angelegenheit	 versuchte	 Rüge	 eine	 Möglichkeit	 zu	 finden,	 wie	 einem	
jüdischen	 Interessenten	 der	 Zuschlag	 des	 Höchstbietenden	 bei	 der	







Frage,	 inwiefern	 die	 Stadt	 Bonn	 in	 eine	 Geschäftsbeziehung	mit	 Juden	 treten	 sollte	
bzw.	 dürfte.	 Bei	 der	 Restauration	 des	 Boeselager-Hofes 591 	hatten	 sich	 die	
Verantwortlichen	 der	 Stadt	 Bonn	 dazu	 entschieden,	 altes	 Inventar	 aus	 dem	 18.	














und	 Kulturgüter	 abzukaufen,	 als	 eben	 möglich	 sei,	 um	 sie	 so	 den	
deutschen	Volksgenossen	zurückzuführen	und	zu	erhalten.“593	
	
Zwei	 Aspekte	 an	 dieser	 Diskussion	 sind	 bezeichnend:	 Erstens	 sahen	 die	 beteiligten	
Ratsherren	 Juden	 so	 außerhalb	 der	 „Volksgemeinschaft“	 stehend,	 dass	 sie	 selbst	
geschäftliche	 Kontakte,	 die	 aufgrund	 der	 Einzigartigkeit	 der	 Gegenstände	 nicht	 bei	
einem	Nicht-Juden	erworben	werden	konnten,	als	unannehmbar	empfanden.	Zweitens	
wurde	 in	 der	 Diskussion	 wie	 selbstverständlich	 in	 die	 beiden	 Gruppen	 Juden	 und	
„Volksgenossen“	unterschieden.			
		 Diese	Denkweise	 spiegelt	 sich	auch	 in	den	beiden	Beispielen	aus	dem	 Jahr	1937	
wieder.	 Hier	 versuchten	 Ratsherren	 aktiv,	 die	 Trennung	 von	 Juden	 und	 Nicht-Juden	
durchzusetzen	 und	 Interaktionen	 zwischen	 den	 beiden	 Gruppen	 zu	 unterbinden.	 Im	
Januar	1937	schlug	Ratsherr	Saß	vor,	dass	 im	Bonner	Viktoriabad	ein	Nachmittag	 für	
Juden	 reserviert	 werden	 sollte,	 um	 diese	 von	 den	 „Volksgenossen“	 zu	 separieren.	
Baudirektor	Engelbert	hatte	diese	Frage	bereits	prüfen	lassen	und	war	zu	dem	Schluss	
gekommen,	 dass	 aufgrund	 der	 geringen	 Anzahl	 von	 Juden,	 die	 das	 Schwimmbad	
besuchen	 würden,	 sich	 diese	 Maßnahme	 finanziell	 nicht	 lohnen	 würde.	
Dementsprechend	lehnte	Rickert	den	Vorschlag	mit	der	Anmerkung	ab,	dass	sich	„die	
Volksgenossen	 [...]	 der	 Zudringlichkeit	 der	 Juden	 auf	 andere	 Weise	 erwehren	
müssen“.594	Hingegen	 wurde	 der	 Vorschlag	 von	 Ratsherrn	 Rüge	 vom	 Juli	 1937,	 die	
Beschilderung	„Juden	sind	unerwünscht“	im	Strandbad	anzubringen,	allgemein	wegen	
einfacher	Durchführbarkeit	befürwortet.595		
	 Wenige	Wochen	 vor	 dem	Novemberpogrom,	 am	14.	Oktober	 1938,	 diskutierten	
auf	 Initiative	 Rüges	 mehrere	 Bonner	 Ratsherren,	 u.	 a.	 Dr.	 Weber,	 Werntgen	 und	
Weller,	 den	 Geschehnissen	 vorgreifend,	 wie	 die	 Synagoge	 der	 alten	 Stadt	 Bonn	 am	








entwicklungsmäßig	 lösen	 werden.“596	Das	 Ziel	 der	 Ratsherren,	 jüdisches	 Leben	 und	
dessen	 sichtbare	 Zeichen	 gänzlich	 aus	 dem	 Stadtbild	 Bonns	 zu	 verbannen,	 wurde	
wenige	 Wochen	 später	 durch	 die	 Zerstörungen	 während	 des	 Novemberpogroms	
realisiert.		
	 Diese	puzzleartigen	Ausschnitte	 fügen	sich	zu	einem	kohärenten	Bild	zusammen.	
Auch	 wenn	 einzelne	 Ratsherren,	 wie	 beispielsweise	 Rüge,	 in	 ihren	 Bemühungen	
herausstachen,	 Bonner	 Juden	 aus	 der	 Gesellschaft	 zu	 exkludieren,	 so	 brachten	 auch	
andere	 Ratsherren	 ihre	 Vorschläge	 ein.	 Sie	 versuchten	 Juden	 in	 verschiedenen	
Lebensbereichen	 zu	 benachteiligen	 oder	 sie	 von	 der	 restlichen	 Gesellschaft	 zu	
separieren.	 Ihre	Vorschläge	 gingen	über	den	ohnehin	diskriminierenden	gesetzlichen	
Rahmen	 hinaus	 und	 waren	 häufig	 nicht	 umsetzbar.	 Aufgrund	 gesetzlicher	
Restriktionen	bzw.	pragmatischer	Erwägungen	 lehnte	Rickert	die	Mehrzahl	der	 Ideen	
ab.	War	der	Vorschlag	allerdings	 leicht	durchführbar,	wie	 im	Fall	des	Anbringens	der	
antisemitischen	 Schilder	 im	 Strandbad,	 befürwortete	 auch	 er	 die	 Maßnahmen.	 Es	
existiert	 keine	 Stellungnahme	 oder	 Wortmeldung	 eines	 Stadtrates,	 der	 sich	 gegen	
einen	 der	 antisemitischen	 Vorschläge	 aussprach.	 Gruner	 begriff	 die	 zunehmende	
Eigeninitiative	der	Kommunen	im	Hinblick	auf	antijüdische	Vorstöße	und	Maßnahmen	
in	 den	 Jahren	 1936	 und	 1937	 als	 eine	 Folge	 der	 Handlungsaufforderung	 höherer	




	 Die	 „Nürnberger	 Gesetze“	 sorgten	 dafür,	 dass	 die	 Exklusion	 der	 Juden		
gesellschaftsfähig	wurde.	Als	 Folge	etablierte	 sich	die	 soziale	Praxis	der	Ausgrenzung	
über	die	Jahre	mehr	und	mehr.	Hierfür	waren	sowohl	die	administrativen	Maßnahmen	
der	 nationalsozialistischen	 Führung,	 die	 Umsetzung	 und	 Durchführung	 durch	 die	











werden.	 Wie	 gezeigt	 wurde,	 waren	 Partnerschaften	 und	 Ehen	 ab	 September	 1935	
zwischen	 jüdischen	 und	 nicht-jüdischen	 Bonnern	 erheblichem	 Druck	 von	 staatlicher	
aber	auch	gesellschaftlicher	Seite	ausgesetzt.	Der	Vorwurf	der	„Rassenschande“	hatte	
für	die	Betroffenen	gravierende	Auswirkungen;	diese	konnten	von	einer	Haftstrafe	bis	
zur	 Inhaftierung	 in	 einem	 Konzentrationslager	 reichen.	 Die	 Angst	 vor	 solchen	
Anschuldigen	 sorgte	 dafür,	 dass	 auch	 nicht-sexuelle	 Freundschaften	 zerbrachen,	
womit	 eine	 weitere	 Interaktionsmöglichkeit	 zwischen	 jüdischen	 und	 nicht-jüdischen	
Bonnern	 unterbunden	 war.	 Darüber	 hinaus	 wandelte	 sich	 die	 soziale	 Praxis	 vor	 Ort	
nach	Inkrafttreten	der	„Nürnberger	Gesetze“	sichtbar.	Bonner	gingen	zu	Juden	selbst	
in	 alltäglichen	 Situationen	 auf	 Distanz	 und	 vermieden	 es	 beispielsweise,	 in	 deren	
Geschäften	einzukaufen;	hier	lässt	sich	ein	entscheidender	Verhaltenswandel	für	Ende	
1935	feststellen.		
	 Auch	 die	 Aussage	 von	Wolfgang	 Benz,	 nach	 der	 die	 „Nürnberger	 Gesetze“	 „als	
Rahmen	 staatlichen	 Handelns	 für	 alle	 Nichtbetroffenen	 abstrakt	 und	 gegenstandslos	
waren“598,	kann	so	nicht	bestätigt	werden.	Vielmehr	war	Bonner	Akteuren	sehr	wohl	
der	 diskriminierende	 Charakter	 der	 Gesetze	 bewusst.	 Sie	 sahen	 die	 „Nürnberger	
Gesetze“	 als	 nationalsozialistische	 Handlungsaufforderung	 und	 exkludierten	 Juden	
über	 den	 rechtlichen	 Rahmen	 hinaus	 auf	 verschiedenste	Weise	 und	 in	 nahezu	 allen	
Lebensbereichen.	 Auch	 muss	 Brechtkens	 Aussage,	 nach	 der	 sich	 für	 Juden	 als	
diskriminierte	 Minderheit	 nichts	 Grundlegendes	 änderte,	 widersprochen	 werden.	
Vielmehr	bestätigt	dieses	Kapitel	sowohl	Bajohrs	als	auch	Longerichs	Einschätzung,	der	
zufolge	 sich	 die	 „Nürnberger	 Gesetze“	 langfristig	 auf	 die	 soziale	 Praxis	 vor	 Ort	














Am	7.	November	 1938	 schoss	Herschel	 Feibel	Grynszpan	 in	 Paris	 auf	 den	deutschen	
Diplomaten	 Ernst	 vom	 Rath.	 Seine	 Tat	 wurde	 zum	 Vorwand	 für	 das	 von	 der	
nationalsozialistischen	 Führung	 initiierte	 reichsweite	 Pogrom	 gegen	 die	 Juden.	
Vorausgegangen	war	 dem	Attentat	 die	Deportation	 von	 ca.	 17.000	deutschen	 Juden	
polnischer	 Herkunft,	 unter	 denen	 sich	 auch	 Grynszpans	 Familie	 befand.600	Die	 so	
genannte	Polenaktion	soll	hier	nur	kurz	skizziert	werden:		
	 Am	 31.	 März	 1938	 verabschiedete	 das	 polnische	 Parlament	 ein	 Gesetz,	 nach	
welchem	 im	 Ausland	 lebenden	 Bürgern	 die	 Staatsbürgerschaft	 entzogen	 werden	
konnte,	wenn	 sie	 länger	als	 fünf	 Jahre	außerhalb	Polens	gelebt	bzw.	ein	öffentliches	
Amt	 in	 einem	 anderen	 Land	 inne	 hatten.	 Hierdurch	 wollte	 die	 polnische	 Regierung	
einer	 Massenausweisung	 verarmter	 Juden	 polnischer	 Herkunft	 aus	 dem	 Deutschen	
Reich	 zuvorkommen.	 Der	 Erlass	 sollte	 im	 Oktober	 1938	 umgesetzt	 werden,	 wobei	
diejenigen	Personen	davon	ausgenommen	waren,	die	vor	dem	30.	Oktober	1938	ihren	
Pass	 verlängern	oder	bestätigen	 ließen.	Die	nationalsozialistische	Führung	nahm	den	
Vorstoß	 der	 polnischen	 Regierung	 zum	 Anlass,	 um	 in	 einer	 reichsweit	 koordinierten	




















Grenze	 gebracht.	 Einige	 von	 ihnen	 durften	 aufgrund	 eines	 deutsch-polnischen	
Abkommens	 vom	 24.	 Januar	 1939	 für	 kurze	 Zeit	 nach	 Bonn	 zurückkehren,	 um	 ihre	
geschäftlichen	 Angelegenheiten	 zu	 regeln.	 Dann	 mussten	 sie	 gemeinsam	 mit	 ihren	
Familien	nach	Polen	ausreisen,	bzw.	 ihre	Angehörigen	mussten	 ihnen	bis	Mitte	1939	
folgen.	Gesichert	waren	von	der	Ausweisung	in	Bonn	die	Familien	Biglajsen,	Blaimann,	
Dronk,	 Karpel,	 Rosenberg,	 Sajonz,	 Satorsky	 und	 Zelasny	 betroffen.	 Einige	 der	







auf	 die	 Initiative	 lokaler	 Parteigenossen	 zurückzuführen	 waren.	 Kurz	 darauf	 begann	
auch	die	nationalsozialistisch	gelenkte	Presse	das	Attentat	mit	einer	groß	angelegten	
antisemitischen	 Kampagne	 propagandistisch	 auszunutzen;	 die	 Tat	 eines	 Einzeltäters	
wurde	als	Werk	eines	„internationalen	Judentums“	dargestellt.604	Nachdem	vom	Rath	
am	 9.	 November	 1938	 seinen	 Verletzungen	 erlegen	war,	 nutzte	 die	 NSDAP-Führung	
seinen	Tod	als	Vorwand	und	initiierte	den	reichsweiten	Pogrom	gegen	Juden.605		
	 Reichspropagandaminister	 Joseph	 Goebbels	 überbrachte	 Adolf	 Hitler	 die	
Nachricht	 vom	 Tod	 vom	 Raths	 und	 berichtete	 ihm	 zudem	 von	 den	 antisemitischen	
Übergriffen.	 Goebbels	 Tagebuchaufzeichnungen	 zufolge	 war	 Hitlers	 Direktive	














der	 versammelten	 NS-Führung,	 die	 zum	 Jahrestag	 des	 gescheiterten	 Hitler-Putsches	
von	 1923	 in	 München	 zusammen	 gekommen	 war,	 hielt	 Goebbels	 daraufhin	 eine	
antisemitische	Hetzrede.	In	dieser	gab	er	den	Handlungsrahmen	des	Pogroms	vor.	So	
sollten	 u.	a.	 Synagogen	 und	 jüdische	 Geschäfte	 zerstört	 werden,	 die	 Polizei	 nicht	
eingreifen,	 die	 Feuerwehr	 nur	 bei	 Gefahr	 für	 „arische“	 Geschäfte	 die	 Brände	
bekämpfen	und	„jüdische“	Wohnungen	nach	Waffen	durchsucht	werden.607		
	 Die	 anwesenden	 Funktionäre	 begannen	 noch	 vor	 Mitternacht	 Goebbels	
Handlungsaufforderung	 weiterzugeben.	 Die	 NSDAP-Führer	 informierten	 telefonisch	
die	 Gauleitungen	 und	 schriftlich	 die	 Gaupropagandaleitungen;	 diese	 wiederum	
übermittelten	 die	Anordnungen	 an	 die	 Kreis-	 und	Ortsgruppenleiter	 der	NSDAP.	Der	
Leiter	 der	 Gestapo-Abteilung	 für	 Regime-Gegner,	 Heinrich	 Müller,	 sandte	 ein	
Fernschreiben	an	alle	Leitstellen	der	Staatspolizei.	Die	Gestapozentrale-Köln	leitete	die	
Anweisung	 an	 ihre	 erst	 kürzlich	 geschaffene	 Außenstelle	 in	 Bonn	 weiter.608	Die	 SA-
Ortsgruppen	wurden	 telefonisch	 von	 ihren	 vorgeordneten	 Stellen	 informiert.	 Die	 SS	
Bonn	 erhielt	 den	 entsprechenden	 Befehl	 von	 der	 SS-Ortsgruppenführung	 Essen.	
Oberbürgermeister	 Rickert,	 die	 Bürgermeister	 und	 Amtsbürgermeister	 des	 heutigen	




SS	 durchgeführt	wurde.610	Im	Nachfolgenden	 soll	 detailliert	 aufbereitet	werden:	Wie	


















Am	 frühen	Morgen	des	 10.	November	 1938	drangen	Männer	 –	 es	 handelte	 sich	 bei	
ihnen	höchstwahrscheinlich	um	Gestapo-Beamte611	–	 in	die	Synagoge	der	alten	Stadt	
Bonn	ein	und	entwendeten	vier	der	32	Thorarollen.612	Wenig	 später	 versuchten	 fünf	
oder	 sechs	 halb	 uniformierte	 SA-	 und/oder	 SS-Männer613	das	 Gebäude	 in	 Brand	 zu	
setzten,	 scheiterten	aber	 zunächst	an	den	schwer	entflammbaren	Eichenholzbänken.	
Es	 entwickelte	 sich	 ein	 leichter	 Schwelbrand,	 der	 gegen	 Mittag	 von	 der	
herbeigerufenen	 Feuerwehr	 gelöscht	 wurde.	 Daraufhin	 intervenierten	 der	 Bonner	
Polizeidezernent	 und	 SA-Standartenführer	 Peter	 Reinartz	 sowie	 der	 Leiter	 der	




	 Dabei	 wurden	 sie	 von	 dem	 Bonner	 Kaufmann	 Peter	 Matthias	 Bürvenich	

































und	 seines	 pensionierten	 Vorgängers	 wurden	 aus	 ihren	 Wohnungen	 mit	 Schüssen	
vertrieben.	 Danach	 setzten	 sie	 das	 Gemeindehaus	 in	 Brand. 616 	Als	 sich	 die	
umherstehenden	 Feuerwehrleute	 anschickten,	 das	 Feuer	 zu	 löschen,	 stellte	 sich	
Bürvenich	 vor	 den	 Wasserhydranten	 und	 versperrte	 ihnen	 den	 Weg.	 Der	
Feuerwehrmann	Engels	wies	ihn	darauf	hin,	dass	sich	im	Gebäude	noch	eine	alte	Frau	
befände.	 Bürvenich	 entgegnete	 daraufhin:	 „Das	 ganze	 Volk	 muss	 vernichtet	
(ausgerottet?)	 [so	 im	 Protokoll	 vermerkt,	 Anmerkung	 der	 Autorin]	 werden.“617	Der	
Bonner	 Spediteur	 Karl	 Heinz	 Seip	 beteiligte	 sich	 in	 anderer	 Form	 am	 Pogrom.	 Er	
demontierte	 das	 Straßenschild	 „Tempelstraße“	 während	 die	 Bonner	 Synagoge	 in	
Flammen	 stand.	 Den	 Lebenserinnerungen	 von	Marie	 Kahle	 zufolge	 sicherten	 zudem	
SA-Männer	 in	 grauen	Uniformen	 die	 Tempelstraße	 und	 die	 umliegenden	 Straßen.618	
Zahlreiche	 Bonner	 beobachteten	 die	 Brandstiftung	 der	 Synagoge	 und	 des	 jüdischen	
Gemeindehauses	 von	 der	 Rheinbrücke	 aus.	Manche	 wandten	 sich	 ab.619	Die	 Bonner	
Polizei	war	über	die	 antisemitische	Aktion	 vorab	unterrichtet	worden	und	 sorgte	 für	
einen	„reibungslosen	Ablauf“.620	
	 Bevor	die	Zerstörungen	der	weiteren	Synagogen	im	Bonner	Stadtgebiet	dargestellt	
werden,	 seien	 an	 dieser	 Stelle	 knapp	 mehrere	 Aspekte	 der	 Handlungen	
herausgearbeitet:	 Als	 sich	 die	 Gelegenheit	 ergab,	 partizipierten	 mehrere	 Bonner	





















	 Was	 geschah	 in	 den	 anderen	 Stadtgebieten	 des	 heutigen	 Bonn?	 Am	 frühen	
Morgen	des	10.	November	1938	fuhr	eine	Gruppe	von	Bonner	SA-	und	SS-Männern	zur	
Beueler	 Synagoge	 in	 der	 Wilhelmstraße.	 Im	 Gegensatz	 zu	 den	 Akteuren	 bei	 der	
Zerstörung	 der	 Bonner	 Synagoge	 am	 Rheinufer	 handelte	 es	 sich	 hier	 um	 lokale	
Parteiaktivisten.	 Unter	 ihnen	 befanden	 sich	 auch	 der	 NSDAP-Ortsgruppenleiter	 und	
stellvertretende	 Beueler	 Bürgermeister	 Otto	 Klamp,	 die	 SA-Männer	Willi	 Sandmann)	
und	Johann	Schmitz	sowie	die	SS-Männer	Karl	Giebeler	und	Paul	Schatz.621	Mit	einem	
50-Liter-Benzinkanister	 ausgerüstet,	 versuchten	 sie	 sich	 Zugang	 zur	 Synagoge	 zu	
verschaffen.	 Sie	 scheiterten	 zunächst	 an	 der	 Gittertür	 des	 Gebäudes.	 Der	
herbeigerufene	Gemeindediener	Hermann	Quadt	brach	zusammen	mit	einem	der	SS-
Männer	auf	Anweisung	Klamps	die	Tür	 gewaltsam	auf.	Anschließend	übergossen	die	
SA-	 und	 SS-Männer622	die	 Bänke	 der	 Synagoge	 mit	 dem	 Benzin	 und	 legten	 Feuer.	
Klamp	 hinderte	 die	 eintreffende	 Feuerwehr	 daran,	 die	 Flammen	 zu	 löschen.	 Erst	 als	
das	 Feuer	 auf	 ein	 Nachbarhaus	 übergesprungen	 war,	 durfte	 sie	 einschreiten. 623	
Beobachtet	 wurde	 die	 Brandstiftung	 von	 der	 umliegenden	 Nachbarschaft	 der	
Synagoge	 und	 laut	 Zeugenaussage	 einer	 der	 Nachbarinnen,	 Grete	 Rosemann,	 von	
„einem	Menschenauflaufe“.624	Zudem	 wurde	 der	 Polizeibeamte	 Peter	 Eich	 von	 dem	




















SA-	 und	 SS-Männer	 involviert. 626 	Zahlreiche	 Godesberger	 beobachteten	 das	
Geschehen.627	Auch	die	Mehlemer	 Synagoge	 in	der	Meckenheimer	 Straße	wurde	am	
10.	 November	 beschädigt.	 Die	 rückläufige	 Mitgliederzahl	 der	 jüdischen	 Gemeinde	
aufgrund	 der	 nationalsozialistischen	 Verfolgungsmaßnahmen	 hatte	 schon	 vor	 dem	
Novemberpogrom	 zur	 Aufgabe	 des	 Gotteshaus	 geführt.	 Ebenso	 wurde	 die	




Der	 kleine	Gebetssaal	 der	 ostjüdischen	Gemeinde	 in	 der	 (Grau-)	 Rheindorfer	 Straße,	







10.	 November	 1938	 „jüdische“	 Geschäfte	 und	 Wohnungen	 in	 Bonn.	 Sie	 kamen	
mehrheitlich	 von	 außerhalb,	 wurden	 jedoch	 in	 Bonn	 von	 örtlichen	 SS-Männern	
angewiesen.	 So	 berichtet	 Neugebauer,	 dass	 die	 fremden	 Parteiaktivisten	 von	









Topographie	 Bonns	mit	möglichen	 Zielen	 vorstellte.631	Auch	 der	 SS-Standartenführer	
Joachim	 Hausschildt632	bestätigte	 vor	 dem	 Bonner	 Schwurgericht	 1951,	 dass	 fremde	





beteiligte,	 indem	 er	 Fensterscheiben	 „jüdischer“	 Geschäfte	 einwarf.635	Wie	 auch	 bei	
der	Brandlegung	der	Synagogen	 stellte	 sich	die	Bonner	Polizei	den	Akteuren	nicht	 in	
den	Weg.	Im	Nachhinein	suchte	sie	hingegen	die	Tatorte	auf	und	stellte	die	Schäden	an	
„jüdischen“	Geschäften	und	Wohnungen	fest.636		
	 Über	 30	 Läden	 im	 Bonner	 Stadtgebiet	 waren	 von	 der	 antisemitischen	 Aktion	
betroffen.	Viele	der	Geschäfte	wurden	so	stark	beschädigt,	dass	sie	die	Inhaber	danach	
aufgeben	mussten.637	Dies	bedeutete	für	die	Menschen	in	fast	allen	Fällen	der	Beginn	
der	 andauernden	 Erwerbslosigkeit.	 In	 welchem	 Verhältnis	 und	 Ausmaß	 die	
Zerstörungen	 die	 jüdische	 Gemeinde	 insgesamt	 getroffen	 hatte,	 ist	 aufgrund	 der	
Quellenlage	schwer	einzuschätzen.	Für	die	Stadt	Bonn	ist	belegt,	dass	bereits	vor	dem	
Novemberpogrom	 eine	 Vielzahl	 „jüdischer“	 Geschäfte	 in	 nicht-jüdische	 Hände	
übergegangen	war.638	Die	Aufgabe	der	Geschäfte	war	hauptsächlich	bedingt	durch	die	
sukzessive	 Ausgrenzung	 vor	 Ort	 aufgrund	 antisemitischer	 Maßnahmen	 aber	 auch	
wegen	des	 geänderten	Kauferhaltens	der	 nicht-jüdischen	Bonner.	Damit	 ging	 für	 die	


















sahen	 sich	 gezwungen,	 zu	 emigrieren.639		 Bekannt	 ist,	 dass	 von	 den	 knapp	 über	 300	




	 Anhand	 ausgewählter	 Beispiele	 soll	 der	 Novemberpogrom	 gegen	 Juden	 in	 Bonn	
illustriert	werden:	Andreas	und	 seine	 jüdische	Frau	Charlotte	Dotterweich,	 geborene	
Pollack	betrieben	gemeinsam	einen	Friseurladen	mit	Parfümerie	in	der	Bahnhofstraße.	
Das	Geschäft	neben	ihnen	hatten	sie	an	den	Juden	Zatorski	vermietet,	der	dort	Uhren-	
und	 Goldwaren	 verkaufte.	 Am	 10.	 November	 drangen	 die	 SS-Männer	 in	 Zatorskis	
Laden	ein	und	verwüsteten	ihn.	Anschließend	klebten	sie	bei	Zatorski	und	Dotterweich	
einen	 Judenstern	 an	 die	 Hausfront.	 Der	 Schaden	 belief	 sich	 nach	 Einschätzung	 der	
Bonner	Stadtverwaltung	auf	3.000	RM.642	In	das	zentral	gelegene	Textilwarengeschäft	
„Rein-Etage“	in	der	Remigiusstraße	drang	gegen	13	Uhr	eine	Gruppe	von	SS-Männern	
ein	 und	 forderte	 das	 Personal	 auf,	 die	 Verkaufsräume	 zu	 verlassen.	 Nur	 der	
Hausmeister	 blieb	 zurück,	 um,	 seiner	 Aussage	 nach,	 sicherzustellen,	 dass	 nicht	
geplündert	würde.	Die	SS-Männer	demolierten	die	Räume,	indem	sie	Lampen	abrissen	
sowie	Ladentheken	und	Glasvitrinen	zerstörten.	Die	Schaufenster	 ließen	sie	hingegen	
unbeschädigt.643 	Nach	 etwa	 einer	 halben	 Stunde	 verließen	 sie	 das	 Geschäft.	 Der	
angerichtete	Schaden	belief	sich	auf	circa	10.000	RM.644		
	 Bei	 Neugebauer	 findet	 sich	 eine	 detaillierte	 Schilderung	 der	 Zerstörungen	 des	
Modegeschäftes	 „Heumann“	 am	 Martinsplatz.	 Der	 Inhaberin	 des	 Ladens	 gelang	 es	
dank	 der	 Warnung	 eines	 jüdischen	 Bekannten	 und	 mit	 Hilfe	 ihrer	 nicht-jüdischen	






















der	 Männer	 traf	 eine	 Abordnung	 der	 NS-Frauenschaft	 ein,	 die	 Wollsachen	 für	 die	
Winterhilfe	von	Frau	Heumann	forderten.	Zunächst	erhielten	sie	die	geforderte	Ware	
gegen	Quittung,	mussten	diese	aber	zurückgeben,	nachdem	sich	eine	Verkäuferin	des	
Modegeschäfts	 bei	 der	 Kreisleitung	 telefonisch	 beschwert	 hatte.645	Der	 geschätzte	
Schaden	belief	sich	laut	des	Berichts	der	Stadtverwaltung	Bonn	auf	24.000	RM.646		
	 Im	 Fall	 von	 Olga	 Gottschalk	 drangen	 SS-Männer	 in	 ihre	 Wohnung	 in	 der	
Marxstraße	mit	 der	 Absicht	 ein,	 diese	 zu	 demolieren.	 Nach	 Aussage	 von	 Gottschalk	
bedrohten	 die	 Männer	 auch	 ihr	 vierjähriges	 Kind.	 Dies	 wurde	 im	
Wiedergutmachungsprozess	von	 ihrem	ehemaligen	Nachbarn	 Johann	Linke	bestätigt:	
„Meine	 Frau	 hörte	 wiederholt	 die	 Ausrufe:	 ‚Mein	 Kind,	 mein	 Kind’“. 647 	Einer	 der	
anwesenden	 SS-Männer	 schritt	 ein,	 da	 Gottschalk	 Kundin	 in	 seinem	
Lebensmittelgeschäft	 war,	 welches	 sich	 ebenfalls	 in	 der	Marxstraße	 befand.	 Die	 SS-
Männer	 stellten	 der	 Familie	 schließlich	 das	 Ultimatum,	 die	Wohnung	 bis	mittags	 zu	
räumen.	 Von	 einer	 gegenüberliegenden	 Gastwirtschaft	 beobachteten	 sie,	 ob	
Gottschalk	der	Aufforderung	folgte.648	
	 Die	 bürokratische	 Aufarbeitung	 der	 Gewaltaktion	 folgte	 knapp	 sieben	 Wochen	
später.	Am	3.	Dezember	1938	sandte	die	Stadtverwaltung	Bonn	einen	Bericht	mit	dem	
Betreff	 „Feststellung	 der	 Schäden,	 die	 bei	 den	Aktionen	 und	Demonstrationen	 gegen	
Juden	entstanden	 sind“649	an	den	Regierungspräsidenten	 in	Köln.	Auf	Anweisung	von	










festgestellt	 und	 geschätzt.	 Dabei	 bezogen	 sie	 auch	 polizeiliche	 Meldungen	 in	 ihre	
Kalkulationen	 mit	 ein.	 Insgesamt	 waren	 in	 der	 Liste	 26	 vom	 Novemberpogrom	
betroffene	 jüdische	 Personen	 bzw.	 Familien	 aufgeführt,	 von	 denen	 Geschäfte	 oder	
Wohnungen	 bzw.	 beides	 verwüstet	 worden	 waren.	 Auch	 der	 Laden	 eines	 nicht-
jüdischen	Geschäftsmanns	wurde	von	den	SA-	und	SS-Männern	 irrtümlich	zerstört.650	
Die	 Sachschäden	 beliefen	 sich	 der	 Aufstellung	 zufolge	 auf	 ca.	 208.500	 RM.	 Zudem	
wurden	weitere	41.500	RM	als	„Aufräumungskosten“651	veranschlagt.	Allerdings	stellte	
die	Stadtverwaltung	 in	 ihrem	Bericht	 fest,	dass	die	aufgeführten	Schäden	 tatsächlich	
höher	einzuschätzen	und	auch	die	beiden	Synagogen	(in	der	alten	Stadt	Bonn	und	 in	
Poppelsdorf)	 von	 der	 Aufstellung	 ausgenommen	 wären.	 Aufgrund	 der	
Wiedergutmachungsakten	 der	 Stadt	 Bonn	 konnten	 drei	 weitere	 Geschäfte	 jüdischer	
Inhaber	 identifiziert	 werden,	 die	 jedoch	 nicht	 in	 der	 Auflistung	 der	 Stadtverwaltung	
enthalten	 sind. 652 	Das	 Amt	 Duisdorf	 nennt	 vier	 weitere	 jüdische	 Personen	 bzw.	
Familien,	 die	 vom	 Novemberpogrom	 betroffen	 waren.	 Der	 Schaden	 wurde	 vom	
Bürgermeister	auf	5.000	bis	6.000	RM	geschätzt.653	Aufstellungen	zu	den	Zerstörungen	
in	 Bad	 Godesberg,	 Beuel	 und	Mehlem	 sind	 in	 den	 Archiven	 nicht	 mehr	 vorhanden.	





Der	Befehl	 zur	 Festnahme	 jüdischer	Männer	 kam	von	Hitler	persönlich,	der	 auf	dem	
















Gestapo.	Wer	 die	 Verhaftungen	 durchführte,	 ist	 aufgrund	 der	 Quellenlage	 in	 vielen	




reichsweit	 konstatieren. 655 	Nachfolgend	 soll	 grob	 der	 Ablauf	 der	 Verhaftungen	
dargestellt	und	durch	ausgewählte	Beispiele	illustriert	werden.		
	 Die	 genaue	 Zahl	 der	 verhafteten	 jüdischen	Männer	 aus	 der	 alten	 Stadt	 Bonn	 ist	
anhand	der	 verfügbaren	Quellen	nicht	mehr	nachvollziehbar.	Nach	 einer	Aufstellung	
von	Klaus	Rosendahl	waren	mindestens	elf	Männer	betroffen,	656	unter	 ihnen	befand	
sich	 der	 18-jährige	 Wilhelm	 Hirschfeld.	 In	 einem	 Zeitzeugeninterview	 berichtete	 er,	





Befehl,	 alle	 männlichen	 Juden	 zu	 verhaften,	 stammte	 von	 Klamp.659	Nachfolgende	
Ereignisse	 konnte	 die	 Staatsanwaltschaft	 bei	 ihren	 Ermittlungen	 1948	 nicht	
hinreichend	 rekonstruieren.	 Gesichert	 ist,	 dass	 die	 Männer	 dort	 kurzzeitig	 in	 zwei	




















sortieren,	 wobei	 auch	 zwei	 SA-Männer	 anwesend	 waren.	 Ungeklärt	 bleibt,	 wer	 die	
Männer	verhaftet	hat,	wer	den	jüdischen	Männer	befahl,	den	Schrott	zu	sortieren	und	





von	 Polizisten	 in	 ihren	Wohnungen	 aufgesucht	 und	 verhaftet.662	Unter	 ihnen	 befand	
sich	auch	Samuel.	In	seinen	Lebenserinnerungen	schildert	er,	wie	er	von	zwei	Gestapo-
Beamten	 verhaftet	 und	 dann	 mit	 anderen	 Godesberger	 Juden	 zunächst	 in	 einem	
Polizeiwagen	 ins	 Rathaus	 gebracht	 wurde.	 Dort	 wurden	 sie	 in	 den	 Wachtraum	 der	
Polizei	 geführt	 und	 danach	 im	 Keller	 gefangen	 gehalten.	 Seine	 anschließende	
Verlegung	in	die	Zentrale	der	Bonner	Gestapo	im	Kreuzbergweg	beschrieb	er	so:		
	
„Aus	 dem	 Dunkel	 des	 Kellers	 sehe	 ich	 leuchtend	 die	 gelbblassen,	
blutlosen	 Gesichter,	 entsetzte	 und	 erschreckte	 Augen.	 Die	 Bonner	






















Gestapo-Stelle	übergeben.666	Zumindest	 im	Fall	 von	Salli	 Israel	 ist	belegt,	 dass	er	 auf	
Anordnung	 des	 Duisdorfer	 Amtsbürgermeisters	 von	 zwei	 Polizeibeamten	
festgenommen	 wurde	 und	 zwischenzeitlich	 im	 Polizeihauptquartier	 in	 Duisdorf	
untergebracht	war.	667		




während	 des	 Novemberpogroms	 verhaftet	 und	 ins	 KZ	 überstellt	 wurde.	 Da	 er	 am	
Ersten	 Weltkrieg	 als	 Soldat	 teilgenommen	 hatte,	 wurde	 er	 am	 23.	 Dezember	 1938	
vorläufig	entlassen.	Am	nächsten	Tag	nahm	er	sich	gemeinsam	mit	seinen	Eltern	das	
Leben.669	Salomons	 Fall	 und	 die	 Hintergründe	 seines	 Suizids	 wurden	 von	 Samuel	 in	
seinen	 Lebenserinnerungen	 ausführlicher	 beschrieben:	 Ihm	 zufolge	 durchsuchte	 die	
Bonner	 Gestapo,	 u.	a.	 Gestapo-Chef	 Settels,	 am	 Tag	 der	 Rückkehr	 von	 Salomon	 aus	
dem	 KZ	 Dachau	 die	 Wohnung	 der	 Familie.	 Dort	 entdeckten	 sie	 einen	 größeren	
Geldbetrag,	 beschlagnahmten	 ihn	 und	 drohten	 der	 Familie	 mit	 Bestrafung.	 Am	
nächsten	Morgen	 fand	man	 Leo	 Salomon	 zusammen	mit	 seinen	 Eltern	 in	 der	 Küche	
vor;	die	Todesursache	war	eine	Gasvergiftung.670	Der	Fall	Salomon	war	kein	Einzelfall,	
sondern	 steht	 repräsentativ	 für	 schätzungsweise	 1.300	 bis	 1.500	 Juden,	 die	 im	 Zuge	

























und	 Nachmittag	 immer	mehr	 und	 führte	 zu	 spontanen	 Kundgebungen	
gegen	das	 Judentum.	Bei	 dieser	Gelegenheit	 richtete	 sich	 die	Volkswut	
begreiflicherweise	 auch	 gegen	 jüdische	Geschäfte,	 die	 sich	 noch	 in	 der	
Stadt	breit	machten	und	teilweise	durch	raffinierte	Tarnung	versuchten,	
die	deutschen	Volksgenossen	in	ihre	Läden	zu	locken.	In	mehreren	Fällen	




Ähnlich	 beschrieb	 der	 „General-Anzeiger	 Bonn“	 unter	 dem	Titel	 „Hart	 aber	 gerecht“	
den	 Novemberpogrom	 und	 seine	 Folgen	 in	 Bonn.	 Auch	 hier	 wurde	 das	 „Volk“	 als	
Akteur	 der	 Verwüstungen	 benannt,	 wobei	 noch	 herausgestellt	 wurde,	 wie	 der	
nationalsozialistische	 Staat	 dafür	 sorgte,	 dass	 „diese	 Einzelaktionen	 sofort	 aufhörten,	
und	 [dass	 der	 nationalsozialistische	 Staat]	 die	 ja	 so	 natürliche	 Empörung	 unseres	
Volkes	in	gesetzliche	Bahnen	[lenkte].“673		
	 Die	„von	oben“	inszenierten	und	von	lokalen	Akteuren	ausgeführten	gewalttätigen	
Ausschreitungen,	 rechtfertigte	 die	 nationalistisch	 gelenkte	 lokale	 Presse	 mit	
„angemessener	Empörung“.	Weder	hinterfragte	sie	den	offenen	Rechtsbruch,	noch	die	
gewaltsamen	 Übergriffe	 oder	 benannte	 konkret	 die	 Täter.	 Die	 Zeitungen	 folgten	 in	








seiner	 Studie	 fest,	 dass	 eine	 nahezu	 unterschiedslose	 Berichterstattung	 mit	 ähnlich	
lautender,	 antisemitischer	 Sprachregelung	 sowohl	 bei	 der	 nationalsozialistischen	








An	 der	 antisemitischen	 Gewaltaktion	 am	 10.	 November	 1938	 in	 Bonn	 waren	
unterschiedliche	Akteure	beteiligt.	Aus	dem	Umkreis	angereiste,	aber	auch	lokale	SA-	
und	 SS-Männer	 setzten	 die	 Synagogen	 in	 Brand	 und	 verwüsteten	 oder	 zerstörten	
„jüdische“	 Geschäfte	 und	 Wohnungen.	 Dabei	 variierten	 die	 Handelnden	 je	 nach	
Stadtgebiet	bzw.	den	damals	unabhängigen	Gemeinden:	So	waren	 in	Bad	Godesberg	
und	 Beuel	 lokale	 SA-	 und	 SS-Männer	 die	 Täter.	 Eine	 Ausnahme	 stellte	 der	 NSDAP-
Ortgruppenleiter	und	stellvertretende	Bürgermeister	Otto	Klamp	dar,	der	in	Beuel	die	
treibende	 Kraft	 war.	 Die	 Mehrzahl	 der	 NSDAP-Kreisleiter	 beschränkte	 sich	 beim	
Novemberpogrom	 darauf,	 Anweisungen	 zu	 geben	 bzw.	 die	 beteiligten	 Akteure	 zu	
koordinieren;	 sie	 selbst	 partizipierten	 selten	 direkt	 an	 den	 gewaltsamen	Übergriffen	
und	 waren	 kaum	 persönlich	 an	 den	 Tatorten	 anwesend.676	In	 der	 alten	 Stadt	 Bonn	
waren	 die	 Hauptverantwortlichen	 auswärtige	 SA-	 oder	 SS-Männer,	 wobei	 sie	 in	
vielfältiger	Weise	von	 ihrem	Bonner	Gegenpart	unterstützt	wurden;	diese	wiesen	sie	
u.	a.	 in	 die	 „jüdische	 Topographie“	 vor	 Ort	 ein	 und	 beteiligten	 sich	 teilweise	 auch	
direkt	 an	 den	 gewaltsamen	 Übergriffen.	 Für	 Bonn	 sind	 keinerlei	 Hinweise	 für	












welcher	 er	 direkt	 bekannt	war.677	Man	 folgte	 der	 Anweisung	 „von	 oben“,	wobei	 die	
individuellen	Beweggründe	retrospektiv	nicht	mehr	rekonstruierbar	sind.	Die	Gestapo	





wies	 die	 Feuerwehr	 an,	 den	 Synagogenbrand	 nicht	 zu	 löschen.	 Duisdorfer	 Polizisten	
verhafteten	jüdische	Männer.	In	Bad	Godesberg	und	Beuel	wurden	diese	zunächst	im	
Wachtraum	der	Polizei	oder	in	Zellen	untergebracht.678	Im	nachfolgend	beschriebenen	
Fall	 der	 Familie	Kahle	entschied	 sich	ein	Polizist	 ohne	Zwang	oder	 gemeinschaftliche	
Erwartungshaltung	 –	 er	 war	 alleine	 auf	 Streife	 –	 die	 Hilfsbereitschaft	 der	 Kahles	 zu	
melden.	 Dieses	 Ineinandergreifen	 und	 Zusammenspiel	 der	 verschiedenen	 örtlichen	
Institutionen	und	nationalsozialistischen	Organisationen	machten	den	Pogrom	vor	Ort	
erst	möglich.		
	 Aber	 auch	 nicht	 in	 NS-Verbänden	 organisierte	 Bonner	 beteiligten	 sich	 direkt	 an	
dem	 Novemberpogrom;	 sie	 entschieden	 sich	 spontan	 und	 ohne	 Aufforderung	 „von	
oben“,	 Gewalt	 auszuüben.	 So	 bestätigt	 sich	 im	 Fall	 Bonns	 die	 Erkenntnis	 von	Wildt:	
Innerhalb	 kürzester	 Zeit	 ließen	 sich	 „normale“	 Männer	 organisieren,	 die	 zu	 den	





















seinem	 Verhalten	 die	 Verletzung	 bzw.	 den	 Tod	 einer	 Frau	 herausforderte.	 Die	
Definition	von	Popitz	scheint	hier	angebracht:		
	
„Wer	 Aktionsmacht	 ausübt,	 kann	 etwas	 tun,	 wogegen	 andere	 nicht	
gefeit	 sind;	 er	 hat	 die	 Macht,	 andere	 etwas	 erdulden	 zu	 lassen.	 [...]	
Aktionsmacht	 ist	 Verletzungsmacht,	 der	 Aktionsmächtige	 der		
Verletzungsmächtige.	 Im	 direkten	 Akt	 des	 Verletzens	 zeigt	 sich	




während	 des	 Novemberpogroms,	 an	 denen	 sich	 auch	 zahlreiche	 Jugendliche	 und	
Frauen	 beteiligten,	 sind	 reichsweit	 belegt;681	dies	 war	 hier	 allerdings	 nicht	 gegeben.	
Die	Bonnerinnen	gingen	als	Gruppe	in	das	Modegeschäft	Heumann	und	forderten	die	
Herausgabe	von	Waren	für	das	Winterhilfswerk.	Diese	Anmaßung	wird	nur	begreifbar,	
wenn	 man	 sich	 die	 rechtlose	 und	 chaotische	 Situation	 des	 10.	 November	 1938	 vor	
Augen	 führt.	 Nichtsdestotrotz	 spiegelt	 sich	 in	 dieser	 Handlung	 auch	 die	 Entwicklung	
der	 sozialen	 Praxis	 vor	 Ort	 wieder.	 Diese	 Frauen	 sahen	 Juden	 als	 außerhalb	 der	
Gesellschaft	und	Rechtssicherheit	stehend.	
	 Der	 Novemberpogrom	 markierte	 nicht	 nur	 die	 Wende	 hin	 zu	 offener	 Gewalt	
gegenüber	den	Juden;	auch	in	anderer	Hinsicht	stellte	er	eine	Zäsur	da.	Die	Beteiligung	













Es	 sind	 Fälle	 bekannt,	 in	 denen	 nicht-jüdische	 Bonner	 Juden	 unterstützten.	 Der	




der	 Verhaftung	 und	 der	 wahrscheinlichen	 Inhaftierung	 im	 KZ	 Dachau.683	Im	 Fall	 des	
Modegeschäfts	Heumann	halfen	Angestellte,	Waren	vor	dem	Eintreffen	der	SS-Männer	
zu	verstecken.	Zudem	setzte	sich	eine	der	Verkäuferinnen	bei	der	NSDAP-Kreisleitung	
dafür	 ein,	 dass	 die	 von	 der	 NS-Frauenschaft	 entwendete	 Kleidung	 wieder	
zurückgebracht	wurde.	 Ambivalent	 und	 problematisch	 ist	 hingegen	 die	 Hilfe	 des	 SS-
Mannes	 im	 Fall	 von	 Olga	 Gottschalk.	 Durch	 sein	 Eingreifen	 verhinderte	 er,	 dass	 die	
anderen	 SS-Männer	 ihre	 Wohnung	 	 zerstörten	 und	 eventuell	 Schlimmeres.	
Andererseits	 war	 er	 direkt	 am	 Novemberpogrom	 beteiligt	 und	 griff	
höchstwahrscheinlich	 nur	 ein,	 weil	 ihm	 die	 Familie	 bekannt	 war.	 Hinreichend	
dokumentiert	ist	die	Hilfe	der	Familie	Kahle.	Ein	Sohn	der	Familie,	Wilhelm	Kahle,	half	
der	 65-jährigen	 Nachbarin	 Emilie	 Goldstein,	 ihren	 während	 des	 Novemberpogroms	
verwüsteten	Laden	aufzuräumen.	Am	nächsten	Tag	gingen	er	und	seine	Mutter	Marie	
erneut	 zu	 ihr,	 um	 sich	 nach	 ihrem	 Befinden	 zur	 erkundigen.	 Dabei	 wurden	 sie	 von	















„Diese	 Frau	 und	 ihr	 Sohn	 aber	 empörte	 diese,	 auch	 vom	 gesamten	
anständigen	Ausland	verabscheute	Tat	nicht,	sie	blieben	aber	auch	nicht	
abseits	 stehen,	nein,	 sie	 stellten	 sich	an	die	Seite	der	 Juden	und	halfen	
ihnen,	 gegen	 ihr	 eigenes	 Volk,	 die	 Wirkung	 der	 Volksempörung	
abzuschwächen.“686		
	
Der	 „Westdeutsche	 Beobachter“	 deutete	 das	 Verhalten	 der	 Kahles	 um.	 Die	
nachbarschaftliche	Solidarität	wurde	als	direkter	Affront	gegenüber	der	exkludierende	
„Volksgemeinschaft“	 gewertet.	 Passives	 Verhalten	 gegenüber	 den	 Bonner	 Juden	 als	
bevorzugtes	 bzw.	 erstrebenswertes	 Handeln	 dargestellt.	 Weitere	 Konsequenzen	 für	
die	 Familie	 folgten:	 Wilhelm	 Kahle	 wurde	 von	 der	 Universität	 Bonn	
zwangsexmatrikuliert,	 sein	Vater,	 der	Orientalistik	 Professor	Paul	 Ernst	 Kahle,	 erhielt	
vom	Rektor	der	Universität	Bonn	Hausverbot.	Die	Familie	entschied	sich	nach	weiteren	






Einerseits	 berichtet	Marie	 Kahle	 wie	 sich	 am	 10.	 November	 1938	 Bonner	 betroffen	
abwandten,	 als	 sie	 die	 brennende	 Synagoge	 am	Rheinufer	 sahen.	Auch	Wilhelm	Alff	
beschreibt	 in	 seinen	 Lebenserinnerungen	 sein	 Entsetzen	 und	 das	 anderer	 nicht-
jüdischer	Bonner	beim	Novemberpogrom:		
	











Andererseits	 sind	 auch	 gegenteilige	 Reaktionen	 bekannt.	 Menschenansammlungen	
beobachteten	die	Zerstörungen	der	Synagogen	und	Geschäfte;	 in	manchen	Fällen	 ist	
bloße	„Schaulust“	dokumentiert.	Nicht-jüdische	Geschäfte	blieben	den	10.	November	
1938	 über	 geöffnet	 und	 Bonner	 kauften	 weiterhin	 ein,	 obwohl	 gleichzeitig	 und	 in	
unmittelbarer	Nähe	Geschäfte	 jüdischer	 Inhaber	 verwüstet	wurden.689	Zuweilen	 ging	
das	 Verhalten	 über	 Nicht-Handeln	 bzw.	 Indifferenz	 hinaus.	 Versammelte	 Bonner	
beschimpften	die	Angestellten	einer	jüdischen	Geschäftsinhaberin	als	„Judenknechte“.	
Zumindest	 das	 letztgenannte	 Handeln	 klassifiziert	 diese	 Bonner	 zu	 „Komplizen	 des	
Novemberpogroms.“690		





unter	 den	 Gefolgschaftsmitgliedern	 der	 Städt.	 Werke	 keine	
Volksgenossen	 gefunden	 haben,	 die	 sich	 bereit	 erklärten	 die	 jüdischen	
Schandzeichen	zu	entfernen	und	damit	ein	Ärgernis	der	Bevölkerung	zu	
beseitigen.	 Eine	 Anzahl	 von	 Parteigenossen	 und	 ich	 machen	 ihnen	


















Kropat	 konstatiert	 den	 singulären	 Charakter	 des	 Novemberpogroms.	 Er	 begründet	
seine	 Aussage	 damit,	 dass	 die	 gewalttätigen	 Übergriffe	 hauptsächlich	 tagsüber	
stattfanden	und	 im	Gegensatz	zu	den	vorangegangen	Jahren	die	Exklusion	der	 Juden	
der	 Bevölkerung	 durch	 offene	 Gewalt	 vor	 Augen	 geführt	 und	 nicht	 durch	
administrative	Maßnahmen	realisiert	wurde.692	Die	Haltung	des	Gros	der	Gesellschaft	
gegenüber	 dem	Novemberpogrom	 ist	 in	 der	 historischen	 Forschung	 umstritten:	 Das	
Spektrum	reicht	von	Schock	zu	schweigender	Missbilligung,	vor	allem	in	Bezug	auf	die	
Zerstörung	 des	 Stadtbildes,	 bis	 hin	 zu	 Gleichgültigkeit	 gegenüber	 den	
Geschehnissen.693	
	 Hier	 bietet	 sich	 der	 praxeologische	 Ansatz	 besonders	 an,	 um	 eine	 neue	
Perspektive	 zu	 gewinnen	 bzw.	 Annahmen	 zu	 spezifizieren,	 denn	 anhand	 der	
Handlungen	der	Akteure	ergibt	sich	ein	präziseres	Bild.	Unbestritten	 ist,	dass	auch	 in	
Bonn	 die	 treibenden	 Akteure	 des	 Pogroms	 SA-	 und	 SS-Männer	 waren.	 Doch	 muss	
erwähnt	werden,	dass	es	sich	um	„normale“	Männer	handelte,	die	aus	der	Mitte	der	
Gesellschaft	kamen.	Ebenso	folgten	die	Bonner	Polizisten	und	Feuerwehrmänner	den	
Anweisungen	ohne	die	 jeweilige	 Situation	 zu	hinterfragen,	 selbst	wenn	Menschen	 in	
Gefahr	waren.	 Diejenigen	 Bonner,	 die	 sich	 aktiv	 am	Pogrom	beteiligten	 oder	 daraus	
Nutzen	zogen,	stellten	ebenfalls	eine	Minderheit	dar.		
	 Zwei	 Aspekte	 stimmen	 allerdings	 nachdenklich:	 Während	 Geschäfte	 und	
Wohnungen	 zerstört	 wurden,	 gingen	 viele	 Bonner	 ihrem	 Alltag	 nach	 und	 erledigten	
u.	a.	 ihre	 Einkäufe.	 Dieses	 Verhalten	 kann	 allenfalls	 noch	 als	 Indifferenz	 beurteilt	
werden.	 Auch	 diejenigen	 Bonner,	 die	 Juden	 halfen,	 wagten	 diese	 nur	 noch	 im	










Juden	 nunmehr	 nahezu	 vollständig	 aus	 der	 Gesellschaft	 exkludiert	 waren.	 Die	






Der	 Novemberpogrom	 stellte	 in	 zweierlei	 Hinsicht	 eine	 Zäsur	 in	 der	
nationalsozialistischen	 Judenverfolgung	 dar.	 Einerseits	 war	 er	 die	 Wende	 hin	 zur	
offenen	 Gewalt,	 andererseits	 wurde	 der	 „Arisierungsprozess“	 auf	 dem	 Wege	 der	




sich	 daher	 nicht	 aus	 den	 Mord-	 und	 Zerstörungsaktionen	 an	 sich,	
sondern	 aus	 den	 Folgemaßnahmen	 im	 bürokratisch-rechtsförmigen	

















von	 Hermann	 Göring	 erlassenen	 „Verordnung	 zur	 Wiederherstellung	 des	
Straßenbildes“	mussten	Juden	für	die	entstandenen	Schäden	an	ihrem	Eigentum	selbst	
aufkommen	 –	 der	 Staat	 beschlagnahmte	 die	 ihnen	 zustehenden	
Versicherungsleistungen.	 Auch	 wurde	 den	 jüdischen	 Gemeinden	 auferlegt,	 die	
zerstörten	 Synagogen	 sowie	 die	 Schäden	 an	 Gemeindehäusern	 und	 Geschäften	 auf	
eigene	 Kosten	 zu	 beseitigen.	 Eine	 „Sühneleistung“	 für	 „die	 feindliche	 Haltung	 des	




Maßnahmen	 beteiligt.	 Dabei	 handelten	 die	 Beamten	 bzw.	 Angestellten	 strikt	 den	
Vorgaben	entsprechend	und	stellten	diese	über	den	einzelnen	Menschen.	Welche	teils	
schon	 absurden	 Ausmaße	 der	 Bürokratismus	 annahm,	 zeigt	 nachfolgendes	 Beispiel:	
Bereits	am	selben	Tag,	an	welchem	Göring	die	„Verordnung	zur	Wiederherstellung	des	
Straßenbildes“	 erließ,	 veröffentlichte	 die	 Bonner	 Ortspolizei	 eine	 Ausschreibung	 für	
den	Abbruch	der	 Synagoge	der	 alten	 Stadt	Bonn	 sowie	der	Poppelsdorfer	 Synagoge.	
Ende	November	musste	der	jüdische	Rechtsanwalt	Siegmund	Mayer	in	Vertretung	der	
jüdischen	 Gemeinde	 für	 den	 Abriss	 der	 Synagogen	 noch	 eine	 baupolizeiliche	
Genehmigung	 über	 40	 RM	 beantragen.	 Die	 Abrissarbeiten,	 die	 von	 den	
Bauunternehmer	Michael	Huth	durchgeführt	wurden,	begannen	Ende	Januar	1939	und	
waren	 laut	 Baupolizei	 Mitte	 März	 1939	 abgeschlossen.	 Den	 Erinnerungen	 Samuels	
zufolge,	 betrugen	 die	 Kosten	 8.000	 RM.	 Die	 NSDAP-Kreisleitung	 ließ	 sich	 über	 den	
Stand	 der	 Arbeiten	 auf	 dem	 Laufenden	 halten.697	Wann	 die	 Überreste	 der	 anderen	
Bonner	Synagogen	entfernt	wurden,	ist	nicht	bekannt.	
	 Für	 die	 administrative	 Abwicklung	 und	 Eintreibung	 der	 „Sühneleistung“	war	 das	
Finanzamt	 Bonn	 zuständig,	 das	 die	 „Judenvermögensabgabe“	 ab	 dem	 15.	 Dezember	










Summe	 der	 „Sühnezahlung“	 entsprach.	 Die	 Diskrepanz	 ist	 der	 Tatsache	 geschuldet,	
dass	 in	 den	 vorangegangenen	 Veröffentlichungen	 als	 Quelle	 die	 Mitteilung	 des	
Finanzamts	Bonn	an	den	Oberfinanzpräsidenten	Köln	vom	2.	März	1939	herangezogen	
wurde;	 zu	diesem	Zeitpunkt	musste	von	den	Bonner	 Juden	allerdings	erst	die	 zweite	
von	 fünf	 Zahlungen	 beglichen	 sein. 700 	Otterbeck	 fand	 im	 Stadtarchiv	 Bonn	 zwei	
Aufstellungen	 des	 Finanzamts	 Bonn	 aus	 der	 unmittelbaren	Nachkriegszeit,	 die	 leicht	
voneinander	 abweichende	Gesamtsummen	der	 „Judenvermögensabgabe“	anführten:	
Die	 Aufstellung	 des	 Finanzamts	 vom	 13.	 Januar	 1947	 nannte	 einen	 Betrag	 von	
2.042.891	 RM	 auf	 Basis	 der	 Kalenderjahre	 von	 1938-1942,	 wohingegen	 eine	
detailliertere	 Aufstellung	 nach	 Abgabepflichtigen	 des	 Finanzamts	 vom	 15.	 Juni	 1948	
einen	 Betrag	 von	 1.989.236	 RM	 angab.	 Otterbeck	 zufolge	 lässt	 sich	 nicht	 klären,	
warum	 die	 Aufstellungen	 voneinander	 abweichen. 701 	Zusammenfassend	 kann	
konstatiert	 werden,	 dass	 die	 Bonner	 Juden	 für	 das	 Novemberpogrom	 als	
„Sühneleistung“	in	den	Jahren	von	1938	bis	1943	einen	Summe	von	ca.	2.000.000	RM	
entrichten	 mussten. 702 	Den	 entscheidenden	 Wendepunkt	 in	 der	 fiskalischen	
Diskriminierung	der	 Bonner	 Juden	 sieht	Otterbeck	 im	Herbst	 1938.703	Das	 Finanzamt	



























Neben	 den	 im	 vorangegangenen	 Abschnitt	 beschriebenen	Maßnahmen	 verständigte	
sich	 die	 nationalsozialistische	 Führung	 am	 12.	 November	 1938	 zudem	 darauf,	 die	
antijüdische	Politik	auf	dem	gesetzlichen	Weg	weiter	zu	eskalieren.	Mit	der	am	selben	
Tag	 erlassenen	 „Verordnung	 zur	 Ausschaltung	 der	 Juden	 aus	 dem	 deutschen	
Wirtschaftsleben“	 wurde	 Juden	 die	 Ausübung	 eines	 selbstständigen	 Gewerbes	
untersagt,	was	sie	zum	Verkauf	ihrer	Geschäfte	und	Betriebe	zwang.	Am	3.	Dezember	
1938	 folgte	 die	 „Verordnung	 über	 den	 Einsatz	 des	 jüdischen	 Vermögens“	 aufgrund	
derer	 alle	 sonstigen	 „jüdischen“	Gewerbebetriebe	 sowie	 „jüdisches“	 Grundeigentum	
„liquidiert	 oder	 arisiert“	 werden	 konnten.705	Mit	 diesen	 Gesetzen	 kulminierte	 der	
Prozess	 der	 Vernichtung	 der	 „jüdischen“	 Gewerbetätigkeit,	 der	 schleichend	 ab	 1933	
mit	 der	 sukzessiven	 Verdrängung	 der	 Juden	 aus	 dem	 Berufsleben	 und	 der	 freien	
Wirtschaft	 begonnen	 hatte 706 	und	 ab	 1937	 namentlich	 durch	 das	






































Quellen	 erhalten;	 die	 Abwicklung	 erfolgte	 über	 den	 Regierungspräsidenten	 in	 Köln,	
und	 die	 Akten	 der	 Regierung	 Köln	 wurden	 im	 Krieg	 Großteils	 zerstört.	 Wie	 bereits	
unter	 Abschnitt	 5.1.2	 erläutert,	 waren	 bis	 zu	 diesem	 Zeitpunkt	 bereits	 eine	 Vielzahl	
„jüdischer“	 Geschäfte	 von	 ihren	 Inhabern	 aufgegeben	 oder	 von	 nicht-jüdischen	
Bonnern	 übernommen	 worden. 709 	Der	 „Westdeutscher	 Beobachter“	 erklärte	 im	
August	1938:	„Im	Kreis	Bonn	dürfen	wir	für	uns	in	Anspruch	nehmen,	daß	die	Arisierung	
der	 Geschäfte	 gute	 Fortschritte	 macht.“ 710 Weitere	 Geschäfte	 zerstörten	 die	
Nationalsozialisten	 während	 des	 Pogroms.	 Manfred	 van	 Rey	 referierte	 über	 diese	
Entwicklung	in	seinem	Vortrag	anlässlich	der	Gedenkfeier	im	Jahr	2001.	Anhand	eines	
Abgleichs	 der	 „Judenliste“	 der	 alten	 Stadt	 Bonn	 mit	 dem	 Gewerbeteil	 der	
Adressbücher	 recherchierte	 er,	 dass	 im	 Bereich	 der	 „Damen-	 und	
Herrenbekleidungsgeschäfte“,	 „jüdische“	 Geschäfte	 über	 die	 Jahre	 immer	 weniger	
aufgeführt	wurden:	 In	den	 Jahren	1934/35	waren	es	noch	 zehn	Geschäfte,	1938	nur	
noch	 drei	 und	 ab	 1939	 gab	 es	 in	 dieser	 Rubrik	 kein	 Geschäft	 „jüdischer	 Inhaber“	

















zum	 1.	 Juli	 1939	 schließen	 musste.712	Ob	 diese	 Geschäfte	 liquidiert	 oder	 von	 nicht-
jüdischen	Bonner	übernommen	wurden,	kann	nicht	mehr	nachvollzogen	werden.		
	 Besser	dokumentiert	sind	hingegen	die	Grundstücks-	und	Hausverkäufe	jüdischer	
Eigentümer	 in	Bonn;713	sie	waren	 im	Gegensatz	 zu	den	„jüdischen“	Betrieben	 für	die	
NS-Führung	 nicht	 Priorität.714	Ab	 1939	 erhöhte	 sich	 aber	 auch	 hier	 sukzessive	 der	
Druck;	 Juden	 wurden	 die	 Mietrechte	 entzogen,	 viele	 mussten	 in	 „Judenhäuser“	
ziehen.715	Für	 die	 Abwicklung	 der	 Verkäufe	 war	 die	 Stadt	 Bonn	 zuständig.	 Van	 Rey	
konnte	 anhand	 der	 Akten	 des	 Liegenschaftsamts	 nachweisen,	 dass	 von	 1938-1942	
über	 100	 Immobilien	 jüdischer	 Eigentümer	 in	 der	 alten	 Stadt	 Bonn	 veräußert	
wurden.716	Die	Stadt	Bonn	erhielt	ein	Prozent	des	Kaufpreises	und	profitierte	finanziell	
von	der	„Arisierung“.		




Streitfällen	 neutral	 verhielten	 und	 nicht	 zugunsten	 der	 nicht-jüdischen	 Käufer	
entschieden,	 sondern	 im	 Sinne	 der	 gesetzlichen	 Vorgaben	 ein	 Urteil	 fällten	 –	 diese	
waren	allerdings	Teil	der	nationalsozialistischen	Judenverfolgung.717	Bei	der	Durchsicht	
der	 Akten	 bestätigt	 sich	 dieser	 Eindruck,	 wobei	 größtenteils	 die	 Käufer	 den	



















einen	 Notar 719 	beglaubigt	 und	 von	 beiden	 Parteien	 unterzeichnet.	 Dies	 war	 der	
Moment,	 an	 welchem	 die	 nicht-jüdischen	 Bonner	 und	 die	 jüdischen	 Eigentümer	 in	
direkte	Interaktion	miteinander	traten.	Auch	wenn	es	sich	um	ein	formal	rechtmäßiges	
Übereinkommen	 handelte,	 darf	 nicht	 unerwähnt	 bleiben,	 dass	 der	 Verkauf	 unter	
erheblichem	 faktischen	 bzw.	 auch	 behördlichen	 Zwang	 stattfand.	 Die	 Käufer	
profitierten	 gewollt	 oder	 ungewollt	 von	 der	 Situation	 der	 Bonner	 Juden,	 die	 unter	
„normalen“	 Umständen	 ihr	 Eigentum	 mehrheitlich	 nicht	 veräußert	 hätten.	 Diese	
Gruppe	 charakterisierte	 Bajohr	 zutreffend	 als	 „stille	 Teilhaber“.	 Sie	 versuchten	 die	
zuständigen	 Stellen	 zwar	nicht	 zu	 ihren	Gunsten	 zu	beeinflussen,	 aber	 unternahmen	
auch	keinen	Versuch,	die	Benachteiligung	der	Juden	zu	mindern	oder	auszugleichen.720		
	 Wenige	 Bonner	 bemühten	 sich,	 die	 zuständigen	 Stellen	 durch	 antisemitische	
Argumente	 zu	manipulieren	und	auf	diese	Weise	den	Kaufpreis	 zu	 ihren	Gunsten	 zu	
beeinflussen.	 Nachfolgende,	 ausgewählte	 Beispiele	 sollen	 dies	 illustrieren:	 Die	
potenziellen	 Käufer	 des	Grundstücks	 von	Alfred	Herz,	 die	 Eheleute	 Jakob	 und	Maria	
Kurscheid,	 beauftragten	 den	 Architekten	 Alex	 Altmann,	 ein	 Gutachten	 zu	 erstellen.	
Dieser	 sprach	 sich	 gegen	 den	 festgesetzten	 Einheitspreis	 von	 21.000	 RM	 aus	 und	
begründete	dies:		
	
„Der	 Gesamteindruck	 des	 Anwesens	 kennzeichnet	 die	 jüdische	
Ausnutzung	 der	 deutschen	 Volksgenossen.	 In	 einem	 vernachlässigten	




Altmann	 bediente	 sich	 hier	 des	 antisemitischen	 Stereotyps	 des	 „Wucherjudens“,	722	
um	eine	Minderung	des	Preises	durchzusetzen.	Sein	Auftraggeber,	Kurscheid,	 sandte	
das	 Gutachten	 am	 13.	 März	 1939	 an	 das	 Amt	 14	 (Preisbehörde)	 der	 Stadt	 Bonn.	








zumindest	 die	 Wortwahl	 von	 Altmann	 billigend	 in	 Kauf. 723 	Das	 städtische	
Vermessungsamt	 weigerte	 sich	 von	 seiner	 Berechnung	 abzuweichen,	 nachdem	 u.	a.	
das	Grundstück	mit	einem	Wert	von	20.000	RM	und	das	Gebäude	lediglich	mit	1.000	




erstanden	 hatte,	 noch	 die	 zweite	 Hälfte	 zu	 erwerben.	 Die	 im	 Grundbuch	 als	
Eigentümerin	aufgeführte	Paula	Kaufmann,	geborene	Mühlental	hatte	nach	ihrem	Tod	
ihrem	jüdischen	Ehemann	David	Kaufmann	das	Grundstück	vermacht.	David	Kaufmann	




	 Der	 Bonner	 Treuhänder	 und	 Steuerberater	 Robert	 Stein	 versuchte	 mit	 einem	
Schreiben	an	den	Regierungspräsidenten	 in	Köln	am	5.	 Juli	 1940,	die	 Schenkung	von	
Feodor	Cahn	an	dessen	Stieftochter	Hildegard	Huyskens	zu	hintertreiben.	Sein	Handeln	
rechtfertigte	 er	 damit,	 dass	 er	 nicht	weiter	 als	Mieter	 in	 einem	 „derartig	 ‚arischen’“	
Haus	leben	wolle	und	führte	aus,	warum	die	Stieftochter	seiner	Ansicht	nach	nicht	als	
Eigentümerin	in	Frage	käme:	
Die	Ehefrau	Maria	Cahn	„war	 früher	 in	 Judenhäusern	Haushaltsgehilfin	
und	 [...]	 wurde	 von	 dem	 vorgenannten	 Juden	 Cahn	 geheiratet,	 als	 die	
Nürnberger	Gesetze	in	Aussicht	standen.	Kreis-	und	Gauleiter	stehen	mit	
mir	auf	dem	Standpunkte,	dass	diese	Frau	jedes	Recht	verwirkt	hat,	sich	
arisch	 zu	 nennen	 [...].	 Nach	 deutschem	 Moralbegriff	 ist	 sie	 Jüdin	
geworden.	 [...]	 Sie	 besitzt	 allerdings	 auch	 ein	 Kind,	 [...	dass],	 wie	mein	
Gewährsmann	 aus	 Krefeld	 berichtet,	 unehelich	 geboren	 und	 einen	






sprach	 seiner	Zeit	 davon,	dass	 das	 Haus	 notfalls	 auf	 dieses	 Kind	
abgeschoben	werden	solle.“726		
	
Steins	 tatsächliche	 Beweggründe	 lassen	 sich	 schwer	 fassen.	 In	 einem	 Nebensatz	
erwähnte	 er,	 dass	 ihm	 durch	 den	 Verkauf	 an	 Nicht-Juden	 das	Weiterleben	 im	 Haus	
ermöglicht	würde.	 Es	 ist	 aus	 dem	 Schreiben	 nicht	 ersichtlich,	 ob	 er	 aufgrund	 seiner	
antisemitischen	 Haltung	 nicht	mehr	 in	 einem	 „jüdischen“	 Haus	wohnen	wollte	 oder	
ihm	die	Familie	Cahn	gekündigt	hatte	und	er	sich	auf	diese	Weise	rächen	wollte.	Die	
Gauleitung	 in	 Köln-Aachen	 lehnte	 sein	 Ansinnen	 ab	 und	 erklärte	 die	 Schenkung	 für	
rechtmäßig. 727 	Diese	 Bonner	 Beispiele	 bestätigen	 eine	 weitere	 Typisierung	 von	
Akteuren	 während	 der	 „Arisierung“:	 die	 Gruppe	 der	 aktiven	 und	 skrupellosen	
Profiteure.	 Diese	 „ergriff	 über	 die	 diskriminierenden	 Rahmenbedingungen	 der	
‚Arisierung’	 hinaus	 persönliche	 Initiativen	 gegenüber	 den	 jüdischen	 Eigentümern,	 um	
den	Kaufpreis	nochmal	 zu	drücken	und	die	Zwangssituation	der	Besitzer	 rücksichtslos	
zum	eigenen	Vorteil	zu	nutzen.“728		
	 Anhand	 der	 systematisierten	 „Arisierung“	 in	 Bonn	 seit	 dem	 Novemberpogrom	
1938	 lassen	 sich	 verschiedene	Handlungsmuster	 herausarbeiten.	 Zunächst	waren	 für	
die	 Umsetzung	 der	 „Entjudung“	 die	 Beamten	 und	 Angestellten	 unterschiedlicher	
städtischer	 Stellen	 unabdingbar,	 die	 ihre	 Aufgaben	 geflissentlich	 erfüllten.	















entsprach	 der	 sozialen	 Praxis	 vor	 Ort,	 Juden	 nicht	mehr	 als	 Teil	 der	 Gesellschaft	 zu	
sehen.	 Sie	 passten	 sich	 damit	 einerseits	 der	 nationalsozialistischen	
Handlungsaufforderung	an,	bestätigten	durch	ihr	Verhalten	aber	auch	andererseits	die	
exkludierende	„Volksgemeinschaft“.		
	 Die	 Partizipation	 der	 Bonner	 Akteure	 an	 der	 „Arisierung“	 veranschaulicht	 und	
bestätigt	 im	Kleinen,	was	Bajohr	als	 „politisch-gesellschaftliche[n]	Prozeß	[bezeichnet,	











	 In	 Bezug	 auf	 Bonn	 ist	 die	 Zahl	 der	 emigrierten	 Juden	 unübersichtlich.	
Einschränkend	 muss	 vorweg	 genommen	 werden,	 dass	 nicht	 immer	 miteinander	
komparable	 Daten	 verfügbar	 sind	 und	 eine	 Annäherung	 nur	 über	 unterschiedliche	
Quellen	möglich	 ist.	Der	Volkszählung	von	1933	 zufolge	 lebten	1.268	 Juden	 in	Bonn,	
davon	 circa	 1.000	 in	 der	 alten	 Stadt	 Bonn.	 Hierbei	 handelte	 es	 sich	 um	 Bonner	
mosaischen	Glaubens.	 Bei	 der	 Volkszählung	 1939	wurden	 hingegen	 die	 „Nürnberger	
Gesetze“	 zugrunde	 gelegt,	 anhand	 derer	 entschieden	 wurde,	 wer	 als	 Jude	 galt.	 Ihr	
zufolge	 gab	 es	 noch	 512	 Juden	 in	 der	 alten	 Stadt	 Bonn,	 davon	 453	 Angehörige	
mosaischen	 Glaubens.732	In	 den	 Jahren	 von	 1937	 bis	 1939	 wanderten	 aus	 der	 alten	











	 Im	 Zuge	 der	 verstärkten	 antisemitischen	 Maßnahmen	 und	 systematisierten	
„Arisierung“	 richtete	 im	 Juni	 1938	 das	 Finanzamt	 Bonn	 eine	 eigene	
Reichsfluchtsteuerstelle	 ein.	 Otterbeck	wies	 nach,	 dass	 43	 Bonner	 Juden	 nahezu	 1,3	
Millionen	RM	an	Reichsfluchtsteuer	zahlten.	Der	Zeitpunkt	ihrer	Emigration	ist	nicht	in	
allen	 Fällen	 dokumentiert;	 diejenigen	 Personen	 von	 denen	 das	 Datum	 bekannt	 ist,	
wanderten	vom	1.	 Januar	1937	bis	19.	Oktober	1941	aus.734	Unter	 ihnen	befand	sich	











































Ab	 Ende	1938	 forcierte	 die	 nationalsozialistische	 Führung	die	 Exklusion	der	 Juden	 in	
allen	 Lebensbereichen.	 Heydrich	 fasste	 das	 Ziel	 in	 einem	 Satz	 zusammen:	 „Ich	muss	
also	in	Deutschland	solche	Maßnahmen	treffen,	daß	sie	[...]	den	Juden	isolieren,	damit	
er	nicht	in	den	normalen	Lebenskreis	des	Deutschen	tritt.“738		
	 Den	 meisten	 Juden	 war	 aufgrund	 der	 im	 vorangegangen	 Kapitel	 aufgeführten	
„Arisierungsmaßnahmen“	 jede	 Möglichkeit	 genommen	 worden,	 Einkommen	 zu	
erwirtschaften.	 Ab	 dem	 20.	 Dezember	 1938	 wurden	 von	 der	 Fürsorge	 unterstützte	
Juden	 zur	 Zwangsarbeit	 verpflichtet,	 ab	 April	 1940	 wurde	 die	 Maßnahme	 auf	 alle	








gegenüber	 den	 Juden	 dar.	 Die	 historische	 Forschung	 sieht	 darin	 die	 „Vorstufe	 der	
















Bildung	 von	 „Judenhäusern“	war	 das	 „Gesetz	 über	Mietverhältnisse	mit	 Juden“	 vom	
30.	April	 1939.	 Es	 entzog	 jüdischen	Mietern	und	Eigentümern	den	Mieterschutz	und	
zwang	 sie,	 „auf	 Verlangen	 der	 Gemeindebehörde	 andere	 Juden	 als	 Mieter	 oder	
Untermieter	 aufzunehmen“ 742 .	 Die	 lokalen	 Behörden	 setzten	 den	 angeordneten	




88,	 Breite	 Straße	 82,	 Burbacher	 Straße	 3,	 Endenicher	 Allee	 14,	
Endenicherstraße	97	und	347,	Gluckstraße	12,	Hauptstraße	100	und	133,	
Hindenburgstraße	 61,	 Im	 Krausfeld	 16,	 Josefstraße	 8,	 Junkerstraße	 13	
(heute:	 Im	 Sonnenpütz),	 Kaiserstraße	 93,	 Koblenzerstraße	 234,	
Kölnstraße	 97,	 Kronprinzenstraße	 19,	 Lennéstraße	 34,	 Lisztstraße	 11,	
Markt	 33,	 Mechenstraße	 64,	 Meckenheimer	 Allee	 42,	
Meckenheimerstraße	 30,	 Mozartstraße	 32,	 Quantiusstraße	 4,	
Rochusweg	 70,	 Rosenstraße	 14,	 Viktoriastraße	 26;	 Bad	 Godesberg:	
Königsplatz	 2;	 Beuel:	 Wilhelmstraße	 25	 und	 26,	 Combahnstraße	 45;	
Duisdorf:	Feuerwehr-Spritzenhaus	am	Hüttenplatz.“744		
	
So	wurde	 beispielsweise	 auch	Hans	Wollsteins	 Haus	 ab	 1939	 zu	 einem	 „Judenhaus“	






















von	 den	 Problemen	 innerhalb	 des	 Hauses:	 Das	 erzwungene	 Zusammenleben	 auf	
engstem	 Raum	 von	 Menschen,	 die	 sich	 teilweise	 zuvor	 nicht	 gekannt	 hatten,	
resultierte	 seiner	Aussage	nach	 in	erhöhten	Spannungen.747	Auch	wurde	 Juden	mehr	
und	 mehr	 die	 Bewegungsfreiheit	 eingeschränkt.	 Ab	 September	 1939	 war	 es	 ihnen	
untersagt,	Wohnungen	 nach	 20	Uhr	 zu	 verlassen.748	Da	 keine	 freie	 Berufswahl	mehr	
bestand,	lebten	die	jüdischen	Bonner	meist	von	ihrem	restlichen	Vermögen;	soweit	sie	










kaum	 mehr	 in	 den	 Quellen.	 Für	 heimliche	 Unterstützung,	 z.	B.	 in	 Form	 von	





















in	 „Judenhäusern“,	 die	 Mehrheit	 verblieb	 jedoch	 noch	 in	 ihren	 ursprünglichen	
Wohnungen.751	Der	Prozess	der	Separierung	ging	der	Gestapo	Köln	nicht	zügig	genug	




beschleunigen. 752 	In	 einer	 Dienstbesprechung	 vom	 11.	 Februar	 1941	 wurde	 die	




genannten	 Akteure	 bereit,	 die	 Maßnahme	 mit	 Gewalt	 umzusetzen:	 „Wo	 sich	 in	
Einzelfällen	 Schwierigkeiten	 ergeben,	 soll	 und	 will	 die	 Gestapo	 eingreifen.“ 753 	Die	
Anweisung	 der	 Gauleitung	 Köln-Aachen	 an	 die	 Kreisleiter	 vom	 22.	 Februar	 1941,754	
nach	der	sich	Juden	mit	beengten	Wohnbedingungen	abfinden	sollten,	setzte	NSDAP-
Kreisleiter	 Eichler	 wenig	 später	 um.	 Er	 verfügte,	 dass	 den	 Familien	 unabhängig	 von	
ihrer	Größe	jeweils	nur	ein	Zimmer	mit	Koch-	und	Schlafgelegenheit	zustehen	sollte.755		
	 Am	12.	Mai	 1941	erließ	die	Gestapo-Köln	 eine	Verfügung,	 der	 zufolge	 Juden	bis	
zum	 1.	 Juni	 1941	 die	 Häuser	 nicht-jüdischer	 Eigentümer	 zu	 räumen	 hätten.756	Dies	


















Verlängerung	 um	 einen	 Monat	 nicht	 umgesetzt	 werden. 757 	Aus	 pragmatischen	








in	 Stadt	 und	 Kreis	 Bonn	 lebenden	 Juden	 das	 ehemalige	 Benediktinerinnenkloster	
„Maria	 Hilf“	 in	 Endenich	 gewählt.762	Laut	 einer	Meldung	 des	 Landrates	 von	Duisdorf	
war	der	NSDAP-Kreisleiter	Eichler	für	die	Einteilung	verantwortlich.763		
	





























Kiese	 des	 Benediktinerinnenordens	 „Zur	 Ewigen	 Anbetung“	 durch	 den	 Leiter	 der	
Gestapo	 Proll	 ohne	 Angabe	 von	 Gründen	 mitgeteilt,	 dass	 sie	 die	 Gebäude	 räumen	
müssen:		
	
„Ich	 habe	 den	 Auftrag	 Ihnen	 mitzuteilen,	 daß	 das	 Kloster	 mit	 allem	




Die	 140	 Benediktinerinnen,	 unter	 denen	 sich	 zahlreiche	 ältere	 und	 kranke	 Frauen	
befanden,	mussten	innerhalb	der	kurzen	Zeit	 ihre	Habseligkeiten	packen	und	wurden	





Nach	 der	 Vertreibung	 der	 Benediktinerinnen	 durch	 die	 Gestapo	 Bonn	 wurde	 das	
Kloster	 zu	 einem	 Arbeits-	 und	 Wohnlager	 umfunktioniert	 und	 ab	 diesem	 Zeitpunkt	
unter	der	Adresse	„Kapellenstraße	6“	geführt.768	Die	Zwangseinweisung	der	Juden	aus	
Bonn	und	Umgebung	begann	 ab	Mitte	 Juni	 1941.	Die	 Betroffenen	 erhielten	 von	der	




















festgelegten	Tag	 im	Arbeits-	und	Wohnlager	einzufinden.769	Ende	 Januar	1942	 lebten	
bereits	 245	 Juden	 in	 der	 „Kapellenstraße	 6“.	 Der	 Ablauf	 des	 zwangsweisen	 Umzugs	
wurde	von	den	Kommunalbeamten	genau	geregelt	und	durch	ein	Rundschreiben	den	
betroffenen	 Personen	mitgeteilt.	 Jede	 Familie	 oder	 jeder	 Alleinstehende	 hatte	 seine	
Umzugskosten	 selbst	 zu	 tragen.	 Falls	 dies	 aufgrund	 der	 finanziellen	 Situation	 nicht	
möglich	war,	musste	 die	 jüdische	Gemeinde	 die	 Zahlung	 übernehmen.	 Dabei	wurde	
die	Mitnahme	 auf	wenige	 Einrichtungsgegenstände	 und	Güter	 des	 täglichen	 Bedarfs	
beschränkt.770	Ihr	 sonstiges	 Eigentum	 mussten	 die	 Juden	 beschriften	 und	 in	 einem	
Verzeichnis	 auflisten.	 Die	 Aufstellung	 war	 zusammen	 mit	 den	 Hausschlüsseln	 der	
zuständigen	Polizeibehörde	zu	übergeben.771	
	 Anfang	 1942	 wurden	 auch	 Felix	 Hausdorff,	 seine	 Frau	 Charlotte	 und	 seine	
Schwägerin	 Edith	 Pappenheim	 angewiesen,	 in	 die	 „Kapellenstraße	 6“	 zu	 ziehen.	
Gemeinsam	entschieden	sie	sich,	der	Zwangseinweisung	durch	Suizid	zu	entgehen.772	
Der	 Abschiedsbrief	 von	 Hausdorff	 an	 seinen	 Freund	 Hans	 Wollstein	 ist	 noch	
überliefert:		
	
„[A]uch	 Endenich	 ist	 noch	 vielleicht	 das	 Ende	 nich!	Was	 in	 den	 letzten	
Monaten	 gegen	 die	 Juden	 geschehen	 ist,	 erweckt	 begründete	 Angst,	


























Von	 der	 Zwangsumsiedlung	 ausgenommen	waren	 Juden,	 die	 in	 einer	 „privilegierten	
Mischehe“	 lebten	oder	als	„Mischlinge“	galten.774	Von	einigen	 ist	überliefert,	dass	sie	
auf	 Anweisung	 der	 Bonner	 Gestapo	 gemeinsam	 in	 einem	 der	 „Judenhäuser“	 im	
Rochusweg	 70	 leben	 mussten.775	Die	 ersten	 Bonner	 Juden	 wurden	 am	 18.	 Juni,	 die	
letzten	am	12.	August	1941	in	das	Arbeits-	und	Wohnlager	„Kapellenstraße	6“	verlegt.	
Juden	aus	den	damals	unabhängigen	Gemeinden	Bad-Godesberg,	Beuel,	Duisdorf	und	
weiteren	 Gemeinden	 des	 Landkreises	 Bonn	 kamen	 später	 hinzu. 776 	Von	 dem	
zwangsweisen	 Umzug	 waren	 nur	 wenige	 Einzelpersonen	 ausgenommen:	 Alfred,	
Margarete	und	Dora	Philippson,	Johanna	Kratzky	sowie	Hans	Wollstein,	die	gemeinsam	






beherbergt.778	Nach	 ihrer	 Einweisung	 teilten	 sich	 zeitweise	 über	 380	 Menschen	 die	



















Insgesamt	 waren	 in	 der	 „Kapellenstraße	 6“	 bis	 zu	 ihrer	 Deportation	 479	 Frauen,	
Männer	und	Kinder	aus	Bonn	und	Umgebung	interniert.779		
	 Bis	zum	September	1941	verwaltete	die	Gestapo	Bonn	unter	Aufsicht	von	Proll	das	





ortspolizeiliche	 Aufsicht	 des	 Arbeits-	 und	 Wohnlagers	 „Kapellenstraße	 6“	
verantwortlich.780	Davon	profitierte	sie	finanziell.	Die	jüdische	Gemeinschaft	hatte	für	
ihre	Internierung	einen	„Mietzins“	von	monatlich	2.000	RM	zu	entrichten.781	Die	Küche	
mit	 Einrichtung	 sowie	 die	 Waschanstalt	 mussten	 für	 den	 Preis	 von	 15.000	 RM	
ausgelöst	 werden,	 wobei	 der	 Betrag	 in	 monatlichen	 Raten	 von	 500	 RM	 abzuzahlen	
war.782	Es	entsprach	der	gängigen	Praxis,	die	hilflose	Situation	der	jüdischen	Gemeinde	
auszunutzen.	 So	 konstatiert	 Gruner:	 „Partner	 wie	 Modalitäten	 waren	 [...]	 regional	
verschieden,	die	Mietforderungen	aber	generell	überhöht.“783	
	 Aufgrund	 der	 Anweisung	 von	 Rickert	wurde	 das	 Lager	 „als	 geschlossene	 Anstalt	


























verfügbare	 Güter.785	Zudem	mussten	 sie	 Zwangsarbeit	 leisten.	 Laut	 Gruner	 war	 dies	
der	ausschlaggebende	Aspekt	der	1941	eröffneten	Lager:	„[D]ie	Internierung	jüdischer	
Familien	mit	Zwangsarbeit	in	Lagern	zu	verbinden.“786	Im	April	1942	betraf	dies	in	der	
„Kapellenstraße	 6“	 von	 den	 378	 Internierten	 93	 Männer	 und	 57	 Frauen,	 die	 zum	
großen	 Teil	 Schwerarbeit	 leisten	 mussten. 787 	Die	 Männer	 waren	 zumeist	 bei	 der	
Straßenreinigung,788	im	 Baubereich	 und	 im	 Straßenbau	 tätig.	 Einige	 von	 ihnen	 wie	
Philip	Bucki,	Simon	Dornbusch,	Louis	Hamlet,	Adolf	Levy	und	Moritz	Salm	wurden	vom	
Arbeitsamt	 Bonn	 zu	 Reinigungsarbeiten	 in	 den	 Luftschutzkellern	 herangezogen.	Dort	
mussten	sie	48	Stunden	in	der	Woche	arbeiten	und	erhielten	einen	Stundenlohn	von	
0,65	RM.789	Die	Frauen	waren	in	der	Wandplattenfabrik	Wessel	in	Dransdorf	tätig.	Ihre	
Aufgabe	 bestand	 u.	a.	 darin,	 fehlerhafte	 Fliesen	 auszumustern	 und	 fehlerfreie	 zur	
Glasur	 zu	 bringen.	 Das	 dort	 verdiente	 Geld	 wurde	 auf	 ein	 Sperrkonto	 der	
Stadtsparkasse	überwiesen,	auf	das	sie	nur	begrenzt	Zugriff	hatten.790	
	 Als	 Sprecher	 und	 Leiter	 der	 Lagerbewohner	 wurde	 von	 der	 Gestapo	 Bonn	 der	



























Wohnlagern	 wurden	 die	 Juden	 verpflichtet,	 sich	 selbst	 zu	 verwalten. 792 	Mayers	
Aufgaben	bestanden	u.	a.	in	der	Zu-	und	Verteilung	der	Zimmer	im	ehemaligen	Kloster,	
dem	Einkauf	von	Essen	und	anderen	Gebrauchsgegenständen	als	auch	dem	Erstellen	
von	 Genehmigungen	 zum	 Verlassen	 des	 Lagers.	 Darüber	 hinaus	 war	 er	 für	
Verhandlungen	 mit	 der	 Gestapo	 Bonn	 sowie	 den	 städtischen	 Behörden	 zuständig.	
Mayer	hatte	zudem	für	einen	geregelten	Ablauf	des	Alltags	im	Lager	zu	sorgen.	Zuletzt	
bestand	seine	Aufgabe	darin,	die	reibungslose	Abwicklung	der	Transporte	in	den	Osten	
durch	 das	 Erstellen	 von	 Deportationslisten	 zu	 gewährleisten. 793 	Das	 Arbeits-	 und	
Wohnlager	 selbst	 wurde	 nicht	 bewacht,	 jedoch	 wurden	 von	 Zeit	 zu	 Zeit	 Kontrollen	







möglich,	 ein	 Teil	 davon	 wurde	 in	 einem	 offenen	 Geschossteil	 der	 Klosterkirche	





sicher	 eine	 Nonnenzelle	 vorstellen,	 in	 dem	 Stil	 sind	 alle	 Zimmer.	 Die	














arbeitsfähig	 waren,	 erledigten	 Aufgaben	 im	 Lager.	 Die	 freie	 Zeit	 verbrachten	 die	
Familien	meist	unter	 sich.	Mit	mitgebrachten	Büchern	bauten	die	 internierten	 Juden	
eine	 Lagerbibliothek	 auf.	 Darüber	 hinaus	 wurde	 ein	 Literaturkurs	 organisiert	 und	
Doktor	 Levy	 bat	 Erste	 Hilfe-Schulungen	 an.	 Die	 im	 Lager	 lebenden	 Kinder	 wurden	
durch	 Siegfried	Winterberg	mit	 einfachsten	Mitteln	 unterrichtet.	 Dieser	 leitete	 auch	
am	Sabbat	den	Gottesdienst	im	ehemaligen	Refektorium,	allerdings	ohne	Thorarollen.	
Diese	waren	beim	Novemberpogrom	von	der	Gestapo	konfisziert	worden.797			
	 Obgleich	 sich	 ein	 gewisser	 Alltag	 einstellte,	 kann	 nicht	 von	 einer	 „normalen“	
Lebenswelt	 gesprochen	 werden.	 Bei	 Lagern	 handelte	 es	 sich	 um	 erzwungene	
Gesellschaften.	 Die	 Entstehung	 von	 Lebens-	 und	 Handlungsräumen	 in	 diesen	 kann	
lediglich	 als	 Anpassung	 an	 eine	 gewaltsam	 herbeigeführte	 Lage	 verstanden	werden,	
die	 mit	 der	 Normalität	 nicht	 vergleichbar	 war.798	So	 beschreibt	 auch	 Max	 Herz	 die	
Situation	 in	 der	 „Kapellenstraße	 6“	 in	 einem	 Brief	 an	 seinen	 Bruder	 Theodor:	 „Das	
Leben	 ist	 für	 uns	 u.	 für	mich	 so	 vollständig	 verändert,	 dass	man	auch	 hier	 von	 einer	
Umwertung	aller	Werte	sprechen	muss.“799	
	 Die	hygienischen	Bedingungen	im	Arbeits-	und	Wohnlager	bezeichnete	der	Bonner	
Arzt	 Dr.	 Josef	 Kill	 bei	 seinen	 Besuchen	 im	 Juni	 1941	 als	 unzumutbar.	 Er	 bemängelte	
schlimme	 sanitäre	Missstände	und	das	 Fehlen	 jeglicher	medizinischer	Versorgung	 im	
Lager.	Als	Beispiel	führte	er	den	Fall	einer	an	ruhrartigem	Darmkatarrh	leidenden	Frau	
an,	 die	 gezwungen	war,	 ihre	 Notdurft	 in	 einem	 Putzeimer	 in	 einem	 Raum	mit	 zehn	
Personen	 zu	 verrichten.	 Separate	 Zimmer,	 ein	 Arzt	 oder	 einfache	 Utensilien	 für	 die	
Behandlung	von	Kranken	waren	 im	Lager	nicht	vorhanden.	Gleichzeitig	verfügten	die	
internierten	 Juden	 oft	 über	mehrere	 Tage	 hinweg	 nur	 wenige	 Stunden	 täglich	 über	
fließendes	Wasser,	 so	dass	die	Badeeinrichtung	oftmals	nicht	nutzbar	war.	Auch	den	









herum	 irrenden,	 namentlich	 älteren	 und	 verzweifelten	 Leuten“800	beschrieb	 er	 bei	
seiner	Anhörung	im	Entnazifizierungsverfahren	gegen	Rickert.	Über	die	Zustände	in	der	
„Kapellenstraße	 6“	 setzte	 er	 Rickert	 in	 Kenntnis	 und	 wies	 auf	 die	 Gefahr	 hin,	 dass	
Krankheiten	aus	dem	Lager	auf	die	Stadt	übergreifen	könnten.	Als	Reaktion	wurde	Dr.	
Kill	 von	 der	 Bonner	 Gestapo	 verhört	 und	 der	 „erwiesenen	 Judenfreundlichkeit“801	
beschuldigt.	Kurz	darauf	musste	er	die	ärztliche	Betreuung	der	jüdischen	Gemeinschaft	
aufgeben,	 weil	 er	 an	 einem	 schweren	 Magengeschwür	 erkrankte.802	Ab	 November	
1941	wurde	der	 jüdische	Arzt	Dr.	Wilhelm	Levy	aus	 Idar-Oberstein	angewiesen,	nach	
Bonn	in	das	Arbeits-	und	Wohnlager	zu	ziehen.		
	 Auch	 standen	 den	 internierten	 Juden	 nicht	 ausreichend	 Lebensmittel	 zur	
Verfügung.	Die	Versorgung	wurde	durch	das	Bonner	Wirtschafts-	und	Ernährungsamt	
zentral	 geregelt	und	nur	 städtisch	beauftragte	Geschäfte,	die	 zuvor	von	der	Gestapo	
Bonn	 geprüft	 worden	 waren,	 durften	 Nahrungsmittel	 liefern.803	Dies	 entsprach	 der	
gängigen	 Praxis	 bei	Wohn-	 und	 Arbeitslagern,	 wo	 für	 die	 Zustellung	 an	 die	 jüdische	
Gemeinschaft	 nur	 „vertrauenswürdige“	 Geschäftsleute	 bestimmt	 wurden. 804 	Die	
Waren	wurden	zum	größten	Teil	der	Gemeinschaftsküche	zugewiesen.	Der	Rest	wurde	
an	die	Bewohner	verteilt	oder	an	sie	weiterverkauft.	Schon	im	September	1941	traten	
Probleme	 wegen	 der	 unzureichenden	 Versorgung	 auf.	 Die	 Zuteilung	 von	 Reis,	
Hülsenfrüchten,	 Teigwaren	 und	 Kartoffelstärke	 oder	 Mehlerzeugnissen	 war	 dem	
Sammellager	 verwehrt	 worden.	 Mayer	 schildert	 in	 einem	 Brief	 an	 das	 zuständige	
Wirtschafts-	und	Ernährungsamt	Bonn	die	damit	einhergehenden	Schwierigkeiten:		
„Uns	 trifft	 die	 Versagung	 dieser	 Lebensmittel	 besonders	 schwer.	 Wir	
haben	 die	 Verpflegung	 der	 Gemeinschaft	 ohne	 Vorräte	 begonnen	 und	














steht	 im	 Arbeitseinsatz,	 zum	 grossen	 Teil	 als	 Schwerarbeiter	 ohne	
Schwerarbeiterzulage,	 58	 Personen	 sind	 über	 70	 Jahre	 alt,	 der	 Rest	
besteht	größtenteils	aus	Kindern	und	arbeitsunfähigen	und	kranken	Voll-	
oder	Halbinvaliden.	Wenn	uns	die		 angeführten	 Lebensmittel	 nicht	
zugeteilt	werden,	wird	die	Verpflegung	noch	 schwieriger	wie	 sie	bisher	
schon	ist,	und	es	wird	kaum	möglich	sein,	die	Gemeinschaftsmitglieder,	
insbesondere	die	 Schwerarbeiter,	 die	Alten	und	Kranken	bei	 Kräften	 zu	
halten.“805		
	
Trotz	 Mayers	 wiederholten	 Bemühungen	 blieb	 die	 Ernährungslage	 der	 internierten	
Juden	problematisch,	es	mangelte	u.	a.	an	Gemüse,	Wurst	und	Eiern.806	Weil	sich	die	
Versorgung	 im	 Frühjahr	 1942	 weiter	 verschlechterte,	 wandte	 er	 sich	 im	 April	 1942	
erneut	 an	 das	 Wirtschafts-	 und	 Ernährungsamt	 mit	 dem	 Hinweis,	 dass	 für	 die	 378	
internierten	Menschen	seit	über	vier	Monaten	keine	Kartoffeln	mehr	geliefert	worden	
seien.	 Auch	 von	 der	 Kreisbauernschaft	 zugesagte	 Steckrüben	 seien	 nicht	
eingetroffen.807	Das	Amt	reagierte	am	30.	April	1942.	In	einem	internen	Vermerk	hieß	
es,	dass	noch	150	Zentner	Kartoffeln	vorhanden	seien.	Diese	kämen	nicht	mehr	für	den	
Verkauf	 in	 Frage,	 „weil	 sie	 teils	 schlecht	 und	 angefault	 sind.	 Diese	Menge	 kann	 der	

















Die	 zuständigen	 Stellen	 erschwerten,	 wie	 in	 den	 vorangegangenen	 Abschnitten	
beschrieben,	 den	 Alltag	 der	 internierten	 Juden,	 indem	 sie	 u.	a.	 die	 sanitären	
Missstände	 und	 die	 schlechte	 Versorgung	 mit	 Lebensmitteln	 nicht	 behoben.	 Sie	
regelten	darüber	hinaus	den	gesamten	Tagesablauf	in	der	„Kapellenstraße	6“,	mit	dem	
Ziel	 den	 Kontakt	 zu	 nicht-jüdischen	 Bonnern	 zu	 minimieren.	 Das	 Arbeits-	 und	
Wohnlager	durften	die	 internierten	 Juden	nur	 verlassen,	um	Zwangsarbeit	 im	nahen	
Umkreis	 zu	 leisten.	 In	 Ausnahmefällen	 wurden	 Sondergenehmigungen	 erteilt,	 wie	
beispielsweise	bei	dringenden	Arztbesuchen.809	Lediglich	den	Kindern	war	es	gestattet,	
sonntags	 außerhalb	 des	 Klostergeländes	 zu	 spielen.	 Doch	 auch	 hier	 gab	 es	
Restriktionen	und	es	war	ihnen	nicht	erlaubt,	weiter	als	bis	zur	Heiligen	Stiege	und	der	
Kirche	 auf	 dem	 Kreuzberg	 zu	 gehen.	 Die	 Außenkontakte	 reglementierten	 die	
städtischen	Stellen,	Besuche	von	Verwandten	sowie	Freunden	standen	unter	Kontrolle.	
Im	Verlauf	der	Monate	wurden	auch	diese	 sukzessive	eingeschränkt.810	Ohnehin	war	






Wie	 bereits	 in	 den	 vorangegangenen	 Abschnitten	 dargestellt,	 setzten	 die	 örtlichen	
Dienststellen	 die	 räumliche	 Trennung	 der	 jüdischen	 Gemeinschaft	 von	 der	 „Bonner	
Volksgemeinschaft“	 durch	 die	 Einweisung	 in	 „Judenhäuser“	 und	 das	 Arbeits-	 und	
Wohnlager	„Kapellenstraße	6“	durch.	Den	Anweisungen	„von	oben“	folgend	und	über	
diese	 hinaus	 bemühten	 sich	 die	 lokalen	 Akteure	 eigeninitiativ	 in	 unterschiedlicher	










Einweisung	 der	 Bonner	 Juden	 in	 „Judenhäuser“	mit	 und	 bemühte	 sich,	 den	 Prozess	
nach	Kräften	voranzutreiben.	Eichler	ging	so	weit,	die	Wohnverhältnisse	eigenmächtig	
–	im	Vergleich	zu	den	Anweisungen	„von	oben“	–	und	übermäßig	zu	verschärfen.	Zwar	
handelte	 er	 gemäß	 der	 Anordnung	 der	 NSDAP-Gauleitung	 Köln-Aachen,	 diese	 war	
jedoch	 nicht	 spezifiziert.	 Er	 interpretierte,	 was	 seiner	 Ansicht	 nach	 „beengte	
Wohnverhältnisse“	 waren.	 Zudem	 teilte	 Eichler	 die	 Juden	 den	 beiden	 Arbeits-	 und	
Wohnlagern	 „Kapellenstraße	 6“	 und	 „Much“	 zu.	 Auch	 war	 die	 örtliche	 Kreisleitung	
unter	seiner	Leitung	an	den	Übergabeverhandlungen	des	Lagers	„Kapellenstraße	6“	an	
die	 Stadt	 Bonn	 beteiligt.	 Aus	 folgendem	 Schreiben	 an	 das	 Wirtschafts-	 und	
Ernährungsamt	 Bonn	 wird	 ersichtlich,	 dass	 Eichler	 den	 Rahmen	 seiner	





genommen	wird,	dort	irgendwelche		Besorgungen	 zu	 machen.	 Wir	
wollen	 die	 Juden	 ganz	 aus	 dem	 Stadtbild	 der	 Stadt	 Bonn	
ausschliessen.“812		
	
In	 diesem	 Zusammenhang	 erließ	 Eichler	 weitere	 Maßnahmen.	 So	 sollte	 das	 Lager	
überwiegend	von	Geschäften	beliefert	werden,	die	in	der	Nähe	ansässig	waren813	und	











der	 endgültigen	 Exklusion	 der	 jüdischen	 Bonner.	 Die	 Gestapo-Beamten	 waren	




Juni	 bis	 September	 1941.	 Auch	 suchte	 Proll	 nach	 Möglichkeiten,	 Interaktionen	
zwischen	den	internierten	Juden	und	den	nicht-jüdischen	Bonnern	zu	unterbinden.	So	









lieferten,	 waren	 zuvor	 auf	 ihre	 „Vertrauenswürdigkeit“	 überprüft	 worden.	 Auch	
kontrollierte	die	Gestapo	Bonn	die	Besuche	zwischen	den	internierten	Juden	und	ihren	
Verwandten	 bzw.	 den	 nicht-jüdischen	 Bonnern;	 über	 die	 Zeit	 schränkte	 sie	 diese	
sukzessive	ein.	So	berichtete	Hanny	Shurman	gegenüber	der	Gedenkstätte	Bonn:		
	
„Anfangs	konnte	 ich	mit	meinem	Sohn	meine	Eltern	 [Bernhard	und	 Ida	
Arensberg]	 noch	 fast	 jeden	 Tag	 besuchen.	 [...]	 Später	 wurden	 die	













der	 Separierung	 der	 jüdischen	Gemeinschaft	 involviert.	 Bei	 den	 Planungen	bezüglich	
der	„Judenhäuser“	brachten	neben	Oberbürgermeister	Rickert,	Stadtinspektor	Güssen	
und	 der	 städtische	 Rechtsanwalt	 Dr.	 Horster	 Vorschläge	 ein.	 Auch	 bei	 den	
Übergabeverhandlungen	vertrat	Dr.	Horster	die	Stadt	Bonn.	Nach	der	Übernahme	des	
Arbeits-	 und	 Wohnlagers	 traf	 Rickert	 grundlegende	 Entscheidungen,	 die	 die	
Versorgung	 der	 internierten	 Juden	 betrafen;	 so	 ließ	 er	 die	 „Kapellenstraße	 6“	 als	
„geschlossene	 Anstalt	 mit	 Sammelverpflegung“ 817 	führen	 und	 untersagte	
Sonderzuteilungen	 jeglicher	 Art.818	Durch	 diese	Maßnahme	 verhinderte	 Rickert,	 dass	
die	Juden	das	Arbeits-	und	Wohnlager	für	Einkäufe	verließen.	Für	Kleidung	und	Schuhe	
wurden	 ihnen	 die	 Geschäfte	 Blömer	 und	 Duell	 &	 Co	 zugewiesen,	 die	 sie	 nur	 zu	
festgelegten	 Zeiten	 betreten	 durften:	 Eine	 der	 wenigen	 verbliebenen	
Interaktionsmöglichkeiten	zu	nicht-jüdischen	Bonnern	war	damit	unterbunden.		
	 Das	weitere	Vorgehen	bezüglich	der	Verpflegung	wurde	mit	mehreren	städtischen	
Beamten	 abgesprochen	 und	 koordiniert:	 dem	 Städtischen	 Rechtsrat	 Dr.	 Berndt	 vom	
Wirtschafts-	 und	Ernährungsamt	Bonn,	dem	Städtischen	Rechtsrat	und	Rechtsanwalt	
Dr.	 Horster,	 dem	 Stadtinspektor	 Brabeck	 und	 dem	 Stadtinspektor	 Roesberg.819	Die	



















Arbeitsamt	 hingegen	 war	 für	 die	 Einteilung	 der	 Juden	 zur	 Zwangsarbeit	 zuständig,	
wovon	die	Stadt	Bonn	neben	den	Zahlungen	des	„Mietzinses“	profitierte.		
	 Welche	Schlussfolgerungen	lassen	sich	also	aus	dem	Handeln	der	lokalen	Akteure	
ableiten?	 Zunächst	 ist	 festzuhalten,	 dass	 die	 NS-Führung	 ab	 1939	 die	 systematische	
Separierung	in	verschiedenen	Lebensbereichen	angeordnet	und	konkretisiert	hatte.821	
Während	 manche	 der	 Verfolgungsmaßnahmen	 zentral	 gesteuert	 wurden,	 lag	 die	
Wohnkonzentration	 und	 Zwangsversorgung	 der	 Juden	 jedoch	 im	
Verantwortungsbereich	 der	 Gemeinden. 822 	Wie	 in	 dem	 vorangegangen	 Abschnitt	
dargestellt	 wurde,	 waren	 zahlreiche	 Bonner	 Dienststellen	 an	 der	 Separierung	 der	
jüdischen	 Gemeinschaft	 von	 der	 übrigen	 Gesellschaft	 beteiligt.	 Dabei	 arbeiteten	 sie	
Hand	in	Hand,	um	die	exkludierende	Politik	umzusetzen.	Ohne	ihre	Mitwirkung	vor	Ort	
wäre	 das	 Ziel	 der	 Separierung	 der	 Juden	 nicht	 realisierbar	 gewesen.	 Oftmals	






„Die	 Stadtverwaltung	 folgte	 [....]	 einem	 kohärenten,	 rassistischen	
Gesellschaftsbild,	 dessen	 böse	 Logik	 sie	 in	 konkretes	
Verwaltungshandeln	 umsetzte.	 Sie	 schuf	 keine	 Ausnahmetatbestände,	
sondern	machte	auf	dem	Weg	von	Dienstanweisungen,	Ortsvorschriften	










Bonns	 nicht	 bestätigt	 werden.	 Die	 städtischen	 Stellen	 nutzten	 ihre	
Handlungsmöglichkeiten,	 um	 über	 die	 geforderte	 Gesetzgebung	 hinaus	 die	 jüdische	
Gemeinschaft	in	fast	allen	Lebensbereichen	zu	diskriminieren	und	zu	isolieren.	Zudem	
erschwerten	sie	die	Lebensbedingungen	der	Juden,	wie	die	aufgeführten	Beispiele	der	
„Kapellenstraße	 6“	 zeigen.	 Für	 Bonn	 bestätigt	 sich	 vielmehr	 Gruners	 Einschätzung,	






jüdischen	 Gemeinschaft	 –	 ob	 direkt	 oder	 indirekt	 –	 variierten	 stark.	 Verschiedene	
Beispiele	 sollen	 dies	 illustrieren.	 Das	 Wirtschafts-	 und	 Ernährungsamt	 Bonn	 schrieb	
Ende	 Juni	 1941	 verschiedene	 Verbände	 an,	 um	 eine	 Angabe	 über	 „zuverlässige“	
Händler	 zu	 erhalten,	 die	 für	 die	 Sammelverpflegung	 des	 Arbeits-	 und	 Wohnlagers	
„Kapellenstraße	 6“	 in	 Frage	 kämen.826	Die	 Vertreter	 der	 „Fleischer-Innung	 für	 den	
Stadt-	 und	 Landkreis	 Bonn“,	 der	 „Kreisbauernschaft	 Bonn“	 und	 der	
„Kreishandwerkerschaft	 Bonn“	 beantworteten	 die	 Anfrage	 weitgehend	 sachlich	 und	
führten	 entsprechende	 Händler	 auf; 827 	nicht	 so	 der	 Geschäftsführer	 der	



















„Es	 ist	 sicherlich	 zu	 begrüssen,	 dass	 durch	 Einrichtung	 einer	
Sammelverpflegung	 die	 Juden	 möglichst	 aus	 den	 Geschäften	
ferngehalten	werden.	Grundsätzlich	sind	wir	 jedoch	der	Meinung	,	dass	
die	Einrichtung	der	Sammelverpflegung	kein	Anlass	für	einen	Preisvorteil	





diese	 über	 die	 Rahmenbedingungen	 für	 die	 Lieferungen	 informiert:	 So	 sollten	
beispielsweise	 alle	 geschäftlichen	 Angelegenheiten	 nur	 in	 der	 „Kapellenstraße	 6“	
geführt	 und	 bei	 etwaigen	 Forderungen	 oder	 Wünschen	 seitens	 der	 jüdischen	
Gemeinschaft	die	Gestapo	Bonn	informiert	werden.830	Letztlich	entschieden	sich	zwölf	
Bonner	 Geschäfte/Geschäftsleute	 dazu,	 die	 internierten	 Juden	 zu	 beliefern:	 Firma	
Vianden	unter	 Inhaber	Kirsten:	Kartoffeln;	Zimmermann:	Obst	und	Gemüse;	Luhmer:	
Milch;	 Schöler:	 Fleisch;	 Knauf,	 Schäfer,	 Schmitz,	 Walbröl:	 Brot;	 Battermann:	 Fisch;	
Bürfent:	Getränke;	Bergmann:	Putz	und	Waschmittel.831		
	 Drei	 Geschäftsmänner	 verzichteten	 auf	 den	 Auftrag.	 Bei	 Bauch	 und	 Nettekoven	
sind	 die	 Beweggründe	 aufgrund	 der	 Quellenlage	 nicht	 mehr	 nachvollziehbar. 832	
Geschäftsinhaber	Körner	lehnte	die	Anfrage	ab,	weil	er	nicht	bereit	war,	der	jüdischen	



















Uhr	 keinesfalls	 Juden	 bedienen	 können.	 Es	 ist	 unseren	 Kunden	 nicht	
zuzumuten,	 sich	 beim	 Einkauf	 mit	 Juden	 zusammen	 an	 die	 Theke	 zu	
stellen,	 ausserdem	 schadet	 es	 dem	 Ruf	 unseres	 Hauses,	 wenn	 in	 der	
Haupt-Geschäftszeit	 die	 mit	 dem	 gelben	 Stern	 geschmückten	 Juden	
allwöchentlich	gesehen	werden.“835	
	
Im	 Gegensatz	 dazu	 bemühten	 sich	 einzelne	 Geschäftsleute,	 der	 jüdischen	
Gemeinschaft	 ein	wenig	 entgegen	 zu	 kommen.	 Laut	 einem	Brief	 des	 Lagersprechers	
Mayer	 an	 die	 Gestapo	 Bonn	 bot	 der	Metzger	 Schöler	 an,	 für	 den	 Schwund	 bei	 den	
Wurstwaren	Ersatz	zu	liefern.	Auch	die	Bäcker	waren	bereit,	der	„Kapellenstraße	6“	–	
entgegen	nationalsozialistischer	Vorgaben	–	Kuchen	zu	verkaufen.	Ebenso	offerierten	
sowohl	 die	 Bäcker	 als	 auch	 die	 Firma	 Bergmann,	 für	 die	 internierten	 Juden	
Großhandelspreise	zu	veranschlagen.836	Die	Gestapo	Bonn	untersagte	dies.		
	 Auch	von	anderen	Bonnern	bekamen	die	 internierten	 Juden	Unterstützung	oder	
zumindest	Empathie.	So	wurde	ihnen	während	sie	Zwangsarbeit	leisteten,	gelegentlich	
Essen	mitgegeben.	 Auch	 erhielten	 sie	 von	 Verwandten	 oder	 Freunden	 Lebensmittel	
und	 sonstige	 Bedarfsgegenstände:837	Beispielsweise	 half	 Josef	Weiden	 der	 jüdischen	


















Angestellten	 der	 Fabrik,	 in	 der	 sie	 arbeiten	 musste,	 freundlich	 behandelt	 wurde.	
Zudem	 kritisierte	 der	 Fabrikdirektor	 ihr	 gegenüber	 die	 Einführung	 des	 Judensterns:	





Spektrum	 auf.	 Zunächst	 ist	 festzustellen,	 dass	 die	 nationalsozialistische	 Politik	 der	
Separierung	durchaus	 den	 ihr	 zugedachten	 Zweck	 erfüllte;	 es	 existierten	nur	wenige	
Interaktionsmöglichkeiten	 zwischen	 Juden	 und	 Nicht-Juden.	 Die	 exkludierende	
„Volksgemeinschaft“	 vor	 Ort	 war	 hergestellt.	 Letztlich	 kristallisierten	 sich	 drei	
Handlungsmuster	heraus:	
	 Menschen	 mit	 enger	 Bindung	 zu	 den	 internierten	 Juden	 –	 sei	 es	 aufgrund	
verwandtschaftlicher	 oder	 freundschaftlicher	 Beziehungen	 –	 waren	 bereit,	 diese	 im	
Rahmen	 ihrer	Möglichkeiten	 zu	unterstützen,	 auch	wenn	dies	 teilweise	nur	 heimlich	
geschehen	 konnte.	 Nicht-Juden,	 die	 aufgrund	 äußerer	 Umstände	 in	 Kontakt	mit	 der	
jüdischen	 Gemeinschaft	 kamen,	 z.	 B.	 aufgrund	 von	 Warenlieferungen	 in	 die	
„Kapellenstraße	6“,	verhielten	sich	angepasst	bzw.	passiv.	Sie	folgten	überwiegend	den	
nationalsozialistischen	Anweisungen,	waren	nicht	ausfällig	 gegenüber	den	 Juden	und	
kamen	 ihnen	 gelegentlich	 entgegen.	 Einige	 Nicht-Juden,	 wie	 beispielsweise	 der	
Geschäftsführer	der	Kreisstelle	Mittelrhein	oder	des	Textilhauses	Blömer	unterstützten	
die	 antisemitische	 Politik.	 Sie	 verbalisierten	 dies	 in	 Briefen	 und	 brachten	 weitere	
konkrete	 Vorschläge	 zur	 Diskriminierung	 bzw.	 Exklusion	 der	 jüdischen	 Gemeinschaft	
ein.	 Ob	 dies	 aus	 Opportunismus,	 Profilierung	 gegenüber	 den	 lokalen	 Machthabern	
oder	Antisemitismus	geschah,	 ist	nicht	mehr	zu	rekonstruieren.	Unmutsbekundungen	
oder	 Proteste	 seitens	 der	 nicht-jüdischen	 Bonner	 wegen	 der	 Einweisung	 und	
Internierung	der	 jüdischen	Gemeinde	sind	nicht	bekannt.	Die	Beschwerde	Dr.	Kills	an	









mehreren	 tausend	 Juden	 aus	 größeren	 Städten	 des	 Deutschen	 Reiches	 nach	
Litzmannstadt	 und	 in	 das	 Baltikum,	 sowie	 ab	 März	 1942	 in	 das	
Generalgouvernement.841	Gleichzeitig	wurden	verschiedene	Maßnahmen	erlassen,	um	
den	 reibungslosen	 Ablauf	 der	 Deportationen	 zu	 gewährleisten.	 Durch	 die	
Polizeiverordnung	 vom	 1.	 September	 1941	 wurde	 die	 allgemeine	 äußere	
Kennzeichnung	 von	 Juden	 im	 Reichsgebiet	 vorgeschrieben	 –	 alle	 Juden	 im	Alter	 von	
über	sechs	Jahren	hatten	in	der	Öffentlichkeit	einen	Stern	mit	der	schwarzen	Aufschrift	
„Jude“	 zu	 tragen. 842 	Adler	 bewertete	 dies	 als	 eine	 „der	 letzten	 und	 [als]	
entscheidendste	Maßnahme	 zur	Absonderung	der	 Juden	vor	der	Deportation,	 [die]	 in	
Deutschland	 erst	 vor	 ihrem	 systematischen	 Beginn	 und	 gewiß	 zu	 ihrer	 Vorbereitung	
eingeführt“843 	wurde.	 Darüber	 hinaus	 verfügte	 das	 Reichssicherheitshauptamt	 per	
Erlass,	dass	ab	Oktober	1941	Juden	die	Auswanderung	verboten	wurde.844		
	 Die	 Transporte	 in	 den	 Osten	 hatten	 von	 Anfang	 an	 unter	 einer	
Vernichtungsabsicht	 gestanden,	 jedoch	 wurde	 zunächst	 der	 Plan,	 die	 Juden	 durch	
Zwangsarbeit,	 Unterernährung	 und	 Krankheiten	 zu	 töten	 –	 gegebenenfalls	 über	
mehrere	 Generationen	 hinweg	 –	 aufrechterhalten.	 Die	 unmittelbare	 Tötung	 war	
vorerst	 für	 die	mittel-	 und	 osteuropäischen	 Juden	 vorgesehen.845	Ab	März	 1942	 und	
mit	 der	 Fertigstellung	 der	 Vernichtungslager	 im	 Generalgouvernement	 begann	 die	
unterschiedslose	Ermordung	aller	Juden,	die	aber	nach	wie	vor	unter	dem	Deckmantel	















Februar	 1942	 nach	 Köln	 verlegt; 847 	dort	 wurden	 sie	 auf	 das	 „Fort	 V“	 in	 Köln-
Müngersdorf,	 in	 die	 ehemalige	 jüdische	 Loge	 in	 der	 Cäcilienstraße	 sowie	 in	 das	
bisherige	jüdische	Krankenhaus	in	Köln-Ehrenfeld	verteilt.848	Sie	verblieben	noch	einige	
Monate	 in	den	Lagern	bis	 sie	ab	 Juni	1942	mit	unterschiedlichen	Transporten	 in	den	
Osten	deportiert	wurden.		
	 Die	Deportationen	der	Mehrheit	der	 im	Arbeits-	und	Wohnlager	„Kapellenstraße	
6“	 internierten	 Juden	begannen	ab	 Juni	1942.849	Im	amtlichen	Schriftverkehr	wurden	
sie	 als	 „Aus-	 und	 Umsiedlung“	 oder	 als	 „Transport“	 bezeichnet	 und	 tabuisiert.	 Die	
Bonner	 Gestapo	 beauftragte	 Lagerleiter	 Mayer,	 die	 Deportationslisten	 zu	 erstellen.	
Wer	auf	die	Liste	gesetzt	wurde,	erhielt	seinen	Bescheid	einige	Tage	vorab	und	hatte	
die	 Möglichkeit,	 seine	 Verwandten	 und	 Freunde,	 darunter	 auch	 Nicht-Juden,	 zu	
benachrichtigen.850	Einige	dieser	Abschiedsbriefe	sind	noch	in	der	Gedenkstätte	Bonn	




























„Meine	 Liebsten!	 Leider	 haben	 wir	 nicht	 mehr,	 außer	 dem	 roten	
Kreuzbrief	hören	können.	Jetzt	müssen	wir	uns	leider	verabschieden,	die	
Reise	 wird	 morgen	 früh	 angetreten.	 Euch	 wünschen	 wir	 stets	 das	
Allerbeste,	 bleibt	 gesund	 zusammen	 und	 vergeßt	 uns	 nicht.	 Macht	 es	
weiter	wie	bisher,	 schreiben	dürfen	wir	nicht	mehr,	wir	 sind	die	 letzten	
von	 vielen	 Hunderten	 [,]	 noch	 90	 Personen.	Macht	 Euch	 keine	 Sorgen	
über	 uns,	 wie’s	 kommt,	 so	 kommt’s.	 Lebt	 herzlichst	 wohl	 gegrüßt	 und	
küsst	 Gretel	 u.	 Kurt	 u.	 nun	 Gottbefohlen	 mit	 Gruß	 u.	 Kuss	 Euer	
Hermann.“852	
	
Auch	Günther	Bucki	 erreichte	 in	Palästina	noch	Wochen	 später	 eine	auf	den	16.	 Juli	
1942	datierte	Postkarte	seiner	Familie	mit	dem	knappen	Wortlaut:	„Ausreise	morgen.	
Uns	geht’s	gut.	Auf	Wiedersehen!“853	Dies	war	das	letzte	Lebenszeichen,	das	er	von	ihr	
erhielt.854	Als	 Anna	Meyer	 im	August	 1942	 den	Deportationsbescheid	 erhielt,	 entzog	
sie	sich	dem	Transport	nach	Theresienstadt	durch	Selbstmord.855		
	 Über	das	Prozedere	in	der	„Kapellenstraße	6“	vor	der	Deportation	berichtete	Dora	
Philippson.	 Die	 Gestapo	 Bonn	 überprüfte	 das	 Gepäck	 und	 versah	 es	 mit	
























eine	 Vermögensaufstellung,	 Sparbücher	 und	 sonstige	 Bankausweise	 abliefern.856	Alle	
Juden	 aus	 der	 „Kapellenstraße	 6“	 wurden	 mit	 Bussen	 bzw.	 Wehrmachtsautos	 nach	
Köln-Deutz	gebracht857	und	von	dort	ins	KZ	Theresienstadt,	in	den	Distrikt	Lublin	oder	
nach	 Minsk	 deportiert.858	Auf	 die	 Fahrt	 durften	 sie	 nur	 wenig	 Gepäck	 mitnehmen:	
Lebensmittel	für	acht	Tage,	50	Reichsmark,	Essgeschirr,	einen	Koffer	oder	Rucksack	mit	
Bettzeug,	Kleidung	und	Schuhen.859			
	 Laut	 Michael	 Zimmermann	 waren	 an	 der	 Vorbereitung	 und	 Durchführung	 der	
Deportationen	 auf	 regionaler	 Ebene	 zahlreiche	 Instanzen	 beteiligt:	 die	 örtliche	
Gestapo,	 das	 Polizeipräsidium,	 das	 Einwohnermeldeamt,	 die	 Ordnungspolizei,	 das	
Arbeitsamt,	das	Finanzamt,	das	Wohnungsamt,	die	Sparkasse	und	andere	Banken,	bei	
denen	 die	 zu	 deportierenden	 Juden	 Konten	 unterhielten;	 seitens	 der	 Reichsbahn	
waren	 die	 Generalbetriebsleitung	 West,	 die	 Reichsbahndirektion	 Köln	 und	 das	
Personal	 des	 Deportationsbahnhofs	 beteiligt.860	Zudem	waren	 jene	 Firmen	 involviert	
bzw.	 mindestens	 informiert,	 bei	 denen	 die	 Menschen	 Zwangsarbeit	 hatten	 leisten	
müssen. 861 	Für	 Bonn	 lassen	 sich	 noch	 zusätzliche	 Akteure	 ausmachen.	
Oberbürgermeister	Rickert	oblag	die	treuhänderische	Verwaltung	der	„Kapellenstraße	
6“,	weswegen	er	wenigstens	an	der	Organisation	der	Abreisevorbereitungen	beteiligt	
gewesen	 sein	 musste.	 Die	 Versorgung	 der	 jüdischen	 Gemeinschaft	 wurde	 vom	























	 Nachweislich	 bekannt	 waren	 die	 Deportationen	 jenen	 Geschäftsleuten,	 die	 die	
jüdische	Gemeinschaft	 in	der	 „Kapellenstraße	6“	beliefert	hatten.	Allerdings	kann	 im	
Falle	der	Geschäftsleute	wie	auch	der	nicht-jüdischen	Bonner,	die	noch	Kontakte	mit	
der	 jüdischen	 Gemeinschaft	 unterhielten,	 ausdrücklich	 nur	 von	 Wissen	 über	 die	
Transporte	gesprochen	werden.	Eine	Beteiligung	an	den	Deportationen	in	irgendeiner	
Form	ist	nicht	belegt.		
	 Es	 sind	 nur	 wenige	 Reaktionen	 der	 Bonner	 auf	 die	 Deportationen	 der	 Juden	
nachweisbar.	Die	oben	aufgeführten	Akteure	beteiligten	sich	an	der	Vorbereitung	und	
Durchführung	der	Transporte.	Von	den	Deportationen	wussten	mindestens	diejenigen	





„Gestern	 war	 ich	 in	 der	 gleichen	 Sache	 nochmals	 dort	 [in	 der	
„Kapellenstraße	 6“]	 und	 hörte	 von	 Hermanns,	 daß	 die	 „Reise“	 nach	
Theresienstadt	 ginge.	 [...]	 Was	 mit	 ihnen	 geschieht,	 ist	 ganz	 ungewiß	
und	es	schwirren	darüber	die	tollsten	Gerüchte.“863		
	




















von	 Köln-Deutz	 in	 den	 Distrikt	 Lublin.	 Der	 Sonderzug	 Da	 22	 beförderte	 neben	 den	






15.	 Juni	 1942	 wurden	 weitere	 Bonner	 Juden	 mit	 einem	 Großtransport	 in	 das	 KZ	
Theresienstadt	deportiert.	Bereits	im	September	und	Oktober	1942	wurden	einige	der	
Deportierten	von	dort	ins	Vernichtungslager	Treblinka	überstellt.868	



















übrigen	 Deportierten	 wurden	 mit	 Lastwagen	 zu	 Gruben	 in	 einen	 Wald	 bei	
Blagowtschina	 gebracht,	 wo	 Schutzpolizisten	 und	 Angehörige	 der	 Waffen-SS	 die	
Menschen	ermordeten.869		
	 Die	 letzte	 Deportation	 von	 Bonner	 Juden	 fand	 am	 27.	 Juli	 1942	 in	 das	 KZ	
Theresienstadt	statt.	Der	Sonderzug	hatte	die	Nummer	Da	76	und	transportierte	512	
Juden	 aus	 Köln	 und	 Umkreis	 sowie	 aus	 der	 linksrheinischen	 Umgebung.	 Im	 August	
1942	überstellte	man	bereits	einige	Juden	aus	diesem	Transport	nach	Maly	Trostinez	




überlebt:	 Alfred,	 Margarete	 und	 Dora	 Philippson,	 Anneliese	 Winterberg,	 Else	
Waldmann,	 Hildegard	 Mayer,	 Elisabeth	 und	 Toni	 Herrmanns,	 Ottilie	 Levy,	 Thekla	
Scheuer	 sowie	 Hannah	 Klein.	 Wenn	 in	 älterer	 Literatur	 acht	 Überlebende	 genannt	
werden,	sind	damit	jene	Personen	gemeint,	die	nach	Bonn	zurückgekehrt	sind	und	von	
denen	die	Forschung	zu	diesem	Zeitpunkt	wusste.871	Zudem	existieren	in	den	Arolsen	
Archives	 Dokumente,	 nach	 denen	 einige	 Juden	 und	 Halbjuden	 in	 Bonn	 die	
nationalsozialistische	 Herrschaft	 überlebt	 haben:	 Namentlich	waren	 das	 Karl	 Becker,	
























Schon	 kurz	 nach	 der	 Zwangseinweisung	 der	 Bonner	 Juden	 in	 das	 Arbeits-	 und	
Wohnlager	 „Kapellenstraße	 6“	 wurden	 die	 frei	 gewordenen	 Wohnungen	
beschlagnahmt	 und	 nach	 Instandsetzung	 vermietet,	 vorzugsweise	 an	 Familien,	 die	
durch	 Luftangriffe	 ihre	Wohnung	 verloren	 hatten	 oder	 kinderreich	waren.873	Am	 25.	
November	1941	wurde	mit	der	elften	Verordnung	zum	Reichsbürgergesetz	 Juden	die	
deutsche	Staatsangehörigkeit	entzogen,	wenn	sie	einen	„gewöhnlichen	Aufenthalt	 im	
Ausland“ 874 	hatten.	 In	 diesem	 Fall	 fiel	 das	 Vermögen	 mit	 dem	 Verlust	 der	
Staatsangehörigkeit	 an	 das	 Reich.875	Dieses	Gesetz	wurde	 auch	 bei	 den	 deportierten	
Juden	angewendet.		
	 Einen	Tag	nach	dem	letzten	Transport	der	Bonner	Juden,	am	28.	Juli	1942,	kamen	
Beamte	 der	 Bonner	 Gestapo,	 u.	 a.	 Proll,	 des	 Finanzamtes	 Bonn	 und	 als	
Sachverständiger	der	Auktionator	und	Taxator	Carl	Virnich	 in	die	Räume	des	Arbeits-	
und	Wohnlagers,	um	den	zurückgelassenen	Besitz	der	Juden	zu	besichtigen.	Akribisch	
wurde	eine	 Inventarliste	 erstellt,	 auf	welcher	 der	Wert	 und	der	 frühere	Besitzer	 der	
Gegenstände	 festgehalten	wurde.876	Auf	Anweisung	des	Oberfinanzpräsidenten	Kölns	
sollte	das	Finanzamt	Bonn	die	Objekte	versteigern.	Bei	den	Auktionen	durfte	nicht	auf	
die	 jüdischen	 Vorbesitzer	 hingewiesen	 werden	 und	 sie	 mussten	 außerhalb	 der	
„Kapellenstraße	6“	stattfinden.	Vorrang	sollten	jene	Käufer	haben,	deren	Wohnungen	
durch	 Fliegerangriffe	 zerstört	 worden	 waren.877	Teile	 der	 beschlagnahmten	 Möbel	
wurden	 in	 den	 Räumen	 des	 Finanzamts	 Bonn	 untergestellt;	 dieses	 „übernahm“	
verschiedene	 Gegenstände,	 so	 u.	a.	 „4	 Bücherschränke,	 10	 Schreibtische,	 3	
Schreibmaschinentische,	[...],	4	Bilder,	3	Vasen,	14	Aschenbecher“.878		
	 Die	öffentlichen	Auktionen	fanden	zwischen	August	1942	und	August	1944	statt.	
Dr.	 Mulhaupt	 vom	 Finanzamt	 Bonn	 beauftragte	 Virnich	 am	 31.	 Juli	 1942	 die	










Provenienz	 der	 Gegenstände	 an	 und	 erklärte,	 dass	 es	 sich	 dabei	 um	
Einrichtungsgegenstände	 von	 Juden	 aus	 der	 „Kapellenstraße	 6“	 handelte.	 Für	 die	
Übernahme	 des	 Auftrages	 erhielt	 Virnich	 zehn	 Prozent	 des	 Verkaufserlöses.879	An	
Gegenständen	 wurde	 alles	 Erdenkliche	 auktioniert,	 von	 Schuhen	 über	 Bettzeug,	




des	 Finanzamts	 und	 in	 etwa	 5	 Fällen	 auch	 im	 Auftrag	 der	 Geheimen	
Staatspolizei	 Bonn	 Versteigerungen	 oder	 freihändige	 Verkäufe	 von	
Mobiliarvermögen	 (meist	 Möbel	 und	 Einrichtungsgegenstände)	 durch,	
die	meines	Wissens	vorwiegend	jüdischer	Herkunft	waren.	Die	Herkunft	
der	Möbel	nachzuprüfen,	 fiel	 jedoch	nicht	 in	meinem	Aufgabenkreis	als	
Versteigerer.	Ausserdem	hätte	ich	im	Einzelfalle	nicht	feststellen	können,	
inwieweit	 sie	 durch	 freiwillige	 Aufgabe	 ihrer	 Eigentümer	 in	 die	
Versteigerungsmasse	gelangt	waren.“881	
	
Virnich	 bereicherte	 sich	 auch	 persönlich,	 indem	 er	 einen	 Geldschrank	 kaufte,	 der	
seines	 Wissens	 nach	 aus	 dem	 Besitz	 von	 Siegmund	 Mayer	 stammte. 882 	Der	
Gesamterlös	der	Auktionen	betrug	über	320.000	RM	und	wurde	durch	die	Finanzkasse	



















	 Bajohr	 bewertet	 die	 Teilnahme	 an	 den	 Auktionen	 „jüdischen“	 Eigentums	 als	
„Verstrickung	der	Bevölkerung	in	die	Vernichtungspolitik	und	Komplizenschaft	mit	dem	




nachvollzogen	 werden.	 Sicher	 belegt	 ist	 hingegen,	 dass	 sich	 die	 für	 die	










Witwe	 Eva	Merkelbach	 (verwitwete	 Ladewig,	 geb.	 Sürth)	 die	 unterschiedlichen	 und	
teils	 unvereinbar	 scheinenden	 bzw.	 widersprüchlichen	 Handlungen	 nicht-jüdischer	
Bonner	 gegenüber	 der	 verfolgten	 Minderheit.	 Ihre	 Geschichte	 zeigt	 auch	 die	
individuellen	Einflüsse	auf,	die	die	Handlungen	von	Nicht-Juden	bestimmten,	wie	auch	
deren	Handlungsmöglichkeiten	–	selbst	in	dieser	späten	Phase	der	NS-Herrschaft.		
	 Merkelbach	 war	 zweimal	 mit	 Nicht-Juden	 verheiratet	 gewesen.	 Als	 1942	 die	
Deportationen	 in	 den	 Osten	 begannen,	 waren	 Juden	 in	 so	 genannten	 privilegierten	
Ehen	 davon	 zunächst	 ausgenommen.	 Dies	 galt	 allerdings	 nicht,	 wenn	 der	 nicht-
jüdische	 Ehepartner	 bereits	 verstorben	war.	Auf	 persönliches	Bitten	 ihrer	 Söhne	 aus	
erster	Ehe,	Rudolf	und	Oskar	Ladewig,	 strich	Kriminalsekretär	Seibel	Merkelbach	von	
der	 Deportationsliste	 und	 begründete	 dies	 mit	 dem	 Vermerk	 „ausgewandert“	 oder	




nicht-jüdischen	Mietern	 des	Hauses	 Paula	 Schmitz	 und	Maria	 Pieete	 zu	 einem	Eklat.	
Pieete	wollte	 ihren	 damaligen	 Freund	 und	 späteren	 Ehemann	 Alfred	 Pieete	 bei	 sich	
aufnehmen,	 wogegen	 sich	 Merkelbach	 aussprach.	 Daraufhin	 vermietete	 Schmitz	 an	
diesen	 eines	 zu	 ihrer	 Wohnung	 gehörendes	 Mansardenzimmer,	 ohne	 eine	
Genehmigung	 erhalten	 zu	 haben.	 Alfred	 Pieete	 räumte	 das	 Zimmer	 auch	 nicht,	 als	











Mietverhältnisses	 des	Mansardenzimmers.888	Im	 Zuge	 der	 Räumungsklage	 verteidigte	
sich	das	Ehepaar	Schmitz	mit	folgenden	Worten:		
	
„die	Kläger	 [Ladewig]	…	 sollten	doch	besser	 ihren	Eigenbedarf	 auf	 Kosten	
ihrer	 volljüdischen	 Mutter,	 der	 Witwe	 Merkelbach,	 befriedigen:	 die	




ihnen	erhobenen	Vorwürfe	 lauteten,	dass	die	Witwe	 in	 ihre	Wohnung	eindringe	und	
zänkisch	sei.	Man	könne	ihnen	nicht	länger	zumuten,	mit	einer	Jüdin	unter	einem	Dach	
zu	 wohnen. 890 	Die	 Klärung	 des	 Sachverhaltes	 wurde	 Kriminalsekretär	 Seibel	 von	
Kriminalrat	Proll	übertragen.	Laut	der	Zeugenaussage	Ladewigs	im	Gerichtsprozess	von	
1953	 fürchtete	 Seibel	 die	Aufdeckung	 seiner	Hilfe	des	 Jahres	1942	und	 ließ	 sich	 von	
erneuten	Bittgesuchen	nicht	erweichen.891	Merkelbach	wurde	am	9.	Juni	1944	von	der	
Gestapo	 verhaftet.	 Im	 Vermerk	 der	 Haftanstalt	 Bonn	 lautet	 die	 Begründung	 ihrer	




	 Merkelbachs	 Geschichte	 zeigt	 nochmals	 die	 große	 Handlungsspanne	


















	 Seibels	 Bereitschaft,	Merkelbach	 von	 der	 Deportationsliste	 zu	 streichen	 und	 sie	
auf	diese	Weise	zu	schützen,	war	vermutlich	auf	die	direkte	 Intervention	 ihrer	Söhne	
zurückzuführen,	 die	 auf	 diese	 Weise	 eine	 persönliche	 Verbindung	 zu	 dem	
Kriminalsekretär	 aufbauten.	 Als	 sich	 der	 Fall	 für	 Seibel	 1944	 zu	 einem	 persönlichen	
Risiko	für	ihn	als	Person	oder	seine	Karriere	entwickelte,	war	er	nicht	mehr	bereit,	für	
die	 jüdische	 Witwe	 einzutreten. 894 	Das	 Verhalten	 Seiberts	 bestätigt	 die	 Aussage	
Gruners,	der	konstatiert:	
	
„Je	 genauer	 wir	 jedoch	 die	 Handlungen	 ansehen,	 desto	 schwieriger	





konspirierten,	um	sich	einer	 ihnen	missliebigen	Person	zu	entledigen.	 Ihr	Handeln	 ist	
hinreichend	im	Urteil	des	Gerichts	charakterisiert	worden:		
	
[Sie]	 sind	 hinreichend	 verdächtigt	 gemeinschaftlich	 einen	 Menschen	
vorsätzlich	 und	 rechtswidrig	 des	 Gebrauchs	 der	 persönlichen	 Freiheit	 mit	
der	Folge	beraubt	zu	haben,	dass	der	Tod	der/des	Freiheit	Beraubten,	durch	













nationalsozialistischen	 Herrschaft?	 Die	 vorliegende	 Forschungsarbeit	 konnte	 am	
Beispiel	von	Bonn	deutlich	zeigen,	dass	nicht	eine	bestimmte	gesellschaftliche	Gruppe	
für	die	Ausgrenzung	und	Diskriminierung	der	Juden	verantwortlich	war.		Vielmehr	dass	
ein	 Konglomerat	 unterschiedlicher,	 teilweise	 kleiner	 und	 unbedeutend	 anmutender	
Handlungen	 verschiedener	 gesellschaftlicher	 Akteure	 sich	 zu	 Mustern	 verdichteten,	
die	in	der	Exklusion	der	Juden	aus	der	„Bonner	Volksgemeinschaft“	resultierten.	
	 In	 der	 ersten	 Phase	 der	 nationalsozialistischen	 Herrschaft,	 von	 der	
Machtübernahme	 bis	 zum	 Erlass	 der	 „Nürnberger	 Gesetze“,	 gingen	 Bonner	 Akteure	
über	 den	 diskriminierenden	 gesetzlichen	 Rahmen	 hinaus	 bzw.	 passten	 sich	 der	
exkludierenden	 Gesetzgebung	 ohne	 Notwendigkeit	 an.	 Damit	 widerlegt	 das	 Beispiel	
Bonn	die	Vorstellung,	 nach	der	 die	 antisemitische	Gesetzgebung	nur	 von	Anhängern	
der	Nationalsozialisten	positiv	aufgenommen	wurde.897	
	 Etwas	 über	 zwei	 Monate	 nach	 der	 Konsolidierung	 ihrer	 Herrschaft	 in	 den	
Kommunen	 erließ	 die	 nationalsozialistische	 Regierung	 im	 Rahmen	 der	
„Wiederherstellung	 des	 Berufsbeamtentums“	 den	 „Arierparagraphen“;	 in	 diesem	
wurden	 Juden	 erstmals	 rassisch	 definiert	 und	 als	 Gruppe	 auf	 gesetzlicher	 Ebene	
diskriminiert.	 Sie	 konnten	 nun	 wegen	 ihrer	 „Abstammung“	 aus	 dem	 öffentlichen	
Dienst	 und	 in	 weiteren	 Berufsfeldern,	 wie	 u.	a.	 der	 Rechtspflege	 entlassen	 werden.	
Obgleich	 angestellte	 Juden	 in	 der	 Bonner	 Stadtverwaltung	 nicht	 unter	 die	
Bestimmungen	 des	 „Arierparagraphens“	 fielen,	 wurden	 sie	 sukzessive	 und	 in	
vorauseilendem	 Gehorsam	 durch	 Nötigung	 aus	 ihren	 Positionen	 gedrängt.	 Die	
verantwortlichen	 Stellen	 setzen	 die	 antisemitische	 Ideologie	 über	 die	 rechtliche	
Regelung	 hinaus	 um.	 An	 der	 Rheinischen-Friedrich-Wilhelms-Universität	 und	 dem	
Landgericht	 Bonn	wurde	 Juden	 gekündigt,	 jüdische	Anwälte	 verloren	 ihre	 Zulassung.	
Diejenigen	Richter	und	Anwälte,	die	sich	durch	Leumundszeugnisse	für	ihre	jüdischen	




Verhalten	 wurde	 als	 nicht	 gesellschaftskonform	 im	 Sinne	 der	 nationalsozialistischen	
„Volksgemeinschaft“	 ausgelegt.	 Die	 in	 der	 Bezirksgruppe	 Bonn	 des	 „Bundes	
Nationalsozialistischer	 Juristen“	 organisierten	 Anwälte	 beteiligten	 sich	 aktiv	 an	 der	
Ausgrenzung.	 Sie	 nahmen	 die	 neue	 Rechtslage	 zum	 Anlass,	 ihrer	 Konkurrenz	 zu	
schaden.	So	veröffentlichten	sie	beispielsweise	eine	Liste	„jüdischer“	Anwälte	in	Bonn	
oder	 erschwerten	 diesen	 den	 Zugang	 zum	 Gerichtsgebäude.	 Die	 neue	 Gesetzeslage	
und	 die	 damit	 einhergehenden	 Handlungen	 von	 städtischer	 Seite	 wie	 auch	
distinguierter	 Berufsgruppen	 wurden	 von	 anderen	 gesellschaftlichen	 Akteuren	
wahrgenommen.	 Vereine	 übernahmen	 den	 „Arierparagraphen“	 in	 ihren	 Satzungen	
und	 schlossen	 jüdische	 Mitglieder	 aus.	 Sie	 passten	 sich	 damit	 ohne	 Zwang	 der	
antisemitischen	 Gesetzgebung	 an.	 Nicht-jüdische	 Bonner	 entschieden	 sich	 dazu,	
persönliche	 Beziehungen	 zu	 Juden	 einzuschränken	 oder	 gänzlich	 aufzugeben.	 Die	
soziale	Praxis	vor	Ort	veränderte	sich.		
	 Einhergehend	 mit	 der	 diskriminierenden	 Gesetzgebung	 riefen	 die	
Nationalsozialisten	 dazu	 auf,	 nicht	 mehr	 in	 „jüdischen“	 Geschäften	 einzukaufen.	
Auftakt	 war	 der	 offizielle	 und	 reichsweite	 Boykott	 am	 1.	 April	 1933.	 Ohne	 die	
bereitwillige	 Beteiligung	 lokaler	 Akteure	 hätte	 der	 Boykott	weder	 vor	Ort	 umgesetzt	
noch	 seine	 Wirkung	 entfalten	 können.	 Das	 Gros	 der	 Bonner	 folgte	 der	
Handlungsaufforderung	und	mied	„jüdische“	Geschäfte.	Damit	verpasste	es	die	Bonner	
Gesellschaft	 zu	 diesem	 frühen	 Zeitpunkt	 der	 nationalsozialistischen	 Herrschaft,	 ein	
Zeichen	 gegen	 den	 staatlich	 verordneten	 Antisemitismus	 zu	 setzen.	 So	 kann	 die	
Einschätzung	der	neueren	historischen	Forschung	durch	die	Untersuchung	über	Bonn	
nur	bestätigt	werden:	Das	„Zulassen“	des	Boykotts	wurde	von	den	Nationalsozialisten	
als	 Zustimmung	 ihrer	 Politik	 gewertet	 und	 das	 Nicht-kaufen	 als	 politische	
Meinungsäußerung	interpretiert.898		
	 Organisiert	wurde	die	antijüdische	Aktion	von	Mitgliedern	der	Bonner	NSDAP	und	







an	der	 Inszenierung,	 indem	sie	 ihre	Geschäfte	als	„nicht-jüdisch“	kennzeichneten.	Sie	
exkludierten	 damit	 bewusst	 Juden	 aus	 ihrer	 Zunft.	 Auch	 das	 „kaufende	 Publikum“	
erfüllte,	 von	wenigen	 Ausnahmen	 abgesehen,	 die	 ihm	 zugedachte	 Funktion:	 Bonner	
gingen	 nicht	 in	 „jüdische“	 Geschäfte,	 obwohl	 sich	 eine	 Vielzahl	 von	 ihnen	 in	 den	
Geschäftsstraßen	 aufhielt	 und	 über	 den	 ausgerufenen	 Boykott	 diskutierte.	 Dieses	
Verhalten	kann	nicht	als	Distanzierung	gegenüber	der	antisemitischen	Aktion	gewertet	
werden,	 weil	 es	 genau	 damit	 der	 Handlungsaufforderung	 der	 Nationalsozialisten	
folgte.	
		 In	den	nächsten	zwei	 Jahren	 forderten	Bonner	Nationalsozialisten	 immer	wieder	
nicht-jüdische	 Bonner	 dazu	 auf,	 Geschäfte	 jüdischer	 Inhaber	 zu	 meiden.	 In	 ihren	
Kampagnen	 griffen	 sie	 auf	 tradierte	 Stereotype	 zurück	 und	 versuchten	 eine	
antisemitische	Stimmung	 in	der	Mehrheitsgesellschaft	zu	generieren.	Sie	setzten	sich	
eigeninitiativ	 für	 die	 Exklusion	 der	 Juden	 aus	 der	 „Volksgemeinschaft“	 ein.	 Dass	 die	
Boykott-Aufrufe	 bis	 zum	 Erlass	 der	 „Nürnberger	 Gesetze“	 nur	 begrenzten	 Erfolg	
hatten,	 lag	 in	den	monetären	Erwägungen	der	nicht-jüdischen	Bonner	begründet.	Sie	
sahen	 die	 oftmals	 günstigeren	 Preise	 in	 „jüdischen“	 Geschäften	 als	 Anreiz,	 sich	 der	
nationalsozialistischen	 Handlungsaufforderung	 zu	 widersetzen. 899 	Es	 waren	 also	
egoistische	Beweggründe	und	nicht	die	Solidarisierung	mit	der	 jüdischen	Minderheit,	
die	 ihr	 Handeln	 bestimmten.	 Im	 Frühjahr	 und	 Sommer	 1935	 eskalierte	 die	
antisemitische	 Propaganda;	 sie	 richtete	 sich	 nun	 nicht	 nur	 gegen	 jüdische	
Geschäftsinhaber	 sondern	 auch	 gegen	 die	 Käufer.	 Nicht-jüdische	 Bonner	 reagierten	
mit	 Unmut	 auf	 die	 Kampagne.	 Während	 Bajohr	 konstatiert,	 dass	 die	 Mehrheit	 der	














war	 der	 diskriminierende	 Charakter	 der	 Gesetze	 bewusst.	 Sie	 verstanden	 die	
„Nürnberger	 Gesetze“	 als	 nationalsozialistische	 Handlungsaufforderung	 und	
exkludierten	Juden	über	den	rechtlichen	Rahmen	hinaus	auf	verschiedenste	Weise	und	
in	nahezu	allen	Lebensbereichen.	Lediglich	enge	persönliche	Bindungen	führten	dazu,	
dass	 sich	 Bonner	 im	 Rahmen	 ihrer	 Handlungsmöglichkeiten	 widersetzten.	 Die	
Exklusion	 der	 Juden	 wurde	 gesellschaftsfähig.	 Damit	 widerlegt	 die	 Untersuchung	 zu	
Bonn	 bestehende	 Forschungsmeinungen,	 nach	 welchen	 die	 „Nürnberger	 Gesetze“	
keinen	entscheidenden	Einschnitt	 im	gesellschaftlichen	Leben	darstellten.901	Vielmehr	
bestätigt	die	vorliegende	Arbeit	sowohl	Bajohrs	als	auch	Longerichs	Überzeugung,	der	




zur	 weiteren	 Exklusion	 der	 jüdischen	Minderheit	 Der	 Vorwurf	 der	 „Rassenschande“	
wurde	 gegen	 Bonner	 Juden	 erhoben	 und	 hatte	 für	 die	 Betroffenen	 schwere	
strafrechtliche	 Konsequenzen,	 die	 von	 einer	Haftstrafe	 bis	 zur	 Inhaftierung	 in	 einem	
Konzentrationslager	reichten.	„Der	Stürmer“	wie	auch	der	„Westdeutsche	Beobachter“	
dokumentierten	 die	 Fälle	 und	 führten	 den	 nicht-jüdischen	 wie	 auch	 den	 jüdischen	
Bonnern	 die	 Konsequenzen	 von	 gemeinsamen	 sexuellen	 Beziehungen	 vor	 Augen.	
Denunziert	 wurden	 die	 Paare	 häufig	 von	 Bekannten	 und	 Nachbarn,	 die	 mit	 ihrem	
Verhalten	 dem	 nationalsozialistischen	 Staat	 zuarbeiteten	 und	 sich	 aktiv	 an	 der	
Verfolgungspolitik	beteiligten.		
	NSDAP-Funktionäre	 setzten	 bestehende	 Partnerschaften	 von	 Bonner	 Juden	 und	
Nicht-Juden	zunehmend	unter	Druck.	Auch	die	erschwerten	Lebensumstände,	die		aus	








die	 meisten	 Paare	 nicht.	 Unverheiratete	 Paare	 emigrierten	 gemeinsam	 und	 gaben	
damit	 ihre	 sozialen	 Strukturen	 und	 finanziellen	 Sicherheiten	 auf.	 Auf	 diese	 Weise	
entzogen	sie	sich	dem	nationalsozialistischen	Einfluss.		
	 Der	 Wandel	 im	 gesellschaftlichen	 Verhalten	 manifestierte	 sich	 in	
unterschiedlichen	Situationen	des	Alltags,	exkludierende	Handlungen	gegenüber	Juden	
nahmen	 zu.	 So	 lehnten	 Bonner	 Akteure	 in	 scheinbar	 alltäglichen	 Situationen	 den	
Kontakt	 zu	 oder	 die	 Interaktion	 mit	 Juden	 ab;	 Dieses	 Verhalten	 reichte	 von	 der	
Meidung	„jüdischer“	Geschäfte,	über	den	Ausschluss	von	 Juden	aus	Vereinen	bis	hin	
zur	 Verweigerung	 kleinster	 Dienstleistungen.	 Andere	 entschieden	 sich	 über	 die	
gesetzlichen	 Rahmenbedingungen	 hinaus,	 Juden	 zu	 diskriminieren,	 indem	 sie	
beispielsweise	 bestehende	 Arbeitsverhältnisse	 beendeten.	 Manche	 Akteure	 gingen	
soweit,	 diejenigen	 Nicht-Juden,	 die	 noch	 Kontakte	 zu	 Juden	 unterhielten,	 zu	
denunzieren.	Die	 soziale	Kontrolle	 vor	Ort	 konnte	nur	durch	 lokale	Akteure	geleistet	
werden;	 sie	 trugen	 einen	 entscheidenden	 Anteil	 daran,	 die	 exkludierende	
„Volksgemeinschaft“	 herzustellen.	 Interaktionen	 zwischen	 Nicht-Juden	 und	 Juden	
nahmen	sukzessive	ab.		
	 Wer	 als	 Jude	 eingestuft	 wurde	 und	 somit	 unter	 die	 Bestimmungen	 der	




ihre	 Aufgabe	 im	 Zuge	 der	 nationalsozialistischen	 Ausgrenzungspolitik.	 Die	 wenigen	
Juden,	 die	 noch	 im	 öffentlichen	 Dienst	 verblieben	 waren,	 wurden	 aufgrund	 der	 1.	
Verordnung	des	„Reichsbürgergesetzes“	zwangsweise	in	den	Ruhestand	versetzt.	Über	
die	 rechtlichen	 Rahmenbedingungen	 hinaus	 entließ	 die	 alte	 Stadt	 Bonn	 angestellte	
Juden.	 Der	 Stadtrat	 erdachte	 eigeninitiativ	 Maßnahmen,	 um	 jüdische	 Bonner	 in	






	 Der	 Novemberpogrom	 stellte	 einen	 Bruch	 in	 der	 antisemitischen	 Politik	 der	
Nationalsozialisten	dar	–	er	war	die	Wende	hin	zur	offenen	Gewalt	gegen	Juden.	Die	
historische	 Forschung	 ist	 sich	 einig,	 dass	 die	 Zerstörungen	 vor	 Ort	 vornehmlich	 von	
Parteigenossen	 und	Angehörigen	 der	NS-Verbände	 durchgeführt	wurde.	 Die	Haltung	
der	 Gesellschaft	 gegenüber	 dem	 Novemberpogrom	 ist	 hingegen	 umstritten:	 die	
Interpretation	 der	 Reaktionen	 reicht	 von	 Schock	 über	 schweigende	Missbilligung	 bis	
hin	 zu	 Gleichgültigkeit	 gegenüber	 den	 Geschehnissen. 904 	Auch	 die	 vorliegende	
Forschungsarbeit	kann	diese	Frage	nicht	eindeutig	klären,	oder	eine	einfache	Antwort	
geben.	 Zwei	Verhaltensweisen	von	Bonner	Akteuren	werden	von	der	Autorin	 jedoch	
als	 bezeichnend	 gesehen:	 Erstens	 beobachteten	 nicht-jüdische	 Bonner	 die	
Zerstörungen	 und	 ergriffen	 nicht	 Partei	 für	 die	 jüdischen	 Bonner.	 Zweitens	 gingen	
Bonner	Akteure	ihrem	Alltag	nach,	während	die	Zerstörungen	stattfanden.	Sollen	diese	
Handlungen	 in	 einem	Wort	 zusammengefasst	 werden,	 bietet	 sich	 nach	 Ansicht	 der	
Autorin	 der	 Begriff	 ‚fatalistisch’	 an.	 Das	Gros	 der	 Bonner	 fügte	 sich,	 teils	willentlich,	
teils	angepasst,	in	die	exkludierende	„Volksgemeinschaft“	ein.		










Nähe	 Geschäfte	 jüdischer	 Inhaber	 verwüstet	 wurden.	 Zuweilen	 ging	 das	 Verhalten	






	 In	 der	 Folge	 des	 Novemberpogroms	 wurde	 die	 letzte	 Phase	 des	
„Arisierungsprozesses“	von	der	nationalsozialistischen	Führung	vorangetrieben.	Für	die	
Umsetzung	der	systematisierten	„Arisierung“	 in	Bonn	waren	Beamte	und	Angestellte	
unterschiedlicher	 städtischer	 Stellen	 unabdingbar.	 Diese	 erfüllten	 ihre	 Aufgaben	
geflissentlich.	 Dementsprechend	 kann	 Sabine	 Meckings	 und	 Andreas	 Wirschings	
Erkenntnis	 nur	 bestätigt	werden,	 nach	 der	 sich	 die	 kommunale	Verwaltung	willig	 an	
der	 „Ausgrenzungs-	 und	 Verfolgungsmaschinerie“	 beteiligte.905	Bonner	 erwarben	 in	
ihrem	 Verlauf	 „jüdisches“	 Eigentum	 und	 nahmen	 damit	 das	 Angebot	 des	
nationalsozialistischen	Staates	der	„Arisierung“	an.	In	einigen	Fällen	versuchten	sie	sich	
weitere	 Vorteile	 zu	 sichern,	 indem	 sie	 mit	 antisemitischen	 Phrasen	 die	 jüdischen	
Vorbesitzer	 diffamierten.	 Für	 ihren	 persönlichen	 Vorteil	 und	 Profit	 waren	 Bonner	
bereit,	die	Situation	der	exkludierten	Minderheit	auszunutzen.		
	 Im	Jahr	1939	wurde	ein	Teil	der	jüdischen	Bonner	in	„Judenhäuser“	eingewiesen,	
um	 im	 Jahr	 1941	 zusammen	 mit	 den	 restlichen	 Bonner	 Juden	 in	 das	 Arbeits-	 und	
Wohnlager	 „Kapellenstraße	 6“	 verlegt	 zu	 werden.	Mit	 ihrer	 räumlichen	 Separierung	
von	 den	 Nicht-Juden	 war	 ihre	 Exklusion	 aus	 der	 „Bonner	 Volksgemeinschaft“	
abgeschlossen.	 Städtische	 Dienststellen	 setzten	 in	 Zusammenarbeit	 mit	 der	 NSDAP-
Kreisleitung	 sowie	 der	 örtlichen	 Gestapo	 die	 Trennung	 um.	 Damit	 einhergehend	
entwickelten	 sie	 eigeninitiativ	 Anordnungen,	 Kontrollen	 und	 Restriktionen,	 um	
Interaktionen	 von	 nicht-jüdischen	 Bonnern	 mit	 der	 jüdischen	 Gemeinschaft	
weitestgehend	 zu	 unterbinden.	 Zudem	 erschwerten	 städtische	 Dienststellen	 die	




	 Durch	 die	 Separierung	 der	 Juden	 in	 der	 „Kapellenstraße	 6“	 existierten	 nur	 noch	
wenige	 Interaktionsmöglichkeiten	 zwischen	 Juden	 und	 Nicht-Juden.	 Aus	 den	






im	 Rahmen	 ihrer	 Möglichkeiten.	 Nicht-Juden,	 die	 aufgrund	 äußerer	 Umstände	 in	
Kontakt	mit	der	jüdischen	Gemeinschaft	kamen,	z.	B.	aufgrund	von	Warenlieferungen	
an	 die	 „Kapellenstraße	 6“,	 verhielten	 sich	 angepasst,	 indem	 sie	 den	
nationalsozialistischen	Anweisungen	den	Umgang	mit	Juden	betreffend	folgten.	Einige	
Bonner	 forderten	 aktiv	 eine	 weitere	 Verschärfung	 der	 Diskriminierung	 und	
verbalisierten	 dies	 in	 Briefen	 bzw.	 brachten	 konkrete	 Vorschläge	 zur	 Exklusion	 der	
jüdischen	Gemeinschaft	ein.		
	 Ab	Mitte	1942	wurden	die	Bonner	 Juden	 in	den	Osten	deportiert.	Aufgrund	der	
Quellenlage	in	Bonn	können	kaum	Aussagen	über	beteiligte	Akteure	getroffen	werden.	
Gesichert	 ist,	 dass	 die	 örtliche	 Gestapo	 und	 Oberbürgermeister	 Rickert	 an	 der	
Organisation	 der	Abreisevorbereitungen	beteiligt	waren.	Mehr	 ist	 hingegen	über	 die	





	 Durch	 die	 vorliegende	 Forschungsarbeit	 wird	 deutlich,	 dass	 die	 exkludierende	
„Volksgemeinschaft“	nur	durch	die	Partizipation	der	verschiedenen	gesellschaftlichen	
Akteure	 vor	Ort	 realisiert	werden	 konnte.	 NSDAP-Funktionäre,	 -Mitglieder	 und	 auch	
die	kommunale	Verwaltung	setzten	die	antisemitische	Gesetzgebung	um,	gingen	aber	
auch	häufig	über	den	gesetzlichen	vorgegebenen	Rahmen	hinaus.	Ohne	sie	hätte	die	
antisemitische	 Politik	 nicht	 in	 die	 Praxis	 umgesetzt	 werden	 können.	 Aber	 auch	 eine	
Vielzahl	 anderer	Akteure,	wie	beispielsweise	das	 „kaufende	Publikum“	oder	Vereine,	
trugen	durch	wiederkehrende	Handlungen	dazu	bei,	die	antisemitische	 Ideologie	der	
Nationalsozialisten	 in	der	 sozialen	Praxis	 vor	Ort	 zu	etablieren.	Dabei	nahmen	einige	
Bonner	 aus	 unterschiedlichen	 Beweggründen	 immer	 wieder	 eigeninitiativ	 die	
Möglichkeit	 wahr,	 Juden	 zu	 diskriminieren.	 Andere	 gingen	 auf	 Angebote	 des	
nationalsozialistischen	Staates	ein,	von	der	Ausgrenzung	der	Juden	zu	profitieren.	Viele	
Bonner	 distanzierten	 sich,	 vermieden	 den	 Kontakt	 zu	 Juden	 oder	 brachen	 ihn	
vollständig	ab.	Sie	versäumten	gerade	in	den	Anfangsjahren	der	nationalsozialistischen	
Herrschaft,	 ein	 Zeichen	 gegen	 die	 antisemitischen	 Inszenierungen	 zu	 setzen.	 Dass	
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andere	Handlungen	möglich	waren,	 zeigen	die	 Beispiele,	 bei	 denen	 sich	Bonner	 den	
Handlungsaufforderungen	 der	 Nationalsozialisten	 widersetzen.	 Dokumentiert	 sind	
zumeist	Fälle,	in	denen	die	handelnden	Personen	eine	persönliche	Beziehung	mit	den	
Juden	 hatten.	 Die	 exkludierenden	 Handlungen	 überwogen	 aber	 bei	 weitem,	
verdichteten	sich	zu	Handlungsmustern	und	führten	schließlich	dazu,	dass	die	jüdische	
Minderheit	vollständig	aus	der	„Bonner	Volksgemeinschaft“	ausgrenzt	war.		
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